Google 



This is a digital copy of a book that was prcscrvod for gcncrations on library shclvcs bcforc it was carcfully scannod by Google as pari of a projcct 

to make the world's books discoverablc online. 

It has survived long enough for the Copyright to expire and the book to enter the public domain. A public domain book is one that was never subject 

to Copyright or whose legal Copyright term has expired. Whether a book is in the public domain may vary country to country. Public domain books 

are our gateways to the past, representing a wealth of history, cultuie and knowledge that's often difficult to discover. 

Marks, notations and other maiginalia present in the original volume will appear in this flle - a reminder of this book's long journcy from the 

publisher to a library and finally to you. 

Usage guidelines 

Google is proud to partner with libraries to digitize public domain materials and make them widely accessible. Public domain books belong to the 
public and we are merely their custodians. Nevertheless, this work is expensive, so in order to keep providing this resource, we have taken Steps to 
prcvcnt abuse by commcrcial parties, including placing technical restrictions on automatcd qucrying. 
We also ask that you: 

+ Make non-commercial use ofthefiles We designed Google Book Search for use by individuals, and we request that you use these files for 
personal, non-commercial purposes. 

+ Refrain from automated querying Do not send aulomated queries of any sort to Google's System: If you are conducting research on machinc 
translation, optical character recognition or other areas where access to a laige amount of text is helpful, please contact us. We encouragc the 
use of public domain materials for these purposes and may be able to help. 

+ Maintain attributionTht GoogX'S "watermark" you see on each flle is essential for informingpcoplcabout this projcct andhclping them lind 
additional materials through Google Book Search. Please do not remove it. 

+ Keep it legal Whatever your use, remember that you are lesponsible for ensuring that what you are doing is legal. Do not assume that just 
because we believe a book is in the public domain for users in the United States, that the work is also in the public domain for users in other 
countries. Whether a book is still in Copyright varies from country to country, and we can'l offer guidance on whether any speciflc use of 
any speciflc book is allowed. Please do not assume that a book's appearance in Google Book Search mcans it can bc used in any manner 
anywhere in the world. Copyright infringement liabili^ can be quite severe. 

Äbout Google Book Search 

Google's mission is to organizc the world's Information and to make it univcrsally accessible and uscful. Google Book Search hclps rcadcrs 
discover the world's books while hclping authors and publishers reach new audiences. You can search through the füll icxi of ihis book on the web 

at |http : //books . google . com/| 



Google 



IJber dieses Buch 

Dies ist ein digitales Exemplar eines Buches, das seit Generationen in den Realen der Bibliotheken aufbewahrt wurde, bevor es von Google im 
Rahmen eines Projekts, mit dem die Bücher dieser Welt online verfugbar gemacht werden sollen, sorgfältig gescannt wurde. 
Das Buch hat das Urheberrecht überdauert und kann nun öffentlich zugänglich gemacht werden. Ein öffentlich zugängliches Buch ist ein Buch, 
das niemals Urheberrechten unterlag oder bei dem die Schutzfrist des Urheberrechts abgelaufen ist. Ob ein Buch öffentlich zugänglich ist, kann 
von Land zu Land unterschiedlich sein. Öffentlich zugängliche Bücher sind unser Tor zur Vergangenheit und stellen ein geschichtliches, kulturelles 
und wissenschaftliches Vermögen dar, das häufig nur schwierig zu entdecken ist. 

Gebrauchsspuren, Anmerkungen und andere Randbemerkungen, die im Originalband enthalten sind, finden sich auch in dieser Datei - eine Erin- 
nerung an die lange Reise, die das Buch vom Verleger zu einer Bibliothek und weiter zu Ihnen hinter sich gebracht hat. 

Nu tzungsrichtlinien 

Google ist stolz, mit Bibliotheken in partnerschaftlicher Zusammenarbeit öffentlich zugängliches Material zu digitalisieren und einer breiten Masse 
zugänglich zu machen. Öffentlich zugängliche Bücher gehören der Öffentlichkeit, und wir sind nur ihre Hüter. Nie htsdesto trotz ist diese 
Arbeit kostspielig. Um diese Ressource weiterhin zur Verfügung stellen zu können, haben wir Schritte unternommen, um den Missbrauch durch 
kommerzielle Parteien zu veihindem. Dazu gehören technische Einschränkungen für automatisierte Abfragen. 
Wir bitten Sie um Einhaltung folgender Richtlinien: 

+ Nutzung der Dateien zu nichtkommerziellen Zwecken Wir haben Google Buchsuche für Endanwender konzipiert und möchten, dass Sie diese 
Dateien nur für persönliche, nichtkommerzielle Zwecke verwenden. 

+ Keine automatisierten Abfragen Senden Sie keine automatisierten Abfragen irgendwelcher Art an das Google-System. Wenn Sie Recherchen 
über maschinelle Übersetzung, optische Zeichenerkennung oder andere Bereiche durchführen, in denen der Zugang zu Text in großen Mengen 
nützlich ist, wenden Sie sich bitte an uns. Wir fördern die Nutzung des öffentlich zugänglichen Materials für diese Zwecke und können Ihnen 
unter Umständen helfen. 

+ Beibehaltung von Google-MarkenelementenDas "Wasserzeichen" von Google, das Sie in jeder Datei finden, ist wichtig zur Information über 
dieses Projekt und hilft den Anwendern weiteres Material über Google Buchsuche zu finden. Bitte entfernen Sie das Wasserzeichen nicht. 

+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich ist, auch fiir Nutzer in anderen Ländern öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass das Erscheinen eines Buchs in Google Buchsuche bedeutet, dass es in jeder Form und überall auf der 
Welt verwendet werden kann. Eine Urheberrechtsverletzung kann schwerwiegende Folgen haben. 

Über Google Buchsuche 

Das Ziel von Google besteht darin, die weltweiten Informationen zu organisieren und allgemein nutzbar und zugänglich zu machen. Google 
Buchsuche hilft Lesern dabei, die Bücher dieser We lt zu entdecken, und unterstützt Au toren und Verleger dabei, neue Zielgruppcn zu erreichen. 
Den gesamten Buchtext können Sie im Internet unter |http: //books . google .corül durchsuchen. 



\ 



r 



) 




7 ?-' cfrc/s eO Ar, 



Sßizzen 

zur ^e^elun^ 6&r 

Ipracßen - ^erßältnisse 

im ^onißrQicRa Jiößm&n 



von 

J. U. J)r. priedrichi pacdk, 

Xandtags" u. 7{eiclisraths''JTbgeofdnefeij. 



Verordnungen u. Siesetzeni^ürfe. 




\ 




Druck u. ^ liiiHiflilllilli""'''''***™' ^ Schwarz. 






N 



SKIZZEN 

zur Regelung den Sprachenfrage 

"^' im Königreiche Böhmen. ^ 



Vom Reichsrathsa"b geordneten 

JUDr. FRIEDRICH PACÄK, 



(Aus dem böhmischen übersetzt vom Verf ausser.) 



Mit Anhang, enthaltend Nationalitäten-Gesetze, Ver- 
ordnungen und Gesetzentwürfe. 



„Es wird aUgemein anerkannt, dass 

die HerrsteUung friedlicher 

und gedeihlicher Zustände in Oesterreich 

zumeist von der Herbeiführung 

des nationalen Friedens in Böhmen 

abhängig sei." 

Adolf Fischhof. 



Kuttenberg. 

Druck und Verlag von Adolph Schwarz. 

1896. 



^ 



MW 2 5 1922 



nhalt. 



Vorwort Seite. 

I. Die Nothwendigkeit des nationalen Friedens in Österreich 

überhaupt und im Königreiche Böhmen speciell .... 3 
II. Gleichberechtigung bei den Gerichten und politischen 

Behörden 13 

III. Gleichberechtigung bei den autonomen Behörden ... 31 

IV. Gleichberechtigung in den Schulen 47 

V. Nationalitätengesetz für das Königreich Böhmen ... 64 

VI. Wer ist competent zur gesetzlichen Regelung der Sprachen- 

frageu? 71 

VII. Schlusswort 76 

ANHANG: 

I. Sprachenbestimmungen aus den oesterr. Verfassungen 

und Gesetzen. 

1. Aus der verneuerten Landesordnung (1627) 3 

2. Aus der Kremsierer Verfassung ..." 4 

3. Aus der Pillerstorf sehen und Stadion'schen Verfassug 

(25. April 1848 und 4. März 1849) 4 

4. Aus der Verfassung für das Königreich Böhmen von 30. 
December 1849 . ' 4 

5. Sprachenbestimmungen aus der Gerichtsordnunung vom 

1. Mai 1781 4 

6. Landesgesetz für das Königreich Böhmen vom 15 Febr. 1867 5 

7. Aus dem Staatsgrundgesetze vom 21. December 1867 . . 5 

IL Sprachen Verordnungen aus der ne-uesten Zeit. 

1. Galizische Sprachen Verordnung 6 

2. Böhmische Sprachenverordnung 7 

HI. Sprachengesetze beruhend auf dem Principe der Gleich- 
berechtigung der Sprachen. 

1. Belgische Nationalitätengesetze 9 

2. Schweizerische Nationalitätengesetze 12 

3. Siebenbürgisches Nationalitätengesetz aus dem Jahre 1863 13 

4. Croatisch-slavoniscli-nngarische Sprächenvereinbarungen 15 

IV. Sprachengesetze beruhend auf dem Principe der Staats- 

sprache. 

1. Das ungarische Nationalitätengesetz 16 

2. Das preussische Nationalitätengesetz 22 

V. Sprachenentwürfe, welche im Reichsrathe eingebracht 

wurden (auf Grund der Staatssprache) 

1. Antrag Wurmbrand 24 

2. Antrag Scharschmied 24 



e, eingebracht im Landtage des Kö; 
reiches Böhmen. 

1. Allgemeine. 
Jationalitaetengesetzes der Fundamental- 

igeordueten W. Seid! vom IG. April 18R1 
eo'rdneten Dr. Trojan vom 12. Decemb. 188J 

LXllI.) 

sordneteu Dr. VaSatj vom 19. Decemb. 1S87 

rage rücksichtlich der Autonomen 
Behörden. 

fom 30. Octob. 1889 Ldtg, Z. 379 Druck CVI. 
vom 9. April 1890 Ldtg. Z. 57 Druck II. 
bg. Dr. Sole vom 23. September 1892 und 
Ldtg. Z. 234 Druck XXX 

Qträge in Schulaagelegenheiten. 

om IG. Novb. 1889 Ldtg. Z.484 Dr. CXI.III. 
lg. Dr. Trojan und Dr. Julius Gregr vom 
^dtg. Z. 309 Druck CVI 

e. Dr. Julius Gregr vom 5. Mai 1893 Ldtg. 
XIII 



Vorwort. 



Durch die Herausgabe dieses Schriftchens wollte ich den 
Gedanken näher ausführen, den ich bei der heurigen Budget- 
debatte am 1. Juli 1895 im Wiener Reichsrathe kurz andeutete. 
Ich sagte damals: Wir wollen nicht das „Di vorgons^', welches 
unsere deutschen Landsleute als den Kernpunkt ihrer Staats- 
kunst in Böhmen anwenden, nein, unser Zaubermittel ist ganz 
einfach, es ist ein Wort und heisst „Ger ecktz^ketL^' — Es ist 
die Aufstellung des Principes der Gleichberechtigung und 
der Gleichwertigkeit der Sprachen, dass im Königreiche 
Böhmen jeder Böhme im ganzen Lande und jeder Deutsche 
im ganzen Lanäe sein Recht in seiner Muttersprache findet. 
Dieses Princip müsste unbedingt zum Gesetze erhoben werden. — 

„Eine natürliche Folge eines derartigen Principes wäre 
der definitive Beschluss des Grundgesetzes^ dass im Königreiche 
Böhmen jeder Staats- und Landesbeamte beider Landessprachen 
mächtig sein muss. 

Ich sage jeder Staats- und Landesbeamte. Ich gehe gar 
nicht so weit, wie es in Mähren geschehen ist, wo ein Gesetz 
beschlossen wurde, durch welches bekanntlich angeordnet wird, 
dass jeder beide Landessprachen obligat erlernen muss, sondern 
ich stelle diese Forderung einzig und allein in Betreff der 
Staats- und Landesbeamten auf, was denn doch ganz gerecht und 
billig ist. Wenn der Staat und das Land verlangen können, 
dass die Staats- und Landesbeamten bestimmte Gesetz-Kenntnisse 
haben, so können sie auch bestimmte Sprachkenntnisse verlangen. 

Wenn ein solches Princip definitiv zum Gesetz erhoben 
wird, dann glaube ich, ist es nach Votirung eines solchen 
definitiven principiellen ethischen Beschlusses mit Rücksicht 
auf die bestehenden Verhältnisse derzeit möglich, ein in der 
Zeit beschränktes Provisorium zu schaffen, welches mit Rücksicht 
auf dieses Princip und die factischen Verhältnisse im concreten 
Falle derart aufgebaut wäre, dass es weder dem Principe noch 
den factischen Verhältnissen widerspreche. — 




Wird über dieses Thema vielleicht in der Öffentlichkeit 
die Discussion eröffnet, dann wäre es ja nicht unmöglich, über 
die Sache näher zu discutiren." — 

Es wurde zwar die öffentliche Debatte hierüber nicht 
eingeleitet, nichts destoweniger wurde ich von verschiedenen 
Seiten des Parlamentes aufgefordert, diesen Gedanken näher 
auszuführen. 

Dies habe ich nun in den folgenden Skizzen gethan. — 
Ich wollte mich anfänglich nur auf die Skizzirung der Gleich- 
berechtigung bei den Gerichten und politischen Behörden be- 
schränken. 

Doch das Material, welches ich im Anhange gesammelt liatte, 
nöthigte mich geradezu auch von der Gleichberechtigung bei 
den autonomen Behörden und in den Schulen zu sprechen, 
was ich in den Capiteln III. und IV. gethan habe. 

Ich nannte die Brochure einfache Skizzen, was sie auch 
nur ist, ohne einen anderen Anspruch zu stellen, als den, mit 
einem Scherflein beizutragen /.ur Lösung der für das König- 
reich Böhmen hochwichtigen Sprachenfrage. Dieselbe macht auch 
nicht den Anspruch etwas ganz neues zu bringen. Der Leser 
wird darin vieles bekannte finden. Das Zusamenstellen der 
verschiedenen Sprachenanträge hielt ich bei practischer Lösung 
der Frage für wichtig und nothwendig. 

Und so übergebe ich denn dieses Schriftchen der Öffentlich- 
keit mit dem einzigen Wunsche, es möge mithelfen beim Aus- 
baue des Wohles meines Vaterlandes. 

Und wenn es auch nur ein Sandkorn in den Gründen 
dieses grossen Baues sein sollte, ich bin damit zufrieden. 
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Misdroy, am baltischen Meere, im August 1895. 



Die Nothwendigkeit des nationalen 

Friedens in Oesterreich überhaupt und 

inn Königreiche Böhnnen speciell. 
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Die politischen Verhältnisse in Oesterreich sind bei 
weitem verwickelter als in jedem anderen Staate, weil die 
nationalen Fragen wie ein rother Faden sich durch alle poli- 
tischen, culturellen und wirtschaftlichen Fragen hindurchziehen. 

Wo in anderen Keichsparlamenten diese letzteren Fragen 
grösstentheils nach politischen, oder sachlichen Principien gelöst 
werden, ist dies im Wiener Centralparlamente ganz und gar unmö- 
glich, weil daselbst alle Fragen von allen politischen Parteien fast | 
ausschliesslich vom nationalen Standpunkte gelöst werden und % 
natürlich, so lange die nationalen Fragen nicht erledigt sind, 
auch nicht anders gelöst werden können. Deshalb sehen wir 
auch, dass in allen Ländern, in welchen analoge oder gleiche 
Verhältnisse herrschten, wie z. B. in der Schweiz und in 
Belgien, die Politiker und Staatsmänner vor allem darangingen, 
die nationalen Fragen auf gerechten Grundlagen zu erledigen 
und wir sehen daselbst nun, dass die politischen, culturellen 
und wirthschaftlichen Fragen nur vom sachlichen, eventuell 
politischen Standpunkte, aber nicht ausschliesslich vom na- 
tionalen Standpunkte beurtheilt und erledigt werden. 

In Oesterreich zeigt sich bei dem nunmehrigen centra- 
listischen System aber noch ein weiterer Mangel, der nämlich, 
dass dem Centralparlamente durch die Verfassung eine Reihe 
von Angelegenheiten zugewiesen wurde, welche bei der grossen 
Verschiedenheit der Verhältnisse in den einzelnen Königreichen 
und Ländern doch niemals nach einer Schablone erledigt werden 
können, welche dagegen ohne alle Schwierigkeiten, ja geradezu 
mit einer Leichtigkeit in den autonomen Landtagen zur ge- 
deihlichen Erledigung gelangen könnten. Das AViener Parlament 
ist durch die Verfassung widernatürlich und übermässig in 
der Competenz überlastet, wohingegen die Landtage wegen 
geringer Competenz der Arbeit entbelu'en. 

Und so fehlt in der ganzen Staatsmaschine, zwischen 
Staat und den Königreichen und Ländern die vernünftige, 
natürliche Arbeitstheilung, der ganze Apparat kann daher 
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nicht vorwärts und sowohl das Ganze als die Theile müssen 
in einem solchen Zustande leiden. 

Das bestreitet niemand und wird auch niemand bestreiten, 
dass zur Ordnung der gemeinschaftlichen Angelegenheiten 
zwischen den Königreichen und Ländern und dem Staate 
selbst eine gemeinschaftliche parlamentarische Körperschaft 
nothwendig ist und immer nothwendig sein wird, selbst bei 
der autonomistischen Ausgestaltung der Länder und auch 
wenn nach dem bisher rechtsgiltigen Staatsrechte der Krone 
Böhmens den böhmischen Ländern die volkommene Auto- 
nomie und Selbstständigkeit zu Theil wird, mag nun dieser 
parlamentarische Centralkörper Reichsrath, Reichstag, Dele- 
gationen oder wie immer heissen. — 

Es handelt sich nur um die Ordnung der gegenseitigen 
Corapetenzverhältnisse, damit die gesetzgebenden Körper- 
schaften der Königreiche und Länder und des Staates mit 
Erfolg arbeiten könnten. 

Also wie es tiberall geschehen musste, muss unbedingt 
auch hier die Arbeitsthetlmig schon vom praktischen Staud- 
punkte aus geschehen, wenn auch die historisch begründeten 
und belegten Rechte dies nicht kategorisch anordnen würden, 
wie dem wirklich ist. — Auf der einen Seite ist, wie gesagt, 
das Centralparlament überbürdet und auf der anderen Seite 
sind die Landtage mit geringer Competenz versehen. — 

Es ist daher nothwendig, das Centralparlament zu ent- 
lasten und die Landtage mit gehöriger Competenz auszustatten. 

Auf der anderen Seite kann das Centralparlament wegen 
der Verschiedenheit der Verhältnisse der einzelnen Königreiche 
und Länder die gesetzgebende Gewalt nach einer Schablone doch 
nicht ausüben und thut sie es, so geschieht es zum Schaden der 
verschiedenartigen Verhältnisse eben der Königreiche und 
Länder, welche nicht nur verschiedenartig beui theilt, sondern 
auch verschiedenartig behandelt sein wollen. — Und da 
erfordert schon das practische Bedürfniss einer richtigen, 
den Verhältnissen der Königreiche und Länder entsprechenden 
gesetzgebenden Regelung, den grössten Theil eben dieser 
Verhältnisse der gesetzgeberischen Regelung der einzelnen 
Landtage zu überlassen. — Und wenn wir ausserdem sehen, 
dass neben dem, dass die einzelnen Fragen im Centralparla- 
mente nach den verschiedenen Verhältnissen der einzelnen 
Länder beurtheilt werden, die nationalen Fragen sie durch- 
wegs durchdringen, zu welcher Ansicht 7nuss man da unbe- 
dingt gelangen? Da muss man doch klar sehen und jedes 
unvoreingenomene politische Auge muss dies erkennen, dass 
nur dann eine erfolgreiche Arbeit möglich ist, wenn den 
Ländern die gesetzgebende Gewalt räcksichtlich der Landes- 
angelegenheiten ganz und voll überlassea wird, hingegen dem 
Centralparlamente nur jene Angelegenheiten vorbehalten werden, 
welche nothwendigerweise als gemeinschaftliche behandelt 



werden müssen. Und weiterhin. Als nothwendige Grundlage der 
Möglichkeit der zukünftigen Arbeit in den Königreichen und Län- 
dem selbst ist ein^erechter nationaler Ausgleich. In einem solchen 
Reiche wie es Osterreich ist, das eigentlich ein Völkerbund 
ist, ist der Fortschritt und die erfolgreiche Arbeit nur mö- 
glich bei Schaffung von ganz gleichberechtigten Verhältnissen 
zwischen den Nationen und durch Anerkennung deren Gleich- 
^wertigkeit. — In einem solchen Reiche kann eine Nation die 
andere nicht vergewaltigen ohne befürchten zu müssen, durch 
Gegendruck vergewaltigt zu werden. 

Die volle Autonomie und das gleiche Recht der Völker, 
das sind jene infalliblen Mittel, mit denen sowohl die Krank- 
heit des Staatsganzen als der Theile sanirt werden kann. 

Diese zwei Mittel sind wirkliche wunderwirkende Mittel, 
welche für die Nationen eine centripetale Kraft haben, wo hin- 
gegen die Centralisation, trotzdem dass sie Centralisation 
heisst, für die Nationen ganz bestimmt centrifugal wirkt. 

Es ist zu verwundem, dass die entscheidenden Kreise 
in Österreich fortwährend bei dem Centralisationssystem ver- 
harren, trotzdem dass dasselbe den Nationen und Ländern, 
als auch dem Reiche selbst bereits grosse Wunden geschla- 
gen hat. — 

Das Centralisationssystem herrschte in diesem Reiche 
durch Jahrhunderte, man kann daher dessen unglückselige 
Folgen leicht verfolgen. 

Zum autpnomistischen oder federativen System wurden 
nur kurze schüchterne Anläufe gemacht und es wurde dem- 
selben nie ein solcher Zeitraum zu Theil, um sich vollkom- 
men bethätigen zu können. 

Und wenn wir in das grosse deutsche Nachbarreich hinüber 
schauen, so sehen wir, dass die ausserordentliche Ent Wicke- 
lung, welche wir dort in den einzelnen Staaten finden, einzig und 
allein der Decentralisation zu verdanken ist, welche dasselbst 
herrschte und vielfach noch herrscht. Wir brauchen also gar 
nicht weit zu gehen, wir müssen nicht einmal in die nord- 
amerikanischen Staaten gehen, um die Wohlthaten des Fede- 
ralismus zu schildern, es genügt ein Besuch in der Vergangenheit 
und in der Gegenwart der deutschen Nachbaren, um sich hievon 
zu überzeugen. 

Die historisch-politische Geschichte zeigt, dass in Öster- 
reich die Kämpfe für und gegen die Centralisation schon 
ganze Jahrhunderte dauern, freilich nach den verschiedenen 
Verhältnissen verschieden. — 

Wir sehen einen freilich nur annähernd ähnlichen Kampf 
schon zu Leopold I. und Josef I. Zeiten. — 

Unter Karl VI. sehen wir ein theilweises Schwanken. 
Die dualistische Ausgestaltung des Reiches sehen wir zum 
erstenmale am politischen Horizonte, als die ungarischen Ma- 
gnaten am Pressburger Landtage im Juli 1712 erklärten, die 
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^atische Sanction anzuerkennen, „wenn der Wiener Hof 
Einheit und Untheilbarkeit der deutsch-böhmischen Erb- 
:er lind die Unantastbarkeit der ungarischen Verfassuug 
mtire." 

Es scheint, dass die damaligen österreichischen Staats- 
iier ihre ganze Centralisationskraft in den sogenannten 
ländem concentriren wollten. 

Unter der Kaiserin Maria Theresia sehen wir, dasp 
1er starren Centralisation in den sogenanten bOhmisch- 
:schen Erbländern fortgefahren wird, in den ungarischen 
dem eine Art Autonomie aber belassen wurde. 

Unter dieser Kaiserin sehen wir, dass rücksichtlich der 
mischen Länder speciell eine stärkere Centralisation in's 
en tritt; die böhmische Hofkanzlei wird aufgehoben und eine 
kanzlei fflr alle böhmisch-deutschen Länder errichtet, was 
st Kar! VI, nicht gethan hatte. — 

Alle obersten politischen, Gerichts' und Finanzbehörden 
den in Wien concentrirt, die Autonomie der Städte wird 
Hehoben, Länderverwaltungen werden verstaatlicht. 

Unter Kaiser Josef II. sehen wir endlich, dass der Centrali- 
onsgedanke auch auf die ungarittche Reichshäifte ausgedehnt 
d. 

Wir sehen daselbst die Sistirung der Autonomie der 
aitate, wir seilen den Hang „aus mehreren Ländern einen 
it zu gründen mit gleicher Gesetzgebung und einer Sprache." 
lesen wir im Rescripte Kaiser Josef II. vom 11. Mai 1784 
tlich: Welcher Nutzen daraus für das ganze Reich er- 
;hsen würde, wenn in demselben nur in einer Sprache ge- 
sehen wird, wird jedermann leicht einsehen. — Und 
sehen 3uch, dass die Centralisation Hand in Hand geht, mit 
Germanisation. 

Unter Leopold IL sehen wir schon Zweifel aufsteigen 
r den Wert des Centralisationsgedankens und ein Hin- 
gen zur theilweisen Autonomie, welche jedoch nach kurzer 
djähriger Dauer der Centralisation Platz machen musste, 
che unter dem Kaiser Franz I. und theilweise unter Kaiser 
dinand I. anhielt bis zum Jahre 1848. ^So sahen die Ver- 
tnisse bis zum Jahre 1848 aus.*) 

Vom Jahre 1848 bis zur neuesten Zeit sehen wir ein 
es Schwanken zwischen der Centralisation und der Auto- 
nie. — 

Die Namen der Minister Bach, Schmerling, Beust, Auer- 
rg. Lasser bezeichnen die Zeit der centralistischen Regie- 
gszeit. 

Und das eigenthümliche dabei: Immer wenn der Staat 
ch den Centralisnuis ao den Rand des Abgrundes gebracht 
rde, sehen wir als wenn Gewissensbisse die öster. Staats- 

•) Dr. Ludwig Guinplowicz ; Einleituug in diis Staatsrecht 1889. 
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männer ergriffen, ein Hinneigen der entscheidenden Kreise 
zur Autonomie. 

Das sehen wir im Jahre 1848, das sehen wir im Jahre 
1859 und im Jahre 1866. Immer ein Anlauf zur Autonomie 
von kurzer Dauer. Die alte Anhänglichkeit an den Centralismus 
kehrt inlmer und immer wieder. 

Ist nicht das Oktoberdiplom, welches durch und durch 
autonom istisch war und das Feberpatent, welches dessen Grund- 
sätze durchwegs zerstörte, ein klarer Beweis dessen ? — 

Aber interessant ist, dass immer, wenn ein Anlauf zur 
Autonomie gemacht wurde, man auch der Sprachenentwickelung 
mehr Freiheit gönnte, wogegen bei der Centralisation immer 
germanisirt wurde. 

Wenn uns daher die historisch-politische Geschichte lehrt, 
dass die Centralisations Zeitabschnitte in Oesterreich immer lange 
dauerten und unglückselige Folgen nach sich zogen, sehen wir 
bei den autonomistichen Zeitabschnitten eine kurze Dauer, 
eine Zufriedenheit der Majoritaet der Völker aber leider 
immer ein baldiges Abbrechen, ohne dass man die Folgen der 
neuen politischen Constellation abgewartet hätte. 

Wenn wir jedoch in den Nachbarländern einestheüs die 
ausgezeichneten Erfolge der Autonomie sehen, bei uns die 
unglückseligen Folgen der Centralisation, wenn wir hier 
dieselben unglücklichen Erfolge der Sprachenunfreiheit, in 
den Ländern mit gleichen Verhältnissen wie bei uns, so in 
der Schweiz und Belgien bei geordneten sprachlichen Ver- 
hältnissen den allgemeinen Fortschritt und Aufschwung sehen, 
so müssen wir nothwendigerweise und unbedingt zu dem 
früher schon erwähnten Urtheile gelangen, dass zum vollen 
Aufschwünge und Fortschritte auch hier die volle Autonomie 
und die volle Gleichberechtigung der Nationalitaeten nothwendig 
ist und dass ohne diese sowohl die Länder und Königreiche 
als das Staatsganze und die wirtschaftlichen Kräfte desselben 
einschrumpfen müssen. 

Bis zum Jahre 1867 — 1869 kämpften drei Factoren um 
die volle Autonomie und zwar das Königreich Ungarn und 
das Königreich Böhmen auf Grund gleich giltiger Staatsrechte 
und Galizien. — Im Jahre 1867 wurde dem Königreiche 
Ungarn die volle Autonomie zu Theil und wir sehen den 
ungeheueren Anwachs und Aufschwung im ungarischen 
Staate vom Zeitpunkte des Ausgleiches. Es ist dies ein neuer 
Beweis der ausgezeichneten Wirkung der Autonomie auf die 
durch die Centralisation gebundenen Kräfte. 

Es ist nur zu bedauern, dass die Magyaren zu der Frei- 
heit die ihnen zu Theil wurde, nicht auch die Freiheit für 
die anderen Nationen Ungarns hinzufügten und dass sie, in 
dem sie sich auf den unglücklichen Standpunkt der unga- 
rischen Staatssprache stellten, den übrigen Nationen das gleiche 
Recht der Sprachen verweigerten. 



wird sich gewiss einmal an dem magyarischen 
len. In Galizieu sehen wir, dass dem polnischen 
äie volle Autonomie zu Theil wurde und dass vom 
I durch die bekannte Sprachenverordnung der pol- 
»rache die volle Gleichoerechtigung zu Theil wurde, 
ht nur das Königreich Böhmen, dieses Königreich, 
fim Staate Kraft und politische und ekononiische 
leiht, und welches die eigentliche Grundlage des 
ar und ist, unbefriedigt in autonomistischer RQck- 
ifriedigt in sprachlicher Rücksicht. 
so kommen wir denn zu den Worten Fischhofs, 
an die Stinie dieser Brochure geschrieben : „Es 
mein anerkannt, dass die Herstellung friedlicher 
hlicher Zustände in Oesterreich zumeist von der 
■ung des nationalen Friedens in Böhmen abhängig 

kann zwar mit einer ganzen Reihe von Ansichten 
die er in seinen Sprachenbrochuren entwickelt hat, 
sinstirtimen, ja aus vielen leuchtet geradezu eine 
antniss der böhmischen Verhältnisse heraus. Aber mit 
iindsatze muss man voll und ganz übereinstimmen. 
es ist eigentümlich, dass man mit diesem Grund- 
ich, wenn nicht allseits übereinstimmt, aber gleich- 
ch gegen denselben handelt. 

Schwerpunkt der ganzen politischen Situation in 
I liegt m Böhmen. 

igen schwache, stärkere und die stärksten Ministerien 
iber die ungeordneten Verhältnisse in Böhmen wird 
sterium stolpern und muss stolpern. Einzig und 
jh die Ordnung der böhmischen Verhältnisse und 
noch einmal hinzufügen einzig und allein hiedurch 
eser Reichshälfte der wahre politische Friede her- 
irden. Tertium non datur, 

Verhältnisse können, darüber kann kein Zweifel 
nur durch die volle ^Autonomisirung der bökmischtn 
■egelt werden; das ist der einzige Weg zur Bei- 
r verwickehmgen in den politischen Verhältnissen 
jhes 

iber im Königreiche Böhmen die volle Autonomie 
idigen Entwickelung gelangen, so muss sie nur Grund- 
lationalen Frieden zwischen dem böhmischen und 
ihen Volke haben, denn das nationale Misstrauen 
dies heute noch nach vielen Seiten hindert, dass 
nt werde, dass der Weg der Autonom'e der einzige 
ir gänzlichen Beilegung und Besserung der Ver- 
m Königreiche Böhmen. — Und dieses nationale 
führt es mit sich, dass wir viele deutsche Mit- 
den Arbeiten in den Gemeinden und Bezirken als 
•nouiisten arbeiten sehen, sobald man aber daran 
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geht, die Consequenzen der vollen Autonomie — das ist die 
vollständige autonomistische Ausgestaltung der Länder in 
Angriff zu nehmen — dass sich aus denselben die starrsten 
Centralisten entpuppen. Es kann nicht bestritten werden, dass 
die volle Entwickelung der Autonomie beiden Nationalitäten 
im Königreiche Böhmen gleichmässig eine Wohlthat wäre; 
dass werden beide Nationalitäten einsehen, und aus den Er- 
fahrungen der wirtschaftlichen Verhältnisse einsehen^ müssen. 

Dass die Einsicht bisher nicht allseits eingezogen ist, 
dem steht im Wege das nationale Misstraueit und der nationale 
Friede ist das Grab dieses Misstraueus. 

Viele uns freundliche, aber auch feindliche Politiker äus- 
sern und äusserten sich in privaten und in öffentlichen Erklä- 
rungen öfter folgendermassen : „gegen die Autonomie bei Euch 
hätten wir nichts einzuwenden, wohl aber gegen die Forderung 
Eueres Staatsrechtes''. 

Das ist eine Sylbeostecherei. 

Was ist denn die materielle Grundlage, so zu sagen der 
Kern unserer staatsrechtlichen Forderungen: Die vollständige 
autonomistische Ausgestaltung und die vollständige politische 
und wirtschaftliche Selbstständigkeit des Königreiches Böhmen 
im Eahmen Oesterreichs — eine Forderung modernster Art 
der Neuzeit. 

Wenn wir nun nicht der allzu optimistischen Ansicht 
huldigen, dass nach dem nationalen Frieden unter Zustim- 
mung beider Völker die Autonomisirung Böhmens gleich zu 
erlangen sein wird und wenn wir, was wahrscheinlicher ist, 
bei der Ansicht verharren, dass zwischen dem Federativ- 
oder autonomistischen und dem Centralisatioiisprincip der 
Kampf unbedingt ausgefochten werden müsse, so muss man 
denn doch einsehen, dass es bei weitem richtiger oder auch 
vortheilhafter ist, wenn trotz dieses politischen Kampfes der 
nationale Kampf durch einen nationalen Frieden beendet wird. 

Durch einen derartigen Ausgleich wird das Kampffeld 
beschränkt und die Kampffläche zwischen den Parteien einge- 
engt, wodurch es einestheils ermöglicht wird, dass der politische 
Kampf nur vom politischen, eventuell wirthschaftlichen 
Standpunkte geführt wird, unbeirrt vom nationalen Hasse; 
dass das Ende des Kampfes gewiss verkürzt und der Kampf- 
art die Erbitterung benommen wird, die ihr bisher anhaftet und 
dass es den nun feindlichen Parteien ermöglicht wird, während 
des politischen Kampfes in verschiedenen wirthschaftlichen 
und sachlichen Fragen Hand in Hand zu gehen. 

Es ist eigenthümlich, dass es keine andere Frage gibt, 
als die Sprachen-und Nationalitaetenfrage, wo die Politiker 
verschiedener politischer und nationaler Parteien privatim, ich 
sage privatim, in so vieler Rücksicht übereinstimen würden, in 
welchen sie bffefttlich^ ich widerhole es öffentlich so weit ausei- 
nander gehen. — 
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Ich muss zur Verständlichkeit dieser meinen Behauptung 
etwas hinzufügen. 

In natio7ialen Fragen nämlich treffen wir leider in den 
entscheidenden politischen Kreisen zweierlei Ansichten; wenn 
man mit Politikern über dieselben discutirt und zwar mit 
Ansichten, die ich oben private und Ansichten, die ich oben 
öffentliche nannte, welche man aber besser als Ansichten, welche 
für die Öffentlichkeit bestimmt und Ansichten, welche für die 
Öffentlichkeit nicht bestimmt sind benennen könnte. Und diese 
Ansichten gehen weit auseinander. — 

Es ist überhaupt eine quasi parlamentarische Krankheit, 
dass wir solche Verschiedenheiten der parlamentarischen An- 
sichten bei verschiedenen Fragen antreffen. Wenn man z. B. 
mit einem Abgeordneten oder einem Journalisten privatim 
über die Regelung der Nationalitaeten- oder Sprachenfrage 
spricht, sei es welch' immer Partei, so findet man, dass sie 
nicht nur in der Majoritaet der Ansicht der Nothwendig- 
keit der Beilegung des nationalen Kampfes zustimmen, son- 
dern auch über die Art der Beilegung beipflichten, öffentlich 
lesen und hören wir jedoch das gerade Gegentheil dieser Pri- 
vatansichten. 

Es ist dies wirklich ein Krebsschaden des Parlamen- 
tarismus, dass man in vielen Fragen anders in den parlamen- 
tarischen Couloirs urtheilt und anders vor 'dem öffentlichen 
Parlamentsforum. Es ist leider so in vielen Fragen und so 
lange zwischen diesen Privat- und öffentlichen parlamenta- 
rischen Ansichten eine Congruenz nicht geschaffen wird, wird 
die parlamentarische Arbeit nie jene Erfolge aufweisen, die 
man wünschen würde. Ich möchte das einen Kampf zwischen 
de r wirklichen 1 Jberzeugnng- nnrl der soge n annter; ]^IaT^d^1;sü ber- 
Zeu gung nennen ; denn der gesunde Menschenverstand zeigt, dass 
"dör liurionale Ausgleich nicht nur im Königreiche Böhmen für 
beide Nationalitaeten im Lande befreiend und erfrischend 
wirken würde, sowohl in wirtschaftlicher, als in freiheitlicher 
Rücksicht, sondern auch für das ganze Reich. 

Es kann darüber keiji Zweifel herrschen, dass die oeko- 
nomischen Interessen beider Nationen im Königreiche Böhmen 
in vieler Rücksicht identisch sind, und wo sie nicht identisch sind, 
sind sie doch sehr ähnlich, gewiss ist aber, dass sie der gleichen 
Vertheidigung beider Nationen nothwendigerweise bedürfen. 
Die nationalen Kämpfe binden beiden Nationen in wirtschaftlicher 
Hinsicht die Hände, so dass ihnen unmöglich gemacht wird 
vielfiich der fremden wirtschaftlichen Concurenz wie insbeson- 
dere der ungarischen voll die Stirn zu bieten. AVie ganz anders 
würden sich die Dinge verhalten, wenn beide Nationen im 
Königreiche Böhmen gegen den ungarischen Einfluss Hand in 
Hand gehen würden, zur Vertheidigung der wirtschaftlichen 
fnteressen dieser Reichshälfte überhaupt. 
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Der ungeheuere ungarische oekonomische Aufschwung 
zu Ungunsten Böhmens ist ja ohnehin nur durch den böhraisch- 
deutschen nationalen Kampf möglich geworden und wird 
stets anwachsen, so lange dieser Kampf dauern wird. — 
Aber nicht nur die oekonoraischen Interessen, auch die frei- 
heitlichen Interessen unseres Vaterlandes leiden darunter. Die 
Völker kämpfen unter einander den nationalen Kampf, den 
Nutzen hievon hat die Reaction, der Freiheitsgedanke wird 
hiedurch zurückgedrängt. Wenn überhaupt wo, und wenn der 
Grundsatz gilt „Duobus litigantibus tertius gaudet" — so ist 
es hier. Die beiden Nationen im Königreiche Böhmen, sowohl 
die böhmische als die deutsche waren und sind ein Spielball 
in den Händen einer dritten Pariei, welche mit denselben 
nach ihrem Interesse spielt. 

Es ist unzweifelhaft, dass beide Nationen im Königreiche 
Böhmen, wenn sie national ausgeglichen wären, nicht nur im 
Königreiche Böhmen ein mächtiger politischer Factor wär-en, 
sondern auch einer der mäclitig:sten politischen Factoren in 
dieser Reichshälfte; es ist weiterhin unzweifelhaft, dass sie auch 
eine starke Concurenz der ungarischen wirtschaftlichen lieber- 
macht bieten könnten, welche sie heute fest zu erdrücken droht; 
es ist endlich auch unzweifelhaft, dass sie auch in freiheitli- 
cher Rücksicht ganz anders stünden, wohingegen sie heute von 
einem dritten Factor im Lande abhängig sind, welcher aus 
ihren nationalen Kämpfen den Vortheil zieht. 

Der gesunde Menschenverstand gebietet also unbedingt 
den nationalen Frieden. 

Nun entsteht die Frage: Wer bandelt gegen den gesunden 
Menschenverstand? — Welche Nation ist es, welche gegen 
diesen so klaren, die V^erhältnisse sanirenden Weg handelt? — 
Was w^oUen beide? — Die Vergangenheit und die Gegenwart 
bezeichnen den Schuldigen. Was wollen beide Nationen ? — 

Das böhmische Volk will im Königreiche Böhmen die 
volle Gleichberechtigung mit dem deutschen Volke. — Es 
will mit demselben gleichwertig sein und sagt: gebet mir in 
sprachlicher Rücksicht das, was das deutsche Volk in Böhmen 
hat und ich bin vollkommen zufrieden. — Es will nicht mehr 
Recht haben als das deutsche Volk, es will weder öechisiren, 
noch majorisiren, es will aber auch weder germanisirt, noch 
majorisirt werden. — 

Was will man aber dazu sagen, wenn ein deutscher Po- 
litiker der in nationalen Dingen für einen gemässigten gilt, 
schreibt: „das deutsche Volk mache sich gewiss keiner Ueber- 
hebuüg schuldig, wenn es seine Gleichstellung mit allen öster- 
reichischen Brüderstämmen bezweifelt und bestreitet.*) 



*) „Der Sprachenstreit in Oesterreich" von Dr. Vict or Russ; Wien 
Carl Konegen S. 26. 
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Diese Äusserung zeugt von einer solchen Anmassung und 
Ueberhebung, dass mit den deutschen Politikern dieses Schlages 
von der Linken an einen nationalen Ausgleich so lange nicht 
gedacht werden kann, so lange ihre Macht und ihr eingebildetes 
Uebergewicht nicht gebrochen ist. 

Es scheint aber nur, dass dies auf dem besten Wege ist 
und dass vielleicht dann doch es möglich sein wird, mit dem 
deutschen Volke zu sprechen, welches nach den politischen 
Erfahrungen bei der Linken andere Wege einzuschlagen ge- 
denkt und zur Vernunft kommt, und auch kommen wird, wenn 
es nicht dem nationalen Terorismus ausgesetzt sein wird. — 

Ich habe gesagt, das böhmische Volk wollte und will nur 
das gleiche Recht. 

Und wenn wir das böhmische Volk nach seinen Thaten 
beurtheilen, die es in nationalen Dingen vornahm, als es allein 
im Landesparlamente arbeitete, so finden wir es im Jahre 1871 
an der Arbeit eines beide Nationen gleich gerecht schützenden 
Nationalitätengesetzes, in den Jahren 1889 an der Arbeit 
zweier Gesetze zum gleichen Schutze beider Nationalitäten, 
eines bei den autonomen Behörden, des anderen zum Schutze 
der nationalen Minoritäten in den Schulen. — 

Das deutsche Volk zerstört das alles; wo es zum Einfluss 
gelangt, da stellt es als Forderung seine nationale Hegemonie 
d enGess l er-Hut der S> f ^ atf^sprff ^ -^ ^, " " ^ wenn es gegenüber den 
wirtttCBien Verhältnissen mit derlei Anträgen nicht durchdrin- 
gen kann, stellt es sein „Divorgons" (theilen wir uns) als 
Hauptprincip auf. 

Das lesen wir in allen seinen Schriften, in allen seinen 
Enuntiationen, aber parlamentarisch sehen wir dass auch in 
den Anträgen der Abgeordneten Plener, Herbst, welche in den 
Jahren 1883, 1884, 1886, J887 im Landtage des Königreiches 
Böhmen eingebracht wurden, und welche die Theilung der Be- 
zirke^ des Landes^ der Justiz^ der Verwaltung nach den Nati- 
onalitäten verlangen und hierin selbst beim Landtage nicht 
halt machen. 

Was für einen Unterschied hingegen in der principiellen 
Auffassung der Gleichberechtigung liegt in den Anträgen der 
böhmischen Abgeordneten. Schon am 16. April 1861 über- 
reichte der Abgeordnete Seidl einen Antrag auf vollständige 
Gleichberechtigung beider Nationalitäten; am 12. Dezember 
1885 finden wir ein^n ähnlichen von Dr, Trojan und am 21. 
Dezember 1887 von Dr. Vasaty^ nebst vielen andern. In allen 
diesen Anträgen sehen wir den aufrichtigen Wunsch nach ge- 
rechter Regelung der nationalen Verhältnisse. 

Die böhmische Nation ist kein Freund des Grundsatzes 
„Divorgons''. — 

Sie ist sich dessen allzu gut bewussc, dass die Nationen 
sich nicht dadurch versöhnen, dass sie sich theilen, sondern 
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dadurch, dass sie gemeinschaftlich an der wirtschaftlichen und 
politischen Arbeit in ihrem Vaterlande theilnehraen. 

Und das sehen sie am besten an ihren Vetretern und 
diese an sich selbst, wenn sie gemeinschaftlich im Landtage 
an sachlichen Angelegenheiten arbeiten, wie sich die Schärfen 
des nationalen Kampfes abwetzen, und wie diese Arbeit sie 
einander näher bringt. Also nicht die Theilung, sondern die 
Annäherung der Getrennten muss die Parole sein und hiezu- 
tretten muss jenes mächtige Zaubermittel, welches überall 
Wunder wirkt, nämlich die Gerechtigkeit^ und der National- 
frieden in Böhmen wird zur Möglichkeit. 

In den folgenden Skizzen habe ich kurz angedeutet, wie 
ich mir denke, dass es möglich wäre, die nationalen und 
Spfachenverhältnisse bei den Gerichten, bei den politischen 
Behörden, bei den autonomen Körperschaften u. in den Schulen 
des Königreiches Böhmen zu ordnen. 

Man kann und wird hingegen verschiedene Einwendungen 
erheben. — Nun gut. — 

Eine Einwendung wird man nicht erheben können, dass 
diese Skizzen nicht dem besten Willen und der besten Absicht 
entsprungen sind. 

II. 

Die Gleichberechtigung bei den Gerich- 
ten und politischen Behörden. 

Es ist unzweifelhaft, dass unsere Nachkommen in den 
zukünftigen Tagen sich gewiss wundern werden, wieso es mög- 
lich war, dass in den böhmischen Ländern ganze Reihen von 
Jahren so harte Kämpfe geführt wurden um das gleiche Recht 
der Sprachen bei Gericht und den politisclien Behörden. — 
So wie wir heute mit Verwunderung zurückblicken auf die 
religiösen Kämpfe des Mittelalters, ebenso wird man verwun- 
dert zurückblicken auf das XIX. Jahrhundert und dessen na- 
tionale Kämpfe. Insbesondere der Kampf um das gleiche Recht 
der Sprachen bei Gericht ist ein derartiger, dass man gar nicht 
glauben wird, dass es politische Parteien oder gar Nationen 
gegeben hat, welche anderen Nationalitäten das Recht nicht 
zugestehen wollten, sein Recht, sei es öffentliches oder Privat- 
recht in allen Instanzen in seiner Muttersprache zu suchen und 
zu finden. 

Es gehört denn doch die Möglichkeit einer Nation, sein 
Recht bei allen Gerichten und Ämtern in seinem Vaterlande 
in seiner Muttersprache suchen und finden zu können zu den 
Grundprincipien jedes freiheitlich, aber auch vernünftig ge- 
ordneten Staatswesens. — 
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theiligea BeginoeD ist in den böbmischen Läa- 
lerlicher, weil dort das Volk sich dfissen sehr 
:, dass seine Väter in früheren Zeiten ihr Recht 
' ! im Lande suchten und fanden und 
1 Städten das deutsche Stadtreclit 



! nicht ausführlich darüber mich ergehen, wie 
rhältoisse in den böhmischen Ländern bis zu 
1 Landesordnung waren und wie sie sich Von 
ire 1848 und weiterhin bis auf die neueste Zeit 
ich jedoch in diesem Capitel zeigen will, wie 
rhältnisse In den böhmischen Ländern sein soli- 
sch kurz cursorisch diese Verhältnisse berühren. 
Igirung der verneuei-ten Landesordnung (1627, 
en böhmischen Ländern, Böhmen, Mähren und 
len Ämtern u. Gerichten die böhmische Sprache 
mde. 

Sprache mussten alle Eingaben eingebracht wer- 
ien Städten, wo das deutsche Stadtrecht zuge- 
e wir es ausdrücklich bestimmt finden in der 
uvella decUratoria", welche am 1. Februar 1640 
d III. erlassen wurde.*) 

aunkte der Promulgirung der verneuerten Lan- 
ren beide Sprachen, sowohl die böhmische als 
leicliberechtlgt ;ind gleichwertig. — Und das 
en Zeiten Kaiser Josef IL, ja über diese Zeit 
• zu dieser Zeit die starrste Centralisation be- 
ihr Hand in Hand gehend die Germanisation, 
1 besten in dem schon citirten Decrete des Kai- 
ipiegelt, in welchem gesagt wird „von welch' 
n es für das Reich wäre, wenn in demselben 
Iprache gesprochen würde." Trotz diesen Ger- 
lenzen finden wir in der allgem. Gerichtsordnung 
81 Z. 13 L.-G.-S., welclie unter Kaiser Josef II. 
im Art. 13 den Parteien selbst und deren Ver- 
iht gemacht ist, sich der landesüblichen Sprachen 
I ^- 

.uslegung des „landesüblich" wie es in neu ester £."■ 
t wurde, werde ich mich hier nichV emlasSClI. 
it sicher, dass seit dem Inslebentreten der Ge- -•'.' 
vom Jahre 1781, was am 1. Jänner 1782 ge- '''' 
die böhmische und deutsche Sprache gleich bei 

ost a ieji vyznain" (Die NatioDalität und deren Bedeu- ' 
o!c. Die gesetzliche Gleichheit der Sprachen ia den y- - 
mischen Krone von Dr. J. Vaäaty. Siehe weiter C IL/ / 
Landesordnuug im Anhange. '' 

i Anhange den Wortlaut des Art. 13 der G.-O. Tom l. .«,- '. 



— 15 — 

den Gerichten und Verwaltungsbehörden zugelassen wui^den, 
es niemanden einfiel den Worten „landesüblich" jene Bedeutung 
zu vindiciren, welche später von der deutschen Partei in die- 
selben hinein interpretirt werden wollte. Die Unterscheidung 
in eine innere und äussere Amtssprache finden wir da nir- 
gends, eine gesetzliche Begründung ist hiefür nirgends zu fin- 
den. Aber so viel ist sicher, dass in jenen Zeiten bei den Ver- 
Avaltungs- als Gerichtsbehörden die deutsclie Sprache zu Un- 
gunsten der böhmisclien favorisirt wurde. Es war dies der 
Zug der Zeit. 

Die stärkste germanisatorische Tendenz sehen wir in den 
fünfzig-ei^-Jtrhretrf zu Zeiten des Bach^j^chen Absolutismus, wo 
mit den Patenten am 23. Mai 1852 Z. 11.815 und 30. Juni 1852 
Z. 8.103 die vollkommene Praevalence der deutschen Sprache 
bei Gericht statuirt und die Distinction in äussere und innere 
Amtssprache scharf pointirt wurde. Diese Patente erklären in 
der Einleitung, fast scheint es wie Ironie, „dass sie die Be- 
nützung beider Landessprachen im Königreiche Böhmen regeln 
wollen." Und was be^ütimmen sie? 

Das erste Patent vom 23. Mai 1852 Z. 11.815 bestimmt, 
dass in Strafsachen^ die für den Angeklagten bestimmten 
Schriften, die mündlichen Vorträge bei den Schlussverhand- 
lungeu, die Verhöre der Angeklagten, Zeugen und Sachver- 
ständigen nur da7in in der böhmischen Sprache geschehen dürfen^ 
wenn der, welcher verhört werden soll, nur der böhmischen 
Sprache mächtig ist. 

Ausser diesen Fällen bestimmt das obcitirte Patent „/>/ 
i7t den Strafsachen nur von der deutschen Sprache Gebrauch zu 
machen^ welche überhaupt als innere Amtssprache zur Regel istj^ 

In dem zweiten Patente vom 30. Juni 1862 Z. 8.103, wel- 
cher die Civilangelegefhheiten'Hbetrifft; vrvr^^\m:^Regeimig des 
Gebrauches beider Landessprachen in Civilsachen der Gerichte 
bestimmt, y^dass im inneren Dienste insbesc7idere bei Verfassung 
der Actenauszüge, der Referetitenentwürfe^ bei den Berathungen 
und den Correspondenzen mit anderen Behörden ausschliesslich 
die deutsche Sprache zu benutzen sei. 

Die zwei contra jus scriptum herausgegebenen Verord- 
nungen waren nun die Grundpfeiler aller germanisatorischen 
Tendenzen der Gerichts- und Verwaltungsbehörden. 

An diese Verordnungen stützen und stützten sich alle 
diejenigen, welche die innere Amtssprache verfechten, denn in 
der Gerichtsinstruction vom 3. Mai 1853 Z. 81 R.-G.-B., in 
welcher tJiö Verhall uisse bei den Gerichten geordnet werden, 
finden wir hierüber kein Wort. 

Dieser scharfe getititrifeat5i*teche Zug bei den Gerichten 
und den polit. Behörden hielt bis in die sechziger Jahre an, 
wo nach dem Octoberdiplom in sprachlicher Rücksicht die 
Verhältnisse ein Wenig sich besserten. 
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Es ■war das ein Reflex des kaiserlichen Handschreibeiis 
m 20. October 1860, darch welches in Ungarn die ungarische 
räche im äusseren und inneren Dienste bei allen verhand- 
igen zugelassen wurde — denn durch das Octoberdiplom 
irden die Landessprachen auch anderwärts freier. Leider 
r dies im ausgedehnteren Masse nur in Ungarn und Ga- 
len der Fall, in den böhmischen Ländern nur im geringen 
isse. — 

In den nachfolgenden politisch schwankenden Zeiten, war 
Id die federa listische, bald die centralistische Tendenz die 
irende — in einem nur scheint Stabilitaet geherrscht 
haben — in dem Patronisiren der deutschen Sprache gegea- 
er der anderen Landessprache. 

Das practische Bedürfniss und die Unmöglichkeit in der 
itscheu Sprache zu amtiren in einer Bevölkerung mit über- 
egend slavischen Majoritäten nöthigten die Regierungen Ver- 
luungen herauszugeben, wie iene vom 22. Juli 1861 für Mäh- 
I, durch welche die Erledigungen der böhmischen Eingaben in 
limischer Sprache, das Verhör der Parteien, Zeugen und Sach- 
"ständigen in böhmischer Sprache und natürlich die Auf- 
ime der diesbezQglichen_ Protokolle iu derselben Sprache zu- 
assen werden musste. Ähnlich hatte dies auch in Böhmen 
geliehen müssen. 

Solche Verhältnisse hielten bis in die achtziger Jahre an, 
die deutschen Kichter den Wortlaut des § 13 G-,-0, und 
Worte „landesüblich" mit „bezirksü blich" zu vertauschen 
faunen und in Bezirken, die der Majorität der Bevölkerung 
;h deutsch sind, böhmische Eingaben abzuweissen begannen, 
durch wurden sie die eigentliche Ursache der Herausgabe 
: Min ister ial Verordnung vom 19. April 1880 über die Re- 
ung der Landessprachen im Königreiche Böhmen und der 
rkgrafschaft Mähren, in welcher in der Hau|)tsache ange- 
Inet wurde, dass die Eingaben im ganzen Lande in der 
räche zu eiledigen seien, in welcher sie eingebracht wurden. 

Durch diese Verordnung ist zu Gunsten der Landesspra- 
;n gjir nichts antieres geschehen, was nicht zur Zeit der 
rausgabe der Verordnung nicht bestanden hätte. — 

Durch die Verordnung ist an der inneren deutschen Anits- 
•ache leider gar nichts geändert worden, es sind nur die 
rhältnisse, wie sie aus der practischen Nothwendigkeit sich 
•ausgebildet hatten, codiücirt worden. 

Diese Verordnung bedeutete keineswegs eine Besserung 
den Sprachen Verhältnissen, sie war aber ein Prasjudic für 
: Executive bei Regelung der Sprachen Verhältnisse, da, 
ä ich weiter erweise, dies absolut nicht in die Competenz 
: Executive gehört. 

Es entsteht nun die Frage: 

1. Wie ist der gesetsHche Stand der Sprachenfrage bei 
1 Gerichten und politischen Behörden im Köuigreiche Höh- 
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2. und wie ist der f actische Stand dieser Frage? 

ad 1.) Ich sage : Der gesetzliche Stand der Frage, weil 
ich der festen Ueberzeugimg bin, dass die Sprachen Verhält- 
nisse nur im Gesetzgebungswege geordnet werden können und 
dass die Executive hiezu nicht corapetent ist. — Deshalb meine 
ich auch, dass alle Sprachenverordnungen, welche bisher von 
der Executive herausgegeben wurden, ungiltig sind, und jeder 
gesetzlichen Grundlage entbehren, und dass die Regelung dieser 
Frage einzig und allein im Gesetzgebungswege möglich ist. 

Dieses vorausgeschickt, kann ich mich kurz fassen, da 
die Aufzählung der gesetzlichen Bestimmungen im Königreiche 
Böhmen ganz einfach ist. 

Es ist vor allem die verneuerte Landesordnungy welche 
durch kein Gesetz aufgehoben wurde*)^ welche die vollkom- 
mene Gleichheit der böhmischen und deutschen Sprache in den 
böhmischen Ländern statuirte. Auf Grund dieser verneuerten 
Landesordnung wurde dann in den Artikel 13 der G.-O. vom 
1. Mai 1781 Z. 13 J.-G.-S.**) die Bestimmung „über die landes- 
üblichen Sprachen" aufgenommen. Und neben diesen Bestim- 
mungen ist es der Artikel XIX. der Staatsgrundgesetze.***) 

Das sind A\q gesetzlicheft Bestimmungen über die Sprachen- 
frage in den böhmischen Ländern und diese bestimmen die 
Gleichheit der deutschen und böhmischen Sprache bei Gericht 
und Behörde. 

ad 2. Und nun sehen wir uns den factischen Stand an ! 

Trotz der gesetzlichen Gleichheit der Sprachen sehen wir 
überall die f actische Prasvalenz der deutschen Sprache und 
zwar sowohl zum Schaden der richtigen Judicatur als zum 
Schaden der schnellen Judicatur bei nichtdeutschen Eingaben. 

Sehen wir uns einmal die Civilsachen an. Auf die böh- 
mische Eingabe, ob Klage ob Gesuch, erfolgt nun öffentlich 
eine böhmische Erledigung, aber die geringste ämtliche Be- 
merkung hierüber, welche nicht für die Partei bestimmt ist, und 
die im Stritte geschieht, geschieht in der deutschen Sprache. 
— Der böhmisch eingeleitete und böhmisch durchgeführte 
Stritt, sobald er in das Stadium der Entscheidung kommt, 
gelaugt hiemit zugleich in das Stadium der deutschen Sprache. 

Der Auszug aus den Acten wird nur deutsch gemacht. 
Auf Grund des deutschen Actenauszuges aus böhmischen Acten 
findet über den böhmischen Strittact eine deutsche Berath- 
ung statt. 

*) Siehe Ad hang: C IL der verneuerten Landesordnung. 

**) Siehe im Anhang Artikel 13 der G.-O. vom 1. Mai 1781 Nr. 13 
J.-G.-S. Dieser Artikel 13 ist durch die neue Civilprocessordnung vom 1. 
August 1895 Z. 113 ausdrücklich nicht aufgehoben. In den Motiven der 
permanenten Commission hcisst es auf S. 2: „dass der Artikel 13, wel- 
cher die Sprachenfrage behandelt, unverändert bleibt." 

*••) Siehe Anhang, den Wortlaut des Art. XIX. der St.-G.-O. 

Dr. Pacftk : „Skizzen z. Begelang d. Sprachenfrage in Böhmen.*' 2 
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Wer ein practischer Jurist ist uod wer es weiss, wie im 
i-ilstritte oft auf einem Worte alles ruht und wie durch die 
ilechte Interpretation eines Wortes den» ganzen Processe 
le ganz falsche Wendung gegeben werden kann, der wird 
begreifen, warum ich sagte, dass dies alles einer richtigen 
dicatur geradezu hinderlich ist. Nach einer deutschen Be- 
;hnng über einen böhmischen Strittact wird zuerst ein deut- 
ler Antrag gestellt und dann erst das böhmische Urtlieil 

mn. 

Geht dann die Angelegenheit zur zweiten Instanz, so wird 
er die böhmische Angelegenheit ein deutscher Bericht er- 
ttet. Bei der zweiten Instenz wird ober die böhmische Än- 
legenheit in derselben deutsch-böhmischen Art verfahren, 
beim obersten Gerichtshof wird sogar das Urtheil in den 
hmischen Strittsacheu deutsch geiUilt und dann erst in's 
>hmische übertragen. 

Wer erwägt, wie oft da aus dem Böhmischen in's Deut- 
le und aus dem Deutschen in's Böhmische übersetzt wird, 
rd leicht einsehen, wie eine derlei Handlungsweise sowohl 
r Schnelligkeit AfiT Erledigungen, und ich wiederhole es auch 
r Richtigkeit der Judicatur zu Schaden gereicht. Denn wenn 
t Stritt in einer anderen Sprache judicirt wird, als in wel- 
er er verhandelt wurde, was ist das ffir eine Judicatur? — 

Wenn man behauptet, dass das Verlangen nach Entfer- 
ng dieses unpractischen und unvernünftigen Vorgehens ein 
tionaler Chauvinismus ist, so zeigt dies von vollstandigev 
ikenntniss der Sache. — 

Sehen wir uns nun weiterhin den Gang des Processes an, z. 
wenn in dem Suramartffocess durch Bescheid oder im schrift- 
hen und mündlichen Process durch Beiurtheil ein Zeugen- 
weis zugelassen wird. 

Das geschieht natürlich im böhmischen Stritte durch einen 
hmischen Bescheid oder durch ein böhmisches Beiurtheil. 

Wenn nuu ein anderes Gericht als das judicirende um 
)hörung der Zeugen ersucht wird, so muss dieses durch ein 
utsches Ersuchschreiben geschehen, wo das Thema probandi 
utsch angeführt wird, obzwar die Zeugen böhmisch abzu- 
ren sind und die Protokolle hierüber böhmisch aufgenom- 
m werden müssen. 

Was ich oben von der falschen Uebersetzung gesagt habe, 
t bei den Zeugenaussagen in verdoppeltem Masse, wu es ja 
; bei dem Zeugen auf ein Wort ankommt. 

Das geschilderte, nun geltende Verfahren ist ganz gewiss 
3ht geeignet den Gang der Justiz zu beschleunigen oder zu 
rvollkommen. 

Und das nennt man auch neben anderem innere Amts- 
"ache. — 

Sehen wir uns noch das Execntiousverfahren an. 



— 19 -^ 

In einer böhmischen Executionssache wird ein böhmischer 
Executionsbescheid herausgegeben. Wenn nun das die Execu- 
tion bewilligende Gericht ein anderes Gericht um Vollzug 
ersucht, könnte es diess mit 2 Worten in böhmischer Sprache 
thun. — Aber nein! Nun muss der ganze Bescheid in's Deut- 
sche übersetzt werden und deutsch muss um den Vollzug an- 
gesucht werden. 

Ist das nicht eine Zeit- und Arbeitsvergeudung? Und 
alles dieses deshalb, um das Fantom der inneren deutschen 
Amtssprache zu erhalten. 

Sehen wir uns weiterhin die Strafsachen an. Da ist es 
nicht besser. In einer böhmischen Strafsache werden wohl die 
Zeugen, die Beschuldigten und die Sachverständigen böhmisch 
abgehört. Doch jede Requisition eines anderen Gerichtes be- 
hufs Abhörung eines Zeugen wird deutsch geschrieben. 

Da muss wieder die ganze Geschichte aus der böhmischen 
Strafsache in die deutsche Sprache übersetzt und wieder- 
holt werden. — 

Hiedurch wird sie unnützerweise verzogen. Und wenn 
es dann zur Schlussverhandlung kommt! Da wird bei der 
böhmischen Verhandlung grösstentheils ein deutsches Verhand- 
lungsprotokoll geschrieben. 

Die Berathung der Richter über die böhmische Ver- 
handlung, über die böhmische Vertheidigung der Angeklagten 
und der Zeugen geschieht deutsch, über die Berathung wird 
ein deutsches BerathungsprotokoU aufgenommen, dann wird 
in öffentlicher Verhandlung das Urtheil mit Gründen böhmisch 
promulgirt, welche in der geheimen Berathung deutsch berathen 
und deutsch beschlossen wurden. 

Ist das ein vernünftiger Vorgang? — 

Und wenn nun die Angelegenheit im Berufungswege an 
die Oberbehörde geht, so geschieht dies mit deutschem Be- 
richte. — 

Und beim Oberlandesgerichte wiederholt sich dieser deutsch- 
böhmische Mischmasch wieder. Und wenn die Angelegenheit 
in Folge einer Nullitätsbeschwerde zum obersten Gerichtshof 
geht, geschieht dies nicht nur mittelst deutschen Berichtes, 
sondern die böhmische Strittsache wird da auch ganz deutsch 
verhandelt. — Und so sieht das gleiche Recht der Sprachen 
bei den Gerichten aus. 

Ein kurzes Resume dessen ist also : Der gesetzliche Stujid 
fordert das gleiche Recht der böhmischen und deutschen 
Sprache bei den Gerichten in den böhmischen Ländern, die 
Praxis propagirt hingegen die durch gar nichts begründete 
Praevalence der deutschen Sprache in den böhmischen Län- 
dern zu Ungunsten der richtigen Judicatur und zu Ungunsten 
der Schnelligkeit derselben. 

Ganz gleich wie bei den Gerichten sind auch die Spra- 
chenverhältnisse bei den politischen Behörden und ich be- 



;hränke mich deshalb darauf, was ich über die Gerichte ge- 
,gt habe. 

Es ist zweifellos, dass der gesetzliche Stand und der fac- 
äehe Stand iu der Sprachenfrage in scharfer Divei^enz sind. 

Es kann nicht bestritten werden, dass durch die neue 
ivilprocessordnung bei den Gerichten eine ganz naturgemässe 
mäuderung der Sprachenverhältnisse durch die Einmhrung 
■s mündlichen unmittelbaren Verfahrens eintretten muss und ein- 
etten wird. 

Es muss ganz natürlich das Sehreiben der deutschen 
ctenauszüge aus den böhmischen Acten entfallen, da über die 
'kmische Klage und über den böhmischen Stritt bei der münd- 
ihen Verhandlung in der Verhandlungssprache des Strittes 
irhandelt werden muss, z, B. bei den Beruf ungsverhandlungen 
)er die bei der ersten Instanz der Bezirksgerichte verhan- 
)lten Stritte. 

Das bringt der Grundsatz der Mündlichkeit natörlicher- 
eise mit sich, wie wir es auch bei den Berufungen ic 
Tafsachen, bei den Verhandlungen über Uebertretungsberu- 
ngen sehen, wo der Äctenauszug über böhmisch verhandelte 
ebertretnngen böhmisch verfasst werden muss. 

In dem vorbereitenden Verfahren würde jedoch wieder 
li den Requisitionen im Laufe des Strittes und bei den Zeu- 
tnbeweisen die innere Amtssprache in allen böhmischen An- 
ilegenheiten sich abermals breit machen, wenn durch ein 
esetz dem nicht ein Ende gemacht wurde. 

Die neue Gerichtsordnung mit ihrem mündlichen unniit- 
Ibaren Verfaliren wird es geradezu naturgemäss erzwingen, 
ISS die in einer anderen als der deutschen Sprache ver- 
mdelten Stritte in derselben Sprache auch in allen Instanzen 
erhandelt werden. 

Denn in allen Instanzen ist es ja unter gewissen Bedin- 
mgen nach der neuen Gerichtsordnung zulässig, eine öffent- 
;he Verhandlung anzuordnen. 

Oder soll man da wieder zu Uebersetzungen greifen ? — 
as wäre wirklich schon eine Farce der Justiz. Ich habe 
hon zum wiederholtenmalen darauf hingewiesen, dass diese 
iglückliche innere Amtssprache sowohl der Richtigkeit der 
idicatur als der Schnelligkeit der Erledigungen bei nichtdeut- 
hen Strittsachen selir hinderlich ist. 

Es entsteht die Frage, warum die entscheidenden Kreise 
es% factischen Verliältnisse dulden, wenn sie sowohl der Rich- 
jkeit der Judicatur, als der Schnelligkeit der Erledigungen 
nderlich sind, aber auch dem gesetzlichen Stande der Sache 
lUkommen widersprechen! — Die Gründe für die Erhaltung 
eses Zustandes sind wirklich null und nichtig. 

Auf der einen Seite behauptet man, dass die Durch- 
hrung der vollen Gleichberechtigung die Einheit der Justis 
(einträchtigen würde. 
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Das ist gewiss ein wichtiger Grund, doch die Einheit 
der Justiz beruht keineswegs in der Gleichheit der Sprache, 
Bondern in der Gleichheit der Judicatur. 

Und diejenigen, welche dieses schreiben und sprechen, 
glauben das selbst nicht. — 

Was bestimmt der Art. 1 der Min. Verord. vom 4. Juni 
1869 Z. 2534 des L.-G. für Galizien Nro. 24? 

Da heisst es ausdrücklich; „Die dem Ministerium des 
Innern, der Finanzen, des Handels, des Ackerbaues und der 
Xiandesvertheidigung unterstehenden Behörden, der Landes- 
schulrath und die Gerichte haben sich sowohl im inneren Dienste 
als auch in den Correspondenzen mit den staatlichen nichtmili- 
tärischen Behörden und Gerichten der polnischen Sprache zu 
bedienen. — 

Hier also ist die Einheit der Justiz nicht gestört und 
wir sehen, dass vom Jahre 1869 in Galizien die Justizange- 
legenheiten denselben Weg gehen. 

Und was sollen wir von Wälsch Tyrol, Dalmatien und 
Istrien sagen, wo die italienische Sprache als innere Amts- 
sprache im Sinne der nunmehrigen Nomenclatur ohneweiters 
eingeführt wurde und zwar noch gegen die Majorität der sla- 
wischen Bevölkerung. 

Fischhof zeigt in seiner schon citirten Schrift*) auf S. 56 
zu dieser Inconsequenz, welche darin liegt, dass man auf der 
einen Seite die deutsche innere Amtssprache erzwingen will, 
auf der andern Seite aber das gerade Gegentheil zulässt. 

Ich komme nun zu der wichtigsten Frage : wie die Spra- 
chenverhältnisse bei den Gerichten und den politischen Be- 
hörden im Königreiche Böhmen einzurichten, um den wirk- 
lichen nationalen Frieden zu fördern? 

Da muss vor allem darauf hingewiesen werden, dass 
unsere deutschen Landsleute in Böhmen rücksichtlich ihrer 
sprachlichen Verhältnisse vollkommen sichergestellt sind, und 
dass das böhmische Volk ganz und voll zufrieden wäre, wenn 
ihm jene Rechte eingeräumt würden, welche das deutsche Volk 
heute bereits geniesst. 

Nun resumiren wir, was bisher oben gesagt wurde. 

Bis zum Jahre 1627 war in Böhmen die böhmische 
Sprache die einzige Landessprache, nach dem Jahre 1627 bis 
zur neuesten Zeit waren gesetzlich beide Sprachen, die böh- 
mische wie die deutsche gleichberechtigt^ in Wirklichkeit aber 
die deutsche Sprache die Amtssprache, die böhmische Sprache 
nur die Verhandlungssprache mit den böhmischen Parteien 
gegen das Gesetz und gegen das wirkliche practische Be- 
dürfniss. — 



•) Die Sprachenrechte in den Staaten gemischter Nationalitäten 
von Dr. Adolf Fischhof, Wien, Carl Gonegen. 
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Es erfordert somit die Gerechtigkeit^ dass die Sprachen- 
verhältnisse so geordnet werden, dass sie dem wirklichen Be- 
dürfnisse und den gesetzlichen Bestimmungen der Staatsgrund- 
gesetze des Königreiches Böhmen und des Reiches entsprechen. 
— Ich habe es schon einmal gesagt, dass das Grundprincip 
einer vernünftigen und gerechten Staatsverwaltung in jedem 
Staatsganzen, somit auch im Königreiche Böhmen das sein 
soll, dass jeder Staatsbürger sein Recht in seiner Muttersprache 
erlangen kann. 

Die Sprachenfrage im Königreiche Böhmen kann daher 
nur auf Grund der ivahren Gerechtigkeit gelöst werden. Diese 
Gerechtigkeit beruht auf dem Principe der Gleichber€chtig^u7ig 
und Gleichwertigkeit der beiden Landessprachen im König- 
reiche Böhmen, so dass jeder Böhme im ganzen Lande bei 
allen Gerichten un.l Behörden und jeder Deutsche im ganzen 
Lande bei allen Gerichten und Behörden in seiner Mutter- 
sprache sein Recht suchen und findjan kann und muss. 

Dieses Princip müsste unbedingt zum Gesetze erhoben 
werden, wenn die Lösung dieser Frage eine gerechte gennant 
werden soll. 

Eine natürliche Folge dieses Principes müsste sein, dass 
folgender Grundsatz definitiv zum Gesetz erhoben werde, näm- 
lich der : dass im Köftigreiche Böhmen jeder Staats- u. Landes- 
beamte beider Landessprachen in Wort und Schrift vollkommen 
mächtig sein muss. 

Ich sage, nur jeder Staats- und Landesbeamte im König- 
reiche Böhmen nmss unbedingt die beiden Landessprachen 
können, damit er im Lande, wo beide Landessprachen gleich- 
wertig und gleichberechtigt sind, als Staats- und Landesbeamte 
wirken könne. 

Wenn der Staat und das Land verlangen können, dass 
derjenige, welcher eine Staats- oder Landesbeamtenstelle an- 
strebt, die Qualification zu dieser Stelle durch die Kenntniss 
der politischen und judiciellen Gesetze ausweisen muss, so ist 
auch der Staat und das Land berechtigt zu verlangen, dass 
der bezügliche Petent auch die noth wendigen Sprachenkennt- 
nisse ausweise, um den beiden Nationen im Lande gerecht 
werden zu können. 

' Wer Staats- oder Landesbeamte im Königreiche Böhmen 
werden will, soll unbedingt beide Sprachen erlernen, wer sie 
nicht erlernen will, der erwähle sich einen anderen Lebens- 
beruf. — 

Jedes Amt erfordert ja bestimmte Kenntnisse und ein 
bestimmtes Wissen, somit auch Sprachkenntnisse, die er zur 
Amtirung in dem Lande, in welchem er als Beamte angestellt 
ist, bedarf. 

Das Petit, welches hier gestellt wird, ist ein gerechtes 
gegenüber beiden Nationen des Landes. Es ist aber nicht nur 
etjie gerechte Forderung, sondern auc qeine Forderung des 
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Tvir klicken Bedürfnisses und wird nicht nur die Richtigkeit in 
der Judicatur, sondern auch die Schnelligkeit der Erledigun- 
gen ganz gewiss befördern. 

Diese Forderung ist so zu sagen eine Cardinalfordernng. 

Dieses gleiche Recht kann aber nicht nur auf die ersten 
Instanzen beschränkt werden, sondern muss consequent in allen 
Ijistanzen bis zur höchsten Instanz durchgeführt werden. 

Jede Eingabe, sei sie in der oder jener Sprache einge- 
bracht, muss in derselben Sprache, in welcher sie eingebracht 
wurde, in allen Instanzen bis zu ihrer endlichen und rechts- 
giltigen Entscheidung verhandelt und entschieden werden. 

So erfordert dies nicht nur eine gerechte und richtige 
Judicatur in Gerichts- als politischen Angelegenheiten, son- 
dern die Durchführug dieses Grundsatzes ist auch zur ge- 
rechten Lösung der Sprachenfrage unumgäuglich nothwendig. 

Es muss daher unbedingt diesem Grundsatze im Gesetz- 
gebungswege definitiv Rechnung getragen werden gegenüber 
dem jetzigen factischen Stande, der der Gerechtigkeit gauz ge- 
wiss nicht entspricht. 

Es versteht sich von selbst, dass durch diese Art der 
Regelung der Sprachenverhältnisse die Theilung in eine innere 
und äussere Gerichtssprache vollkommen entfallen muss, wel- 
che ohnehin jeder gesetzlichen und practischen Grundlage en- 
behrt. — Jeder practische Jurist, welcher die Verhältnisse 
kennt, muss anerkennen, dass die heutigen Verhältnisse mit 
der inneren deutschen Amtssprache^ sowohl bei den Gerichten als 
auch bei den politischen Behörden in den nichtdeutschen oder 
gemischten Ländern — was ich doch schon zum drittenmale 
wiederhole — sowohl der Richtigkeit der Judicatur, als der 
Schnelligkeit der Erledigungen hinderlich bind — da durch 
das Hin- und Herübersetzen unnützerweise Zeit verzettelt wird. 

Von deutscher Seite führt man gegen diese gerechten 
Grundsätze Einwendungen in den Kampf, die eigentlich gar 
keine Einwendungen sind. 

Man sagt: Die Einheit der Justiz werde, wie schon ge- 
sagt, dadurch in Frage gestellt. 

Das ist eine leere Phrase. 

Eine Phrase — welche durch die Sprachen Verhältnisse 
in Galizien — in Süd-Tyrol und Dalmatien Lügen gestraft 
werden. — 

Und wenn man einwendet, dass wir Mangel an beider 
Sprachen kundigen Beamten im Königreiche Böhmen haben, 
so ist das ein Fehler der Staatsverwaltung, welche nicht 
die nöthige Vorsorge getroffen hat, damit eine solche Beamten- 
schaft da wäre. 

Das kann aber und darf auch nicht für die Zukunft ent- 
scheidend sein; es ist möglich rücksichtlich dessen für eine 
Uebergangsperiode ein Provisorium zu statuiren — von dem 
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ich später sprechen werde — für die Zukunft muss aber 
der Grundsatz der reinen Gerechtigkeit in gesetzlicher Form 
zum Ausdrucke kommen. 

Endlich darf aber in erster Reihe und hauptsächlich nicht 
vergessen werden, dass die Beamtenschaft für die Bevölkerung 
da ist und nicht umgekehrt die Bevölkerung für die Beam- 
tenschaft. — 

Eben deshalb, weil dieser Grundsatz auf den Kopf ge- 
stellt wurde, eben deshalb sehen wir bei uns die unnatürlichen 
Spracbenverhältnisse. 

Und wenn gegen die Einführung der vollen Gleichbe- 
rechtigung bei den obersten Instanzen der Abgang der spra- 
chenkundigen Kräfte eingewendet wird, so ist dies eben auch 
ein Fehlgriff der Staatsverwaltung. 

Bei den obersten Centralbehörden sollen eben Vertreter 
aller Nationen sein, damit dort die Kenntniss aller Sprachen 
vertreten wäre, um die Angelegenheiten aller öster. Völker 
in deren Sprachen erledigen zu können. 

Was soll man aber dazu sagen, wenn man in der Schrift des 
Dr, Russ („Der Sprachen streit in Oesterreich") den man doch 
in Sprachenangelegen tieiten für einen gemässigten hält, auf 
S. 20 Folgendes liest: „Bei der dritten und letzten Instanz 
beginnt die physische Grenze der Möglichkeit des gleichen 
Rechtes und die Grenze, bis wohin der Staat ihr willfahren 
kann." — „Wer die Kosten der Durchführung des Processes 
bis zur Centralbehörde, oder bis zum obersten Gerichtshofe nicht 
scheut, der ist auch int Stande die grösseren Kosten zu tragen^ 
welche mit der Uebersetzung verbunden sind. Uibrigens kann er 
sich eines Advokaten bedienen, welcher der Sprache der drit- 
ten Instanz kundig ist." 

Eine solche Erklärung in Angelegenheiten der Gleichbe- 
rechtigung der Sprachen gleicht geradezu dem Cynismus. — 
Rücksichtlich der Beamtenschaft richten sich unsere deutschen 
Landsleute nach dem unglücklichen, verkehrten Grundsatze 
der Bequemlichkeit der Beamten, die zweite Landessprache 
nicht zu erlernen und wenn wir deren Ansichten über die 
sprachliche Gleichberechtigung lesen, so finden wir, dass bei 
ihnen die ganze Sprachenfrage zu einer reinen Beamtenfrage 
zusammengeschrumpft ist, wass sie doch offenbar nicht ist. 

Ihre Lösung beruht keineswegs in der Versorgung und 
in der Bequemlichkeit der Beamtenschaft, worin wohl der 
Haupteinwand der deutschen Partei gegen deren Lösung be- 
ruht, sondern ihre Lösung ruht in der Willfahrung der Ge- 
rechtigkeit und dem gesunden Menschenverstände. 

Die Bequemlichkeit der Beamtenschaft ist die Grundlage 
des Widerstandes gegen eine vernünftige Regelung der Spra- 
chenfrage, obzwar das Germanisationssystem diesen Wider- 
stand „mit der Wohlfahrt des Staates und den Bedürfnissen 
des Lebens" zu begründen sucht. — 
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Und auf diesem unglücklichen Standpunkte der Bequem- 
lichkeit und der Versorgung ihrer Beamten, standen leider 
die deutschen Abgeordneten aus Böhmen bis zur letzten Zeit 
und keineswegs auf jenem breiten und gerechten Standpunkte, 
den Bedürfnissen des Volkes und der Nationalitäten gerecht 
zu werden. 

Denn wenn wir die Reden der deutschen Abgeordneten 
im böhmischen Landtage lesen, z.B. die Rede des Dr. Nerdst 
bei Begründung seines Antrages auf nationale Abgrenzung der 
Bezirke vom 2± September 1884 (S. 173 Sten.-Prot.) oder des 
bekannten Antragstellers der deutschen Staatssprache des Ab- 
geordneten I)r. Scharschmied über denselben Antrag am 14. 
October 1884 (S. 699 Sten.-Prot.) oder endlich die Reden des 
Abgeordneten Plener, bei dessen Reden über nationale Ab- 
grenzung der Bezirke, welche in den Jahren 1885 und 1886 im 
böhmischen Landtage gehalten wurden, insbesondere die Rede 
vom 22. December 1886 (Sten.-Prot. S. 182) so sehen wir, dass 
die Befürchtung unserer Landsleute gegen eine gerechte Rege- 
lung der nationalen Frage immer den Refrain hat, „aber was 
wird der deutsche Beamte machen, der der böhmischen Sprache 
nicht mächtig ist?" 

Der Bequemlichkeit der Beamten, und deren Unkenntniss 
will man das öffentliche Interesse opfern. 

Es ist leider wahr, es ist nun im Königreiche Böhmen 
die Anomalie, dass es jetzt Beamte gibt, welche der beiden 
Landessprachen ijnkundig sind. Daran sind die Verhältnisse 
schuld. — 

Es kann nicht bestritten werden, dass bei der Regelung 
der Sprachenfrage zu diesen Verhältnissen Stellung genommen 
werden muss, keineswegs aber für alle Zukunft, sondern für 
eine bestimmte Uebergangsperiode, für die Zeit eines zu sta- 
tuirenden Provisoriums. 

Für die Zukunft ist, wie ich es schon erklärt habe, un- 
umgänglich nothwendig, den Grundsatz zum Gesetze zu erhe- 
ben; „dass jeder Staats- und Landesbeamte im Königreiche 
Böhmen nothwendigerweise beider Landessprachen in Wort 
und Schrift mächtig sein muss.'' 

In meiner Rede, welche ich über diese Angelegenheit am 
1. Juli 1895 in der Generaldebatte hielt, sagte ich: „Wenn 
ein solches Princip (d. i. die Kenntniss der beiden Sprachen) 
definitiv zum Gesetz erhoben wird, dann kann mit Rücksicht 
auf die bestehenden f actischen Verhältnisse ein zeitlich streng 
begrenztes Provisorium geschaffen werden, welches mit Rück- 
sich auf dieses Pri?icip und auf die bestehendeft Verhältnisse im 
concreten Falle so aufgebaut werden könnte, dass es weder dem 
Principe nocli den factischen Verhälcnissen widerspricht. 

Ich denke mir nämlich, dass insolange, als nicht alle 
Beamten beider Landessprachen in Böhmen mächtig sein wer- 
den, ein derartiges Provisorium geschaffen werden könnte, durch 



oh! die Gleichberechtigong in keiner Weise geschädigt 
i welchem man aber auch jene Beamten verwenden 
ekhe beider Landessprachen nicht mächtig sind, 
unglückselige Staatsverwaltung wollte diesen ge- 
rundsatz der Kenntniss der beiden Landessprachen 
tehen, hat ihn deshalb auch nirgends beachtet und 
!n deshalb zeitlich mit diesem Mangel rechnen. 
!s Provisorium könnte freilich nur auf einen streng 

Zeitabschnitt von einigen Jahren beschränkt wer- 
ilchen man erhoffen könnte, dass eine neue auf neuen 
sn erzogene, beider Landessprachen kundige G-ene- 
die Ämter einziehen werde. 

}s Provisorttim könnte z. B. auf 10 — 15 Jahre be- 
iverden. Damit aber die alte österreichische Schlam- 
diesem gesetzlichen Provisorium nicht ein Defini- 
affe, deshalb raüsste ausdrücklich im Gesetze statuirt 
lass die Zeit dieses Provisoriums auf längere Zeit, 
ton fflnf Jahren, nicht verlängert werden kann und 

nnr durch einen streng begrenzten qualificirten Be- 
is Landtages, event. auch der Nationalen (Jurien und 

ein der Sanction der Krone unterliegendes Landes- 

itissten deshalb die nothwendigen Cautelen geschaffen 
amit aus dem Provisorium kein Definitivum geschaf- 

;r Gedanke des Provisoriums ist nichts neues; wir 
auch in anderen Gesetzgebungen z. B. in den bel- 
esetzen, die sogenannten Uebergangsbestimmungen 
13 des Ges. vom 17. August 1873; im preussischen 
ätengesetz vom 28. August 1876 Art. 3; in der ga- 
^prachenverordnung vom 4. Juni 1869 Art. 6; auch 
mlitätengesetz zu den Fundamentalartikeln Art. 9 
■ei *) befand sichg leichfalls eine derlei provisorische 
ng, obzwar in anderer Form, als ich sie hier be- 
Woriu beruht nun das von mir beantragte zeitlich 
te Provisorium? — 

0, dass bis zu der Zeit, bis dÄ Staats- und Landes- 
n Königreiche Böhmen beider Landessprachen mäch- 
'erden, im ganzen Lande alle Gerichte und alle Se- 

einzurichten seien, damit die Gerichte und Behörden 
der beiden Landessprachen mächtig wären. 
!gen können selbst die deutscheu Vertreter nichts 

1. Es schreibt ja selbst Dr. Russ in seiner so oft 
rt«n Schrift auf S. 21 wörtlich: Den Sprachenrech- 
latsbürger entsprechen die Staatspflichten des Staates, 

he Anhang; Die belgischen Gesetze, das preussische Ge- 
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wenn die Staatsbehörden in dem Umfange der Giltigkeit ver- 
schiedener Nationalsprachen im Stande sind in mehreren dieser 
Sprachen zu amtiren, aber nur die Staatsbehörden als Ganzes. 
Dr. Russ meint, dass es genüge, wenn die Behörde als Ganzes 
beider Sprachen kundig ist, und nicht deren einzelne Mit- 
glieder, d. i. die Beamten derselben. 

Er beschränkt diesen Grundsatz nur auf die erste Instanz 
und will denselben quasi als Definitivum zur Regelung der 
Sprachen Verhältnisse bei Gericht verwendet wissen. — 

Dies geht wohl nicht an, aber als zeitlich streng be- 
schränktes Provisorium ist es möglich. Ich sage gleich wa- 
rum. Ich denke mir die Regelung der provisorischen Verhält- 
nisse folgendermassen : In den stark gemischten Bezirken d. i. 
in den Bezirken, wo die Bevölkerung beider Landessprachen 
sich ganz gleich stark gegenüber steht, müssten schon jetzt, 
wie es auch schon der Fall ist und wie es dem wirklichen Be- 
darfe entspricht, alle Staats- und Landesbeamten beider Lan- 
dessprachen mächtig sein. 

In den Bezirken, welche in der Majorität deutsch oder 
in der Majorität böhmisch sind, kann man provisorisch die 
Bestimmungen treffen, dass bei dem Gerichte oder dem Amte 
so viele beider Landessprachen kundige Beamte angestellt 
werden, dass alle von diesem Gerichte oder dieser Behörde 
nach dem Gesetze möglichen Amtshandlungen eventuell in 
beiden Landessprachen erledigt werden können. 

Hier muss ich etwas concreter sprechen. 

Also z. B. in den in Majorität deutschen oder in den in 
Majorität böhmischen Bezirken muss eine solche Zahl der bei- 
den Landessprachen kundiger Beamten angestellt werden, 
welche zu allen Amtshandlungen bei dieser Behörde noth- 
wendig wären. 

Also z. B. bei den Kreisgerichten müssten so viele Kräfte 
angestellt werden, damit in Straf- als Civilangelegenheiten ein 
Dreier- und Vierer-Senat representirt wäre, es müssten also 
mindestens vier Mitglieder der Kreisgerichte neben einem Un- 
tersuchungsrichter beider Landessprachen mächtig sein, auch 
während der Zeit des Provisoriums. — Ausserdem müssten 
auch zwei Kräfte zum Vollzuge der Amtshandlungen, also ein 
Kanzelist und ein Amtsdiener, weiterhin ein Schriftführer, und 
eine Kraft im Grundbuche beider Landessprachen mächtig 
sein. — 

Im Falle als in diesem oder jenem Kreise die Geschwore- 
nenbank aus beider Landessprachen kundigen Geschworenen 
nicht zusammengestellt werden könnte, ist der Geschworenen- 
fall, der in einer anderen Landessprache zu verhandeln wäre, 
durch Entscheidung des Oberlandesgerichtes dem nächsten 
Kreisgerichte derselben Landessprache zuzuweisen. 

Bei den Bezirksgerichten dinen obcitirten Bezirken müs- 
sten folgende beider Landessprachen kundige Kräfte angestellt 
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werden, u. z. : ein zu selbstständiger Entscheidung in Civil- 
und Strafsachen geeigneter Richter, ein Schriftführer, ein Voll- 
zugsorgan, also ein Kanzelist, ein Diener und eine Kraft im 
Grundbuche zum Vollzuge in den Grundbüchern. 

Die Zahl der Kräfte müsste nach der Zahl der anders- 
sprachigen Bevölkerung besetzt werden. 

Ganz analog müssten auch die Kräfte bei den politischen, 
bei den Steuer-, Post-, Eisenbahn-, Berg- und Telegraphen- 
behörden besetzt werden. — Das würde in der Zeit des Pro- 
visoriums für beide Parteien genügen, weil für beide Parteien 
die Kräfte gleichmässig vertheilt werden würden. 

Die Durchführung des gleichen Rechtes ob des defini- 
tiven oder des zeitlich beschränkten Provisoriums dürfte sich 
jedoch nicht nur auf die ersten Instanzen beziehen, sondern 
auf alle Instanzen. 

Und solange als nicht im Königreiche Böhmen ein besonde- 
rer oberster Gerichtshof errichtet wird, wie es die Wichtigkeit 
der böhm. Judicatur erfordert, muss bei dem obersten Gerichts- 
höfe ein böhmischer Senat errichtet werden, welcher über böh- 
mische Angelegenheiten verhandeln und entscheiden würde. 
Die neue Gerichtsordnung mit ihrer Mündlichkeit und Un- 
mittelbarkeit wird dies ganz gewiss erzwingen. 

Und ebenso wie die neue Gerichtsordnung hiezu nöthigt, 
so muss sie auch nothwendigerweise die Grundlagen alles ver- 
alterten Unfuges — der deutschen inneren Amtssprache bei 
nichtdeutschen civilen strittigen und ausserstrittigen Ange- 
legenheiten — brechen. Dass auch hartgesottene Vertheidiger 
der inneren deutscheyi Amtssprache vom practischen Stand- 
punkte ihre Grundlosigkeit einsehen, das sehen wir z. B. aus 
der Schrift des Dr. Russ selbst, der darin auf S. 46 in seinem 
Gesetzenwurfe B. Absatz 3 „selbst in böhmischen Bezirken" 
die böhmische Amtssprache für nothwendig hält. 

Dieses Provisorium könnte, wie ich schon gesagt habe, 
nur auf einen bestimmten Zeitraum beschränkt werden. Der 
Principal grundsatz, ^dass im Köftigreicne Böhmen jeder Staats- 
und Lan:Usbeamte beider Landessprachen mächtig sein muss^ 
müsste für die Zukunft für immer der leitende sein und im 
ganzen Lande zur Geltung kommen, gleich nach Ablauf des 
Provisoriums d. i. in jenen Kreisen und Bezirken, wo früher 
das Provisorium galt. 

Auf einen eigenthümlichen Umstand will ich noch hin- 
weisen. Die deutschen Politiker, welche über die Sprachen- 
frage schrieben, wie Dr. Russ *) in seiner oft genannten Schrift, 
anerkennen die Wichtigkeit, dass jeder Beamte die Sprache 
der Centralregieriing kennen muss, aber vice versa wollen sie 
nicht anerkennen, dass jeder Beamte auch die Sprache des 
Volkes kennen muss, in welcher er zu amtieren hat. 



*) Der Sprachenstreit in Oesterreich S. 22. 
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UebrigeDs finden wir in dieser Rücksicht auch in den 
Fischhof sehen Schriften ganz verkehrte Ansichten, welche die 
vollkommene Unkenntniss der böhmischen Verhältnisse als auch 
der factischen Verhältnisse erweisen.*) Es entsteht die Frage, 
Avie der Beweis über die Kenntniss der beiden Landessprachen 
durchzuführen wäre bei demjenigen, der sich um ein Staats- 
oder Landesamt bewirbt. 

Darüber herrschen verschiedene Ansichten. 

Die böhmisch-conservative Partei, welche diesen Grund- 
satz gleichfalls vertheidigte, wie wir dies im Nationalitäten- 
gesetz der Fundamentalartikel, Artikel 9 alinea 1 sehen, hielt 
dafür, wie wir gleichfalls schon aus dem Gesetze vom Jahre 1866 
Artikel 4 sehen können, dass die Vorbereitung hiezu am be- 
sten geschehen kann, wenn an den höheren Mittelschulen des 
Königreiches beide Landessprachen obligat gelehrt werden. 

Die deutsche, früher verfassungstreue Partei hat nun, wie 
bekannt, im Jahre 1868 als sie zur ausschliesslichen Herrschaft 
gelangte, dieses Gesetz (von ihr Sprachenzwangsgesetz genannt) 
aufgehoben, ja sie ging noch weiter, dass sie bei Art. XIX. 
ein 3 Alinea schuf mit dem Grundsatze, „dass in den Ländern 
mit verschiedenen Nationalitäten niemand zur Erlernung der 
zw^eiten Landessprache genöthigt werden darf." 

Nun sehen wir aber das gerade Gegentheil. In Mähren 
wurde auf Initiative der deutschen Partei und unter Mitwir- 
kung der böhmischen Partei ein Gesetz geschaffen, dur^h wel- 
ches an den mährischen Realschulen die Erlernung beider 
Sprachen obligat gefordert wird. Dieselbe Ansicht ist bei dem 
conservativen Grossgrundbesitze die herr^fchende, wie es der 
im Landtage des Königreiches Böhmen eingebrachte Antrag des 
Grafen Ad albert Schönborn erweist. 

Die nun in Böhmen entscheidende böhmische Partei und 
ich kann nun auch sagen, die in Böhmen entscheidende deut- 
sche Partei, theilen diese Ansicht nicht. 

Es kann nicht widersprochen werden, dass wohl dar- 
über discutirt werden kann, ob dieser Antrag für den Grund- 



*) Dr. Adolph Fischhof: „Die Sprachenrechte in den Staaten 
gemischter Nationalitäten" (St. 47, 55, 56), weiter Dr. Adolph Fisch- 
hof: „Der oester. Sprachenzwist. ** — Hinpjegen die anonyme Schrift mit 
der Aufschrift „Sine ira, der sogenannte Sprachenkampf in 
Oesterreich" Zürich, in welcher auf S. 17 gesagt wird: „Denn die 
Zeit, wo man glaubte, dass in sprachlicher Hinsicht in Oesterreich für 
ein öffentl. Amt die Kenntniss der deutschen Sprache nothwendig ist, 
ist dahin und aus wichtigen Gründen unwiderruflich dahin, und es mu s s 
vernünftigerweise mit den n euen Verhältnissen gerech net 
werden, wie in d er Politik, so im gewöhnlichen Leben". Siehe 
weiter die Schrift des gewes. Ministers aus der Zeit Taaffe: „Die Na- 
tionalität und der Staat" von Alfred Ton Krem er, welcher 
schreibt: „Wenn wir stabilisirte Verhältnisse erreichen wollen, dann 
müssen wir den gerechten Ansprüchen willfahren. Durch die blose Ne- 
gation wird nichts erreicht, am wenigsten aber durch das Versprechen 
und Nichthalten." 



' Staats- und LaDdesbeamte im Königreiche 
Landessprachen kundig sein niuss, nützlich ist 

; ganz gewiss, dass dieses obligate Zwingen 
er beiden Landes.spiachen weiter geht, als es 
rocUure vertheidigte Grundsatz verlangt. — 
? aber auch unumgänglich nothwendig, beider 
Böhmen beiderseitigen nationalen FeinfQhlig- 
■meiden, was als Zwang überhaupt auch nur 
te. — Soll der nationale Frieden und der 
!h ein dauernder werden, dann muss er frei- 
r Antrag auf obligates Erlernen der beiden 
bei allen geht weiter als unser Antrag. 

Schönborn' sehen Antrag sollen alle bedin- 
den Staat and das Land gezwangen werden 
essprache zu erlernen. Das ist bei unserem 
thig. Der Staat und das Land sind berechtigt 
ie Kenntniss der beiden Landessprachen zu 
le ein Staats- oder Landesamt antreten. Dass 
'n ausser den Beamten diese Kenntnisse vor- 
ur zu sollen ist weder Sache des Staates noch 

Gegentheii, ein solcher Plus kann der guten 
hädlich sein. Bei den nationalen Fragen muss 

Nothwendigen streng eingeschränkt werden, 
Igt, bei der nationalen Feinfühligkeit durch ein 
erschreiten dieser nothwendigen Grenze eine 
r geschädigt als gefördert werden könnte. 
! ich ausnahmsweise mit dem überein, was 
"oft citirten Sclirift Dr. Russ gesagt hat, der 
rung der deutschen theoretischen StaatsprO- 
löhm. Universität mit folgenden Worten ver- 

es eine unnütze aber auch gei^hrliche Ver- 
chengleichUereclitigung ist, aber zugleich auch 
Imm " Er sagt dann wörtlich: ^\% Spracken- 
i'erlangt werden (er denkt liier in ersten Keihe 

Sprache) aber nicht nur da, wo es Practi- 
ten, Eleven etc. betrifft, sondern auch da, wo 
im eine definitive Anstellung im Staats- und 
andelt." — 

teit zum Richter und Verwaltungsamte wird 
tische Prüfung dargethan, bei welclier Prüfung 
er beiden Landessprachen in etwas strengerer 
gefordert werden könnte. 

lüsste, wie gesagt, durch ein Landesgrundge- 
den, dass 2ur definitiven Anstellung Jedermanns 
i Landesöeamten im Königreiche Böhmen die 

Landessprachen in Wort und Schrift eine uii 
iifigung ist. 



— 31 -^ 

Die Sicherstellung dieser Fähigkeit müsste beim Antritte 
durch die Schulzeugnisse über die mit gutem Erfolge absol- 
virten Lehrstunden der beiden Landessprachen, vor der defi- 
-nitiven Anstellung durch eine mündliche und schriftliche Prü- 
fung, bei der Richteramts- event. polit. Prüfung geschehen. 
— Es wäre dann jedermanns Sache, der sich um ein Staats- 
oder Landesamt bewirbt, sich die nothwendigen Sprachenkennt- 
iiisse zu erwerben. Dawäre freilich alles freiwillig, denn niemand 
Avird genöthigt, in den Staats- oder Landesdienst zu treten. 
Ton Zwang kann daher nicht gesprochen werden. 

Die im Absätze IL vertheidigten Grundsätze habe ich 
nun in Gesetzesforra im Absätze V. §§ 1 — 16 incl. gefasst. 

IIL 

Die Gleichberechtigung bei den autono- 

nnen Behörden. 

Ewig schade, dass der Gesetzentwurf, welcher als Ge- 
setz giltig für das Königreich Böhme^i betreffend die Durchs 
führung der Gleichberechtigung beider Landessprachen bei de?t 
autonomen Behörden des Königreiches Böhmen am 18., 19. und 
21. November 1889 im Landtage des Königreiches Böhmen 
beschlossen worden war, nicht zur allerhöchsten Sanction 
empfohlen wurde. Wir wären in dieser Hinsicht um einen 
Schritt weiter. Dieser Entwurf, welcher wie gesagt im Jahre 
1889 endlich zur Verhandlung im Plenum des Landtages ge- 
langte, hatte eine lange Geschichte und datirt aus den sech- 
ziger Jahren. 

Den ersten diesbezüglichen Antrag der Gleichberechtigung 
beider Landessprachen im Königreiche Böhmen unterbreitete 
dem Landtage am 16. April 1861 unter Nr. 106 Ldtg. der Ab- 
geordnete W^^«-8r/5^/Ä Es war ein allgemeiner Antrag. Ich werde 
selben hier nicht wiederholen, da ich denselben dem ganzen 
Wortlaute nach im Anhange veröffentliche.*) Dieser Antrag 
gelangte im Landtage nicht zur Verhandlung. Der Landes- 
ausschuss entschied sich dafür, in eine Berathung und Schluss- 
fassung hierüber nicht einzugehen ohne das Urtheil der Ober- 
behörden des Landes zu hören. Das Oberlandesgericht und 
die Finanzlandes-Direction erklärten mit Zuschrift vom 6. No- 
vember 1861 Z. 3059 und vom 31. März 1862 Z. 6216 „ihre 
Incompetenz zur Abgabe einer Meinung in dieser Angelegen- 
heit." — 

Die k. k. Statthalterei aber machte mit der Zuschrift vom 
24. März 1863 Z. 675 dem Landesausschusse wegen Durch- 
führung der Gleichberechtigung der beiden Landessprachen 

*) Siehe Anhang: Antrag des Abgeordneten Wenzel Seidl. 
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im Königreiche Böhmen die Mittheilung: „dass den Parteien 
das Recht eingeräumt ist, die Eingaben in der Sprache, deren 
sie kundig sind, zu verfassen, dass die mündlichen und Pro- 
tokollarverhandlungen mit ihnen in dieser Sprache stattfinden 
und in gleicher Weise auch die Urtheile, Erledigungen u. s. w. 
an selbe ergehen müssen." 

Hiebei erklärte die k. k. Statthalterei : „dass diesfalls 
dem Landtage keine legislative Wirksamkeit zukomme, da 
nach § 17 des Landesstatuts dem Landtage das Recht zustehe, 
Gesetze nur in Landesangelegenheiten vorzuschlagen und der 
§ 18 taxativ erkläre, welche als solche zu betrachten sind, 
ohne die Frage der Sprache zu erwähnen." — Zugleich be- 
merkte hiebei die Statthalterei ausdrücklich: „dass die Rege- 
lung des inneren Verkehres der Behörden, sowie der Moda- 
litäten der Beamten-Ernennungen von Seite der Staatsverwal- 
tung in jeder Beziehung ausschliesslich in das Bereich der 
Exekutive gehöre und dass daher eine wie immer geartete 
Beeinflussung desselben von Seite der Landesvertretung wegen 
deren gänzlicher Incompetenz von der Regierung abgelehnt 
werden müsste." 

Der Landesausschuss wandte sich nun an das Staatsministe- 
rium mit Eingabe vom 1. Dezember 1863 Z. 18.091, in welchem 
er den ganzen Sachverhalt klar legte, und in welchem er, indem 
er die Competenz des Landtages vertheidigte, darauf hinwies, 
dass die Regierung soeben, d.i. am 28. Juni 1863 dem Land- 
tage von Siebenbürgen ein Nationalitätengesetz*) vom 28. Juni 
1863 vorgelegt hat, dass sie somit selbst die Competenz der Land- 
tage anerkenne. Die Eingabe an die Regierung schloss mit der 
Schlussbitte: „Das Staatsministerium wolle Fürsorge treffen, 
dass im verfassungsmässigen Wege die Anordnungen über Ge- 
brauch der beiden Landessprachen des Königreiches Böhmen 
in dem öffentlichen amtlichen Verkehre nach den Grundsätzen 
der Gleichberechtigung dem Landtage Böhmens im Sinne des 
§ 18 der L.-O. Absatz IIL durch besondere Verfügung zuge- 
wiesen werden." 

Von der Ueberreichung dieses Memorandum resp. dieser 
Petition wurde dem Landtage unter Nr. 28 des Jahres 1864 ein 
Bericht erstattet, welcher diesen einfach zur Kenntniss nahm. 

Wie der Bericht des Dr, Skarda vom 20. August 1888 
Nr. 135 Ldtg. (Druck Nr. XLIX.) constatirt, verfasste alle 
diese Eingaben in der Sprachenfrage Dr. Schmeykal und wie 
Dr. Skarda hierüber richtig bemerkt: „ist daraus zu ersehen, 
dass schon damals vor 25 Jahren allerseits anerkannt wurde, 
dass es die Wohlfahrt und die Bedürfnisse des Landes erfor- 
dern, dass im Königreiche Böhmen die Gleichberechtigung bei- 
der Landessprachen in den Ämtern geregelt und durchgeführt 
werde." 



*) Siehe Anhang; „Siebenbürgisches Nationalitätengesetz'* vom 
Jahre 1863. 
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Die k. k. Statthalterei in Prag antwortete dem Landes- 
ausschusse mit Zuschrift vom 5. Februar 1864 unter Berufung 
auf die WiBisung des k. k. Staatsministeriums vom 28. Jänner 
1864 Z. 561 : „dass nach dem Erachten der Regierung das 
Princip der sprachlichen Grleichberechtigung im äusseren Ver- 
kehre der Gerichte und Behörden durch die bestehenden An- 
ordnungen ohnediess gewahrt sei, und auch diesen gemäss 
gehandhabt werde. Insofern jedoch eine Regelung im legisla- 
tiven Wege angestrebt werde, was nur im verfassungsmässi- 
gen Wege unter Mitwirkung des Reichsrathes durch Einbrin- 
gung einer bezuglichen Regierungsvorlage stattfinden kann, 
so werde die Regierung diesen Wunsch in ernstliche und reif- 
liche Erwägung ziehen und jedenfalls darauf Bedacht nehmen, 
dass in dem diesfälligen^ Reichsgesetze der Landesgesetzge- 
bung jener Spielraum vorbehalten werde, welcher sich als 
durch die besonderen Landesverhältnisse wirklich bedingt dar- 
stellen wird." 

Da nun im Jahre 1864 die Regierung eine ähnliche Vor- 
lage keinem der gesetzgebenden Körper vorlegte, beantragte 
der Referent, dass. eine Sprachen-Commission vom Landtage 
bestellt werde, bestehend aus 9. Mitgliedern, von welchen je 
drei aus den einzelnen Curien des Landtages zu wählen sind . 
Die beantragte Commission wurde gewählt, constituirte sich 
auch, hat jedoch dem Landtage einen Bericht nicht ers^tattet. 
Am 19. April 1880 wurde die Sprachen Verordnung erlas- 
sen, welche den Antrag des Abgeordneten Plener und Genos- 
sen Z. 159 Ldtg. J. 1885, sowie den Antrag des Abgeord- 
neten Dr. Trojan und Genossen Z. 200 Ldtg. J. 1885 Druck 
Nr. LXIIT. hervorgerufen hat,*) welche beiden Anträge dieser 
Landtagscommission zur Berathung zugewiesen wurden. 

Diese Commission hat über die beiden Anträge den Be- 
richt Z. 358 Ldtg. J. 1885 — 1886 erstattet, über welchen der 
hohe Landtag in den Sitzungen vom 18. und 19. Jänner 1886 
verhandelt und vier Resolutionen**) fasste. Die vierte Reso- 
lution lautete: „Die Regierung wird aufgefordert, im Einver- 
nehmen mit dem Landesausschusse Gesetzentwürfe vorzube- 
reiten und dem Landtage in seiner nächsten Session vorzulegen, 
durch welche : 
ä) die Feststellung der Amtssprachen autonomer Organe 
und die hiebei vorzusehende Sicherung des Rechtes na- 
tionaler Minoritäten, 
b) der Gebrauch der Landessprachen im Verkehre auto- 
nomer Organe unter einander, und im Verkehre mit den 
Parteien, 

*) Siehe Anhang: Den Wortlaut des Antrages des Abgeordn. Dr. 
Trojan. — 

*•) Der Wortlaut dieser Resolutionen ist in dem Antrage des Dr 
VaSaty vom 19. Dezember 1887 Z. 275 Landtg. (Druck LXXXVI.) ent- 
halten. Siehe Anhang. 

Dr. Pao&k: „Skizzen z. Begelung d. Sprachenfrage in Böhmen." 2 
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^) der Gebrauch der Landessprachen seitens autonomer Or- 
gane im Verkehre mit staatlichen Behörden im Sinne 
vollkommener Gleichberechtigung beider Sprachen klar 
und genau geregelt werde." 

Da jedoch die Regierung auch nach diesem Beschlüsse die 
diesbezüglichen Anträge den gesetzgebenden Körperschaften 
nicht vorlegte, brachte der Abg. f>r, Fez/^a^/^ am 21. December 

1887 imter Nr. 275 Ldtg. (Druck LXXXVI.) einen neuen An- 
trag ein, in welchem die Resolutionsbeschlusse des Landtages 
vom Jahre 1886 enthalten waren, zugleich mit einer energi- 
schen Aufforderung der Regierung endlich einmal den Land- 
tagsbeschlilssen zu willfahren. 

Dieser Antrag, wurde der Bezirks- und Gemeindecom- 
mission zugewiesen, welche dem Landtage folgenden Antrag 
zur Beschlussfassung unterbreitete: „Der Landesausschuss wird 
beauftragt, dem Landtage in der nächsten Session darüber Be- 
richt zu erstatten, was er veranlasste, damit die Landtagsbe- 
schlüsse vom 19. Jänner 1886 betreffend die Durchführung der 
Gleichberechtigung der beiden Landessprachen im Königreiche 
Böhmen wirklich durchgeführt werden, und zugleich einen 
Gesetzentwurf zur Durchfuhrung der Gleichberechtigung dieser 
beiden Sprachen bei den autonomen Behörden vorzulegen.* 

Obwohl dieser Antrag im Plenum des Landtages nicht 
erledigt wurde, hat der Landesausschuss resp. der Referent 
desselben Dr, Skarda einen diesbezüglichen Gesetzentwurf aus- 
gearbeitet und legte denselben mit Bericht vom 20. August 

1888 Z. 135 Ldtg., Druck XLIX., aus dem ich auch diese Da- 
ten entnommen, dem Landtage vor zugleicli mit einem Gesetz- 
entwurfe betreffend die Durchführung beider Landessprachen bei 
den autonomen Behörden des Königreiches Böhmen, Und das 
ist eben jener Gesetzentwurf, von dem ich am Anfange dieses 
Absatzes erwähnte, dass er in der Plenarsitzung des Landtages 
vom 19. November 1889 mit grosser Majorität angenommen 
wurde. Der Antrag des Landesausschusses vom 20. August 
1888 Z. 136 wurde im October 1889 einer besonderen Sprachen- 
comtnission des Landtages zur Vorberathung zugewiesen, welche 
mit Bericht de praes. 30. October 1889 Z. 397 (Druck CVI.) 
dem Landtage den vom Ausschusse ausgearbeiteten Gesetzent- 
wurf vom 30. October 1889*) vorlegte, der in den Landtags- 

*) Siehe im Anhang den Gesetzentwurf vom 30. October 1889 
betreffend die Durchführung der Gleichberechtigung beider Landesspra- 
chen bei den autonomen Behörden des Königreiches Böhmen. Den Ent- 
wurf vom 30. August 1888 brachte ich nicht zum Abdrucke, weil er fast 
gleichlautend ist mit dem Antrage des Sprachenausschusses vom 30. Oc- 
tober 1889 bis auf folgende Abänderungen: Artikel 3 Alinea 2 und 3 des 
Antrages von J. 1888 verlangt, „dass in Gemeinden mit eigenem Sta- 
tute die Eingaben in der Sprache erledigt werden, in der sie eingebracht 
wurden. In anderen Gemeinden nur, wenn darum ein Drittel der Ge- 
meindevertretung nachsucht. — Der Ausschussantrag änderte diese Be- 
stimmung dahin, dass dies schon geschehen müsse „wenn wenigstens ein 
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Sitzungen vom 18., 19. und 21. November 1889, wie schoü ge- 
sagt, mit einigen Abänderungen zum Beschlüsse erhoben 
Ajvurde.*) 

Die Grundsätze, auf welchen dieser Gesetzentwurf be- 
miht, sind die richtigsten auf denen überhaupt ein ähnlicher 
Antrag beruhen kann und in der Zukunft auch beruhen muss, 
nämlich auf dem Grundsatze, dass den autonomen Organen es 
selbst zukommt, ihre Verhandlungssprache zu bestimmen. — 
Diese Grundsätze finden wir durchwegs auch in der fremden 
Gesetzgebung" und dies sind auch die Grundsätze, welche wie 
ich weiter unten erweisen werde, die Vertreter beider Natio- 
nalitäten im Königreiche Böhmen mit einigen VeränderunjB:en 
acceptiren können. 

Fn den Motiven des Gesetzentwurfes vom 20. August 1888 
(Z. 135 Ldtg. Druck XLIX.) sind diese Gründe aus der Feder 
des Dr. Skarda ausgezeichnet skizzirt. Bei Durchführung des 
obcitirten Grundsatzes wird strenge und stricte. unterschieden: 
1. Gemeinde^ 2. Bezirk^ 3. Land. 

Ad 1. Rucksichtlich der Gemeinde wurde der Grund- 
satz ausgesprochen, „dass in Gemeinden die Feststellung der 
Geschäftssprache der Gemeindevertretung zustehe, da diefeelbe 
in Gemeindeangelegenheiten nach § 30 der Gemeindeordnung 
vom 16. April 1864 das beschliessende Organ ist, und auch 
rücksichtlich der Städte mit eigenem Statute es keinem Zweifel 
unterliegt, dass ein derartiger Beschluss in die Competenz 
des Stadtverordneten-Collegiuuis, daher der Gemeindevertre- 
tung falle. 

Ad 2. Was den Bezirk betrifft, da erkannte man den 
Grundsatz als geltend: „dass es im Bezirke der Bezirks- 
Vertretung zusteht, ihre Amtssprache zu bestimmen, weil nach 
§ 50 des Gesetzes vom 25. Juli 1864 in den Wirkungskreis 
der Bezirksvertretung alle inneren, die gemeinsamen Interes- 
sen des Bezirkes und seiner Angehörigen betreffenden Ange- 

Fünftheil der Einwohner sich der Landessprache bedient, welche nicht 
die Geschäftssprache dieser Gemeinde ist." — Der Artikel 7. des Lan- 
desausschussantrages bestimmte „dass der Bezirksausschuss verpflichtet 
ist, alle an ihn oder die Bezirks Vertretung einlangenden Eingaben in 
jener Landessprache za erledigen, in welcher dieselben abgefasst sind, 
wxnn die^ Geschäftssprache wenigstens eines Fünft heil s dieser Ge- 
meinden eine andere ist, als die Amtssprache der Bezirksvertretung." — 
Diese letztere Bestimmung änderte der Sprachenausschuss dahin ab, 
„dass der Bezirksausschuss dies zu thun schon verpflichtet soi „wenn 
die Geschäftssprache wenigstens einer Gemeinde seines Bezirkes eine 
andere ist, als die Amtssprache der Bezirksvertretung". Der Sprachen- 
ausschuss beschloss ausserdem eine ganz neue Stylisirung des Artikel 9 
und zwar folgenden Wortlautes: „In den im § 3, Abs. 2 bezeichneten 
Städten, dann in gemischtsprachigen Gemeinden und Bezirken haben 
die Kundmachungen in Gemeinde-, beziehungsweise ßezirksangelegen- 
heiten in beiden Landessprachen zu erfolgen. 

*) Siehe Anhang Gesetzentwurf vom 9. April 1890 und die da- 
selbst angeführten Abänderungen bei den §§ 2, 3, 6, 7 und 9. 

3* 
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legenheiten gehören und die Bezirks Vertretung in diesen An- 
gelegenheiten das berathende und beschliessende Organ ist.* 

Ad 3. Was endlich das Land resp. dessen Representanz, 
den Landesausschuss betrifft, so ist grundsätzlich anerkannt 
worden: „dass im Landtage des Königreiches Böhmen immer 
an dem Grundsätze der vollkommenen Gleichberechtigung 
beider Landessprachen festgehalten wurde, dass dieser Grund- 
satz auch . in der Geschäftsordnung für den Landtag zum 
Ausdrucke gelangte und durchgeführt wurde; dass die Lau- 
desgesetze in beiden Landessprachen mit gleicher Giltlgkeit 
erlassen werden und dass im Königreiche Böhmen Angehörige 
zweier vollkommen gleichberechtigter Nationen nebeneinander 
leben, woraus sich von selbst ergiebt, dass der Landesaus- 
schuss verpflichtet ist, beide Landessprachen als Amtssprachen 
zu gebrauchen." 

Diese Grundsätze sind in den Art. 1, 5 und 10 des Ge- 
setzes vom 30. October 1889*) zum Ausdrucke gebracht. — 
Die Folge und die natürliche Consequenz dieses Grudsatzes 
muss sem: 

1. dass es der Gemeinde in der Regel freisteht, sämmtliche 
an sie gelangenden Eingaben in ihrer Geschäftssprache zu er- 
ledigen ; 

2. dass auch der Bezirksausschuss in der Regel die an ihn 
gelangenden Eingaben in der Amtssprache erledigen kann ; 

3. und dass der Landesausschuss nach den obcitirten 
Grundsätzen alle an ihn gelangenden Eingaben in der Sprache, 
in der sie tiberreicht wurden, erledigen muss^ wenn dies in 
einer der Landessprachen geschehen ist. 

Diese Grundsätze finden wir in den §§ 3 und 7 durch- 
geführt. Ausnahmen sind nur für den Fall statuirt, wo es die 
Rücksichtnahme auf die nationalen Minoritäten erheischt. In 
den Gemeinden und Bezirken, wo nur ein geringer Bruchtheil 
der Bevölkerung der anderen Nationalität sich befindet, muss 
demselben das Recht zuerkannt werden, seine Eingaben an die 
Gemeinde und an den Bezirk in seiner Sprache emzubringen, 
und es muss weiterhin gesetzlich bestimmt werden, „dass die 
Gemeinden und Bezirke sie annehmen und auch dann in Be- 
rathling ziehen müssen, wenn sie auch in einer der Landessprachen 
verfasst sind, welche weder Geschäftssprache der Gemeinde 
noch Amtssprache des Bezirkes ist. — In diesem Falle muss 
diesen Gemeinden und Bezirken „das Recht zuerkannt wer- 
den, die Eingaben, selbst wenn sie in der anderen Landes- 
sprache überreicht wurden, in ihrer Geschäfts- oder Amts- 
sprache zu erledigen." Das ist Regel. 

Eine Ausnahme muss, wie schon gesagt, die Rücksicht- 
nahme „auf die Nationalen-Minoritäten" statuiren d. i. bei sol- 
chen Gemeinden und Bezirken, wo neben den Angehörigen des 

*^ Siehe Anhang: Gesetz vom 30. October 1889. 
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einen Stammes auch eine grössere Anzahl von Angehörigen 
des anderen Stammes lebt" und wo es ^n Gebot der Gerech- 
tig:keit ist „dass die Eingabe in derjenigen Sprache erledigt 
werde, in welcher dieselbe überreicht worden ist." 

Es handelt sich nur darum : a) welche Quote der Mino- 
rität der Bevölkerung der anderen Nationalität es sein soll? 
b) wie soll man diese bestimmen? 

Bei der Frage der Quote muss man fragen: „Soll es ein 
Drittel, Viertel oder Fünftel der ganzen Bevölkerung oder ein 
Drittel, ein Viertel oder Fünftel etc. der bezüglichen Gemeiude- 
oder Bezirksvertretung sein? 

Der Landesausschuss acceptirte die zweite Ansicht und 
bestimmte im Artikel 3 Alinea 3 „dass die Verpflichtung der 
Erledigung der Eingabe in der Sprache, in welcher sie ein- 
gebracht wurde, bei den Gemeinden auch dann zu geschehen 
habe: wenn dies wenigstens ein Drittel sämmtlicher Mitglieder 
der Gemeindevertretung verlangt." 

Diese seine Ansicht begründet der Landesausschuss durch 
folgende Gründe: „Nach der Ansicht des Landesausschusses 
müssen auch in dieser Beziehung die Vertreter der Gemeinde 
als massgebend erscheinen. Dieselben besitzen das Recht, die 
Geschäftssprache zu bestimmen ; hiebei wird allerdings, wie in 
anderen Angelegenheiten, mit Majorität entschieden, kommt 
jedoch hiebei eine Minorität zum Vorscheine, welche die Er- 
ledigung der bei der Gemeinde einlangenden Eingaben in der 
Sprache verlangt, in welcher sie überreicht wurden, so kann 
aus dem Verhältnisse dieser Minorität geschlossen werden, 
dass ein bedeutender Theil der Bevölkerung einer anderen Na- 
tionalität angehört, denn sonst wäre es demselben mit Rück- 
sicht auf die Bestimmungen der Gemeindewahlordnung nicht 
möglich gewesen, die Wahl seiner Gesinnungsgenossen in die 
Gemeindevertretung durchzubringen, und wenn diese Minorität 
ein ganzes Dritthei] sämmtlicher Gemeindevertretungsmitglie- 
der ausmacht, so muss das Verlangen derselben, dass die Ein- 
gaben in derjenigen Landessprache erledigt werden, in welcher 
sie überreicht wurden, als gerechtfertigt anerkannt werden." 
Der Sprachenausschuss, welcher das Gesetz vom 30. Oc- 
tober 1889 ausgearbeitet hat, stimmte in dieser Rücksicht mit 
dem Landesausschusse nicht überein und sagt in seinem Be- 
richte vom 30. October 1889 (Z. 397 Ldtg. Druck CVI.) wört- 
^ lieh : „Die Commission kann jedoch dem Landesausschusse in 
* dem Punkte nicht beipflichten, dass für die Verpflichtung der 
Gemeinden zur Erledigung der Eingaben in jener Sprache, in 
welcher sie abgefasst sind, die Sprache eines Drittheiles der 
Gemeindevertretungsmitglieder, welche von der nationalen Mi- 
norität in den Gemeindeaussehuss gewählt worden sind, mass- 
gebend sein soll ; die Commission hat vielmehr den Grundsatz 
acceptirt, dass in den Gemeinden ohne eigenes Statut die Ver- 
pflichtung, die Eingaben in jener Sprache, in welcher sie ab- 



g«fasst sind, za erledigen, in dem Falle eintritt, wenn wenig- 
stens ein Fünftheil der Einwohner sich der Landessprache be- 
dient, welche nicht die Geschäftssprache dieser Gemeinde ist," 

„Die Commission wurde hei diesem Beschlüsse von der 
Erwägung geleitet" — heisst es weiter in dem Commissions- 
herichte, „dass in den gemischten Gemeinden die Rechte der 
Einwohner der anderen Landessprache, welche nicht die Ge- 
schäftssprache der Gemeinde ist, durch diese Bestimmung einen 
besseren Schute erlangen, als dies nach dem Entwürfe des Lan- 
desausschusses der Fall wäre. — In mancher Gegend leben 
erfahrungsgemäss bedeutende nationale Minoritäten, welche nicht 
im Stande sind, ihrer nationalen Gesinnung durch die Wahl 
von Gemeindevertretern ihrer Sprache Ausdruck zu geben. — 
Die den nationalen Minoritäten angehörenden Wähler sind bei 
den Gemeindewahlen in allen drei Wahlkörpem vetreteo und 
können bei den Wahlen namhafte Minoritäten erzielen, ohne 
eine zur Wahl von Ausschussmitgliedem erforderliche Stim- 
menzahl zu erlangen. Und wenn es bei der letzten Volks- 
zählung vom J, 1881 namentlich in den gemischten Gemeinden 
wegen verschiedenartiger, sogar unerlaubter Beeinflussung, 
schwer war, verlässliche Resultate zu gewinnen, so muss es 
für die nationalen Minoritäten um so schwieriger sein, in den 
Gemeindeausschuss das volle Drittheil sämmtlicber Mitglieder 
des Gemeindeausschusses zu wählen und diese Stellen mit 
Vertretern ihrer Sprache zu besetzen." 

Diese Ansicht ist bei weitem richtiger, aber auch ge- 
rechter, als jene des Landesausschusses, insbesondere wenn 
man die Mängel der Wahlordnung fQr das Königreich Böhmen 
mit in Rechnung zieht. 

Nach dieser Ansicht änderte die Sprachencommission den 
Art. 3 Alinea 3 in der Hinsicht: „dass in den Gemeinden, wo 
wenigstens ein Fünftel der Einwohnerschaft sich der Sprache 
bedient, die nicht Geschäftsspraclie der Gemeinde ist, die Ver- 
päichtuDg der Gemeinde eintritt, die Eingaben in der Sprache 
zu erledigen, in welcher sie eingebracht wurden, welche Be- 
stimmung jedoch keineswegs die Vei-pfliclitimg mit beinhaltet, 
„dass über diese Eingabe in der Gemeindevertrettmg auch in 
der Sprache der Eingabe zu verhandeln wäre." 

Es enthält nämlicli der Ai-tikel 4 (Gemeinde) eine gleich- 
lautende Bestimmung mit Artikel 8 (Bezirk) folgenden Inhaltes, 
dass: „Den einzelnen Mitgliedern der Gemeindevertretung es 
freisteht, sich in den Sitzungen derselben der einen oder anderen 
Landessprache zu bedienen." 

Dieser Artikel 3 des Gesetzentwurfes vom 30. Octoher 
1889 war Oberhaupt der Grund, wenigstens der in der Öffent- 
lichkeit angegebene Grund, dass dieses Gesetz die allerhöchste 
Sanction nicht erlangte. Es war zwar nicht die Alinea 3 des 
Artikels 3, weswegen das Geseta die Sanction nicht erlangte, 
es war aber die Alinea 2 des Artikels 3, welche dieses Ge- 
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setz zum Falle brachte. Im Artikel 3 Alinea 2 wurde nämlich 
bestimmt: „In Städ^^en, welche ein eigenes Status besitzen, 
sind die Organe der Gemeinde verpflichtet, die im Verkehre 
mit Parteien einlangenden schriftliclien und mündlichen Ein- 
gaben in jener Landessprache zu erledigen, in welcher die- 
selben eingebracht worden sind." 

Die Regierung legte diese Gesetzvorlage, wie erwähnt, 
zur Sanction nicht vor, und gab mit Zuschrift der k. k. Statt- 
halterei Prag vom 7. Februar 1890 Z. 1047 und des k. k. Mi- 
nisterium des Innern vom 29. Jänner 1890 Z. 372 (a^)gedruckt 
ini Berichte des Landesausschusses vom 9. April 1^90 Z. 67 
Ldtg. Druck IL) als Grund Folgendes an: „weil die Annehm- 
barkeit des Gesetzentwurfes durch die im § 3 AI. 2 desselben 
enthaltene Bestimmung in Frage gestellt wurde, der gemäss 
in Städten, welche ein eigenes Status besitzen, die Organe der 
Gemeinde verpflichtet sind, die im Parteienverkehre einlangen- 
den Eingaben in jener Landessprache zu erledigen, in welcher 
dieselben eingebracht worden sind." 

„Diese -Bestimmungen beziehen sich" — heisst es weiter 
in dem Ministerialerlasse — „auf die Städte Prag und Reichen- 
berg, welche allein in Böhmen eigene Statute besitzen. Be- 
züglich Prag's entspreche die fragliche Bestimmung nur der 
bisher eingehaltenen Uebung, deren Aufrechterhaltung in Prag, 
als der Landeshauptstadt des von zwei Nationen bewohnten 
Königreiches zw^eckmässig und gerechtfertigt erscheine. Da- 
gegen liege kein Grund vor, die Stadtgemeinde Reichenberg 
un-d in Hinkunft andere Gemeinden in Böhmen, welche eigene 
Statute erwerben werden, in dem Selhstbestimmungsrechte be- 
züglich der Geschäftsprache mehr zu beschränken, als andere 
Gemeinden, die kein eigenes Statut besitzen, und ihnen die 
Erledigung der an sie gelangenden, den natürlichen Wirkungs- 
kreis betreifenden Eingaben in einer anderen, als ihrer Ge- 
schäftssprache auch dann aufzuerlegen, wenn die Bedingung 
des § 3 Alinea 3 nicht vorhanden ist." 

Diese Entscheidung der Regierung auf Grund dessen der 
Gesetzentwurf der allerhöchsten Sanction nicht unterbreitet 
wurde, sind unrichtig, wenn man nur einen Grund erwägt, näm- 
lich den, „dass Städte mit eigenem Statute zugleich auch po- 
litische Behörden erster Instanz sind.^ 

Wenn es wahr ist, dass das Gesetz zur Sanction in Folge 
Einflusses der deutschen Partei nicht vorgelegt worden ist, und 
dies scheint sehr wahrscheinlich, da es alsogleich nach den 
unglücklichen Wiener Punctationen geschah, so sieht man da- 
raus, dass die deutsche Partei in Böhmen in ihren Ansichten 
über die Sprachenfrage inconsequent ist. 

Wenn wir den Sprachenantrag Schnrschmied zur Hand 
nehmen, den alle deutschen Abgeordneten unterschrieben ha- 
ben, was finden wir? — Im Artikel 19 Alinea 2 des Schar- 
schmied'schen Antrages lesen wir wörtlich : „Für Gemeinden 
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mit eigenem Statute gelten im Qbertragenen Wirkungskreise 
bezQglich der Sprache die für die k, k. Behörden erster In- 
stanz erlassenen Gesetze und Verfügungen. Zu diesen abweis- 
licben Gfründen der Regierung nahm der Landesansschuss in 
seinem obcitirten Berichte Stellang und erwiderte folgender- 
massen: „In Städten mit eigenem Statute leben die Angehö- 
rigen beider Volksstämme in grösserer Anzahl zusammen ; in 
diesen Städten sind die Gemeindeämter zugleich politische Be- 
hörden erster Instanz und es liegt daher im beiderseitigen In- 
teresse der Angehörigen beider Volksstämme, dass die sprach- 
liche Gleichberechtigung gewahrt werde, was um so leichter 
durchführbar erscheint, als in solchen Städten ständige rechts- 
kundige Gemeindebeamte angestellt sind, von welchen die 
Kenntnis beider Landessprachen verlangt werden kann." 

Da jedoch laut des 3. Abs. desselben § 3, „in anderen 
Gemeinden diese Verpflichtung nur dann eintritt, wenn wenig- 
stens ein Viertel der anwesenden Bevölkerung nach deu Ergeb- 
nissen der letzten Volkszählung sich zu der anderen Landes- 
sprache bekennt", so ergibt sich daraus, dass in Reichenberg 
dieselbe Verpflichtung eintreten müsste, wenn sich daselbst die 
eben erwähnte Bevölkerungszahl zu der anderen Landessprache 
bekennen sollte, dass somit lediglich das zweite Argument des 
betreffenden Berichtes entscheidend war, dass nämlich in Städ- 
ten mit eigenem Statute die Gemeindeämter zugleich politische 
Behörden erater Instanz sind." — — — — — — — 

Ich habe nun über die Geschäftssprache der Gemeinden 
in der Regel und Ober deren Ausnahmen gesprochen. Ich habe 
auch aber die Amtssprache des Bezirkes gehandelt, und es er- 
übrigt mir nun noch hier über die Ausnahmen zu sprechen, 
wie bei den Gemeinden. 

Dr. Skarda sagt in seinem oft citirten Berichte: „Bei den 
Bezirken war die Erwägung massgebend, dass die Bezirks- 
vertretung, indem sie von dem ihr gewährten Rechte, ihre 
Amtssprache selbst zu bestimmen, Gebrauch macht, auch das 
Recht der Gemeinden zur Bestimmung ihrer Geschäftssprache 
anerkennen muss und dass daher in dem Falle, wenn eine 
Bezirksgemeinde diejenige Landessprache als ihre Geschäfts- 
sprache bestimmt hat, welche nicht die Amtssprache der Be- 
zirksvertretung bildet, die Letztere das Recht der Gemeinde 
zur Bestimmung ihrer Geschäftssprache dadurch anzuerkeuDen 
hat, dass sie mit ihr in ihrer Geschäftssprache verhandelt, was 
schon aus Billigkeits-RQcksichten gerechtfertigt erscheint, weil 
der Bezirk eher in der Lage ist, bei seinen Organen das Nö- 
thige zu veranlassen, als die Gemeinde." 

Auf Grund dessen bestimmte der Landesausschnss im 
Artikel 7 Alinea 2 im eingebrachten Antrage, „dass der Be- 
zirksau sschuss verpflichtet ist, alle an ihn oder die Bezirks- 
vertretung einlangenden Eingaben in der Landessprache zn 
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erledigen, in welcher sie eingebracht wurden, wenn wenig- 
stens ein Fünftel der Gemeinden seines Bezirkes eine andere 
Geschäftssprache hat, als es die Amtssprache der Bezirksver- 
vertretung ist." 

Diesen Antrag begründet der Landesausschuss respective 
Dr. Skaräa folgendermassen : „Wenn jedoch die Anzahl der- 
jenigen Gemeinden, welche eine von der Amtssprache der 
Bezirksvertretung verschiedene Verhandlungssprache besitzen, 
ijvenigstens den fünften Theil sämmtlicher Bezirksgemeinden 
betragen sollte, so muss allerdings ein so zahlreiches Vor- 
kommen von Eingaben und Erledigungen in der anderen 
Landessprache vorausgesetzt werden, dass bei den Organen 
der Bezirksvertretung eine regelmässige Verfügung getroffen 
werden muss, und ist dies einmal geschehen, so kann es keine 
Schwierigkeiten verursachen, dass die Eingaben, wie es der 
zweite Abschnitt des zweiten Absatzes des § 7 vorschreibt,' 
überhaupt in derjenigen Sprache erledigt werden, in welcher 
sie überreicht wurden." 

Der Sprach enausschuss pflichtete in seinem Berichte vom 
30. October 1889 den Ansichten des Landesausschusses keines- 
wegs bei, und änderte den Artikel 7 in dem Sinne, dass er 
dem Bezirksausschusse zur Pflicht machte, „alle an ihn ein- 
langenden Eingaben in deren Sprache zu erledigen", - „wennauch 
nur eine Gemeinde seines Bezirkes eine andere Geschäfts- 
sprache hat, als es die Amtssprache des Bezirksausschusses ist." 

Diesen seinen Abänderungsantrag motivirte der Sprachen- 
ausschu§s mit folgenden Gründen : „Die Bezirksvertretung, 
welche das Re^ht hat, ihre Geschäftssprache zu bestimmen, 
muss das gleiche Recht auch der Gemeinde zuerkennen. Besteht 
in dem Bezirke auch nur eine Gemeinde^ welche als ihre Ge- 
schäftssprache die von der Bezirksvertretung nicht als Amts- 
sprache festgesetzte Landessprache bestimmt hat, so verlangt 
es die Billigkeit und das gleicLe Recht, das der Bezirk mit 
dieser Gemeinde in ihrer Geschäftssprache verkehre und ihre 
Eingaben in ihrer Geschäftssprache erledige, denn der Bezirk 
kann leichter das Erforderliche veranlassen, als die Gemeinde, 
deren materielle Mittel gegen diejenigen des Bezirkes unbe- 
deutend sind." 

Beim Landesausschusse des Königreiches Böhmen, dessen 
Amtssprachen beide Landessprachen sind, ist es eine ganz na- 
türliche Bestimmung, dass er sich nach der Sprache jener zu 
zu richten hat, mit denen er verhandelt, oder dass er die 
Eingaben in der Sprache zu erledigen habe, in welcher sie 
eingebracht wurden. 

Im Artikel 9 des Landesausschussantrages resp. |0 des 
Sprachenausschussantrages ist über den Landesausschuss be- 
stimmt: „Der Landesausschuss gebraucht beide Landessprachen 
als Amtssprachen. 
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Er verkehrt in der Kegel mit den Bezirksvertretung-en 
in ihrer Amtssprache und mit den Gemeinden in ihrer Ge- 
Schäftssprache, 

Ausnahmen hievon werden nur bei Erledigungen von 
Privatangelegenheiten zugelassen, „wenn die Eingabe der Partei 
nicht in jener Landessprache abgefasst ist, welche als Amts- 
oder Geschäftssprache der untern autonomen Instanz dient^. 
Bei dem direkten Verkehr des Landesausschusses mit einzelnen 
Parteien wurde bestimmt, dass die Erledigung in jener Landes- 
sprache stattfindet, in welcher deren Eingabe abgefasst ist." 

Die hochwichtige Frage der Correspondenz der autonomen 
Behörden mit den k. k. Staatsbehörden hat der Landesausschnss 
und mit ihm zugleich der Sprachenausschuss in dem Sinne 
im Artikel 10 resp. 11 gelöst, dass sie bestimmten „dass die 
Bezirksausschüsse und Gemeinden mit den Staatsbehörden in 
ihrer Amts- resp. Geschäftssprache zu verkehren haben". 

Zur Begründung dieser Bestimmung sagt der Landes- 
ausschnss: „dass es als ein unumgängliches Postulat einer 
geordneten öffentlichen Verwaltung erscheint, dass die. Organe 
dieser Behörden derjenigen Landessprache mächtig sind, welche 
in ihrem Gebiete die Amtssprache der Bezirks-Vertretungen nnd 
die Geschäftssprache der Gemeinden bildet, und es sei bei einer 
geordneten Verwaltung gar nicht denkbar^ dass gegen dieses 
Princip irgend welche Einwendungen erhoben werdest könnten^. 

Der Landesausschnss fährt dann in seiner Begründung 
fort: Es könnte nur noch darüber ein Zweifel entstehen, ob 
in den vorliegenden Gesetz-Entwurf die Bestimmungen, be- 
treffend den Verkehr der k. k. Behörden mit den a«tonomen 
Behörden aufzunehmen sind. 

Nach Ansicht des Landesausschusses ist und war es bis 
jetzt immer zweifellos, dass die Landesgesetze auch solche 
JBestimmungen enthalten können, durch welche den k. k. Be- 
hörden bezüglich ihrer Amtsführung gewisse Verpflichtungen 
auferlegt werden. Als Beispiel mögen die sänimtlichen Schul- 
gesetze, das Grundbuchsgesetz, das Wassergesetz angeführt 
werden, welche über Antrag des Landtages des Königreiches 
Böhmen erlassen, ebenfalls Bestimmungen, betreffend die Wirk- 
samkeit der betreffenden k. k. Schul-, Gerichts- und politischen 
Behörden enthalten und denselben gewisse Amtspflichten 
auferlegen. 

Wird ausser dem Angeführten auch noch erwogen, dass 
die in dem Entwürfe enthaltenen Bestimmungen nur die Ämter 
im Königreiche Böhmen betreffen und nur für das Gebiet 
dieses Königreiches gelten sollen, dass durch dieselben die 
interne Amtsführung in keiner Weise berührt wird, sondern 
lediglich ihr Verkehr mit den autonomen Behörden geregelt 
werden soll, und dass die k. k. Regierung, indem sie bei der 
Erlassung dieses Gesetzes mitwirkt, hinreichende Gelegenheit 
zur Prüfung der Zulässigkeit der in Antrag gebrachten Be- 
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Stimmungen besitzt, so kann es wohl keinem Zweifel unterliegen, 
dass der Landtag des Königreiches Böhmen durch die Annahme 
der im § 10 des beigeschlossenen Entwurfes beantragten Be- 
stimmung seine Competenz in keiner Weise überschreiten würde. 

Über die Frage der Competenz des Landtages sagt der 
Bericht des Landesauschusses noch weiter: Es muss in dieser 
Beziehung zunächst hervorgehoben werden, dass seit der Zeit, 
wo die k. k. Regierung diese Competenz unter Hinweis auf 
die §§ 17—19 der L.-O. in Abrede stellte (im J. 1864), sich 
die Verhältnisse durch die Erlassung der Staatsgrundgesetze 
bedeutend verändert haben. Im § 11 des Gesetzes vom 21. De- 
zember 1867 Z. 141 R.-G.-Bl. sind die Angelegenheiten, welche 
zur Competenz des Reichsrathes gehören, aufgezählt, während 
im § 12 desselben Gesetzes bestimmt wird, ^^dass alle übrigen 
Gegenstände der Gesetzgebung^ welche in diesem Gesetze dem 
Reichsrathe nicht ausdrücklich vorbehalten sind, in den Wirkungs- 
kreis der Landtage der im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder gehören und in und mit diesen Landtagen ver- 
fassungsmässig erledigt werden*. 

Die vorliegende Angelegenheit ist in dem citirten § 11 
nicht dem Reichsrathe vorbehalten, dieselbe gehört daher in 
die Competenz des Landtages. 

Das sind die Worte des Landesausschusses im Berichte 
vom 20. August 1888 Z. 135 (Druck XLIX). Leider ist dieser 
Artikel 10 resp. 11 bei der Plenarverhandlung des Landtages 
des Königreiches Böhmen am 18. November 1889 gestrichen 
und aus dem Gesetze ausgellassen worden, als der Regierungs- 
vertrecer Graf Tlmn erklärte: „Die Regierung habe nicht 
blos im Landtage sondern auch im Reichsrathe jederzeit betont, 
dass das Recht zur Bestimmung der Sprache, in welcher die 
Behörden zu verkehren haben, nach auswärts nur im Ver- 
ordnungswege geregelt werden kann". 

Diese von keiner gesetzlichen Bestimmung unterstützte 
Erklärung der Regierung hatte leider die Wirkung, dass die 
Majoritaet des Landtages sich für Streichung dieser richtigen 
und für die wahre Gleichberechtigung im Königreiche Böhmen 
unentbehrlichen Bestimmung entschlos^. 

Leider blieb diese für das Gesetz ungünstige Aenderung 
bei der Plenarberathung am 18. November 1889 nicht vereinzelt. 
Gleich bei § 2 brachte Graf Kurt Zedwits einen Abänderungs- 
antrag ein, welcher mit einer stylistischen Änderung des Dr. 
Skarda angenommen wurde, aber keineswegs das Gesetz ver- 
besserte, sondern nur verschlechterte. 

Es ist bekannt, dass im Artikel 2 ursprünglich bestimmt 
war: „dass schriftliche Eingaben, welche an die Gemeinde 
von wem immer einlangen, auch dann anzunehmen,: und in 
Verhandlung zu ziehen sind, wenn dieselben in jener Landes- 
sprache abgefasst sind, welche nicht als Geschäftssprache der 
Gemeinde dient". 
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Der hiezu von Graf Kurt Zedwitz beantragte Abände- 
rungsantrag lautete nun: „Steht der Gemeinde die Kenntnis 
jener Landessprache nicht zu Gebote und kann sich dieselbe 
eine Uebersetzung nicht anderweitig beschaffen, so hat dieselbe 
die Vermittlung des Bezirksausschusses und falls auch diesem 
die Sprachkentnis oder die Möglichkeit sich eine Uebersetzung 
zu beschaffen abgeht, durch diesen die Vermittlung des Landes- 
ausschusses anzusprechen". 

Der Referent des Sprachenausschusses Dr. Sole sagte 
^f über diesen Antrag der in der Sprachencommission zurück- 

gewiesen, erst im Plenum de> Hauses zum Beschluss erhoben 
wurde: „Es wurde in der Commission erwogen, dass man 
es doch nicht zulassen und noch dazu durch ein Gesetz aus- 
sprechen könne, dass die Sprache der einen oder der anderen 
Nation so unbekannt ist, dass es nothwendig erscheint, bis 
nach Prag um eine Uebersetzung zu laufen**, also vom nationalen 
Standpunkte acceptirte nicht die Commission diesen Antrag, 
und zwar vom Standpunkte der nationalen Ehre der Böhmen 
als der Deutsrhen. 

Und Dr. Skarda, welcher um den Rest des Gesetzes zxi 
retten sich mit dem Wortlaute des Zedwitz'scheu Antrages 
conformirte, sagte : Graf Zedwitz hat erklärt, dass es böhmische 
und deutsche Gemeinden gibt, wo niemand die zweite Landes- 
sprache versteht. Nun so arg ist das nirgends, wie er es ge- 
schildert hat, weil es bekannt ist, dass die Zahl solcher 
Gemeinden eine sehr geringe ist, und dass die grosse Majo- 
ritaBt derselben eine gemischte ist, in welchen, wenn auch 
nicht viele, so doch immer jemand sich befindet, welcher einer 
zweiten Landessprache neben der in der Gemeinde herrsehenden, 
mächtig ist. 

Einen ähnlichen Antrag machte Graf Zedwitz bei der 
congruenteu Bestimmung des § 6, welcher gleichfalls „über 
die Erledigung von Eingaben handelt, welche nicht in der 
Amtssprache des Bezirkes eingebracht werden*, wo er folgenden 
Zusatzantrag wie bei § 2 beantragte: „Steht der Bezirksver- 
tretung die Kentnis jener Landessprache nicht zu Gebote 
und kann sich dieselbe eine Uebersetzung nicht anderweitig 
beschaffen, so hat dieselbe die Vermittlung des Landesaus- 
schusses anzusprechen". 

Diese Anträge des Grafen Zedwitz wurden, wie gesagt, 
leider angenommen, nicht zum Nutzen des Gesetzes, sondern 
öffneten der nationalen Ohikane Thür und Thor, und durch- 
brechen den guten Willefi^ welcher zur Grundlage dieses Ge- 
setzes dienen mussy wenn es überhaupt vom Erfolg begleitet 
sein soll. 

Von einer Abänderung, welche im Gesetze selbst, auf 
Anregung des Grafen Zedwitz geschah, muss ich noch sprechen 
und zwar dass der Artikel? im Plenum nicht nach dem An- 
trage des Sprachenausschusses, sondern nach dem Anti'age 
'^ . 
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des LandesausscbuBses zum Beschluss erhöben würde, uämlich 
dass statt „einer Gemeinde im Bezirke" — „ein Fünftel der 
Gemeinden im Bezirke" erfordert wird, damit „die Bezirks- 
Yertretung verpflichtet werde, die an sie einlagenden- Eingaben 
in der Sprache zu erledigen, in welcher sie einlangten". 

Hiedurch sind die Grandsätze erschöpft, auf welchen 
das die sprachliche Verhältnisse bei der autonomen Behörden 
regelnde Gesetz beruht, und auf welchen ein derartiges Gesetz 
überhaupt, wenn es richtig und gerecht sein soll, beruhen 
musste und beruhen muss. 

Ich habe bereits gesagt, dass dieses Gesetz die Sanctioh 
nicht erlangte, ich habe auch den formalen Grund angegeben, 
nämlich den Grund, welcher als Ursache der Nichtsanctionirung 
angegeben wurde, obzwar derselbe eigentlich in den damals 
abgeschlossenen WienerPunctationen lag. 

Der Landesausschuss des Königreiches Böhmen legte 
dann in seinem Berichte vom 2. April 1890 Z. 57 (Druck II) 
dein Landtage einen neuen Gesetzenwurf vor mit dem Berichte 
über den Sachverhalt, welcher leider nicht zur Erledigung 
kam. 

Und sollte zur Bearbeitung eines neuen ähnlichen Ge- 
setzes geschritten werden, so kann es auf keinen andern 
Grundsätzen beruhen, aJs auf jenen, aufweichen dieses Gesetz 
beruhte, nämlich : dass die Gemeinden und Bezirke selbst be- 
rechtigt sind, ihre Geschäfts- resp. Amtssprache zu bestimmen \ 
dass sie in der Regel berechtige sind^ in dieser Sprache die' ein- 
gelangten Eingaben zu erledigen^ tmd nur dann verpflichtet 
sind, es tn der Sprache der Eingabe zu thun, wenn sich in der 
Gemeinde oder im Bezirke eine bestimmte Anzahl der Einwohner 
anderer Nationalitaet befindet; dass sie berechtigt sind, in dieser 
Sprache mit den Staats- und Landesbehörden zu correspondiren^ 
und vice versa verpflichtet, tmd dass im Landesausschusse beide 
Landessprachen Amtssprachen sein ntüssen. — 

Ich sagte in der Einleitung dieses Absatzes, dass mit 
den Grundsätzen dieses Gesetzes einverstanden sind : 

1. Die Vertreter beider Nationen, der böhmischen als 
der deutschen. 

2. dass auch andere Gesetzgebungen auf denselben Grund 
lagen basiren. — 

Ad I.) dass die Vertreter des böhmischen Volkes diese 
Grundsätze acceptirten, davon zeugt ihre Abstimmung am 
18. November 1889. Die Vertreter des deutschen Volkes 
waren damals nicht im Landtage. — 

Wenn wir aber z. B. den Sprachenantrag des Abgeord- 
neten Scharschmied besehen, welchen alle deutscl)e Abgeord- 
nete aus Böhmen unterschrieben haben, so linden wir im § 19*) 
denselben Grundsatz, „dass die Gemeindevertretung sich ihre 
Geschäftssprache selbst bestimmt." 

•) Siehe Anhang „Scharschmieds" Sprachenantrag. 
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;h sind im Art 19 des Scharscbmied'scheo Antrages 
e von unserem Antrage sehr divergirende An- 
er in der Hauptsache rflcksichtsich des Haupt- 
ler BestiininuDg der Geschäftssprache durch die 
sind sie ganz gleich mit dem hier ausgesprochenen 
ipe. — 

oft eitirten Schrift eines der ersten Männer der 
'artei Dr. Russ tder Sprackenstreit in Oesterreick^ 
auf S. 37. 56. 58. et seq. ganz dieselben Grundsätze 
Bstimmung der Geschäfts- resp. Amtssprache^durch 
den und Bezirke. 

Ich habe weiter gesagt, dass diese Grundsätze 
)estimmung der Sprachen durch die Gemeinden 
te auch von anderen Gesetzgebungen acceptirt 

wir nun z, B. in die Sc/iweis, wo jedem Canton 
t der Selbstbestimmung der Geschäftssprache und 
lesselben jeder Gemeinde gegeben ist gerade so, 
oben angeführten Entwurf« des böhmischen Landes- 
. Das beweisen die im „Anhange" eitirten Gesetze 

Bern, Fridurg, Wallis.*) 

■hin im ungarischen Nafionalitaetengesetze vom 9. 
1868 XLVI Gesetzartikel,'*) welches im Aiiäkel 

Kirchengem einden das Recht verleiht, nach seinen 

Sprache der Führung der Matriken der Erledi- 
iogaben und der Unterrichtssprache selbst zu be- 
nd in den Art. 20 — 24, wo es den „Gemeindever- 
jlbst überlässt ihre Geschäfts- und Protokollsprache 
^stimmen — 

e Bestimmungen linden wir in dem Siebenbürgischen 
aus dem Jahre 1863, welches nun nicht mehr zu 
itu.vonderösterreichischen Regierung in Ungarn vor 
ichen Ausgleiche beantragt wordeu war. Da bilden 
Artikeln 10 — 16 dieselben Grundsätze aufgenommen, 
m skizzirt haben, 
■tikel 10 dieses Gesetzes heisst es: „In den städ- 

iu den ländlichen Gemeinden bestimmt die Ge- 
•etung die innere Geschäftssprache ihrer Gemeinde- 
eiten," und im § II: „in den Municipien bestimmt 
img des betreffenden Municipiums die Geschäfts- 
1 Mupicipiums." 

gleiche Grundsätze huden wir in dem Nationali- 
le der Fundamental- Artikel vom Jahre 1871 in 

e Anbang „Schweizerische NatioDalitaetengesetze." 

e Anhang „Uag. Nationalitaetengesetz" Art. 14 — 15, 20, 21, 

B Anhang , Siebe nbürgisches Gesetz vom 181)3. 
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den §§ 5., 6., 7. a 8.*) Und ich glaube, es kann ein anderes 
Gesetz zur Regelung der Sprachenfrage bei den autonomen 
Behörden nicht geschaffen werden, wenn nicht auf diesen 
Grrundlagen. Indem nun diesen Grundsätzen der Antrag des 
böhmischen Landesausschusses voll und ganz entspricht, glaube 
ich am besten zu handeln, wenn ich in das Nationalitaeten- 
gesetz, welches ich im Capitel V. für das Königreich Böhmen 
als ganzes Gesetz beantrage, diesen Gesetzentwurf mit Aus- 
lassung der ihn verschlechternden Zusätzen aufnehme. — Der 
Absatz III. Capitel V. §§ 17—27 enthält die hier skizzirten 
Grundsätze in Gesetzesform. 

. IV. 

Gleichberechtigung in den Schulen**). 

Ich habe bereits in der Vorrede gesagt, dass der Zweck 
dieser Broschüre eigentlich der war, das zweite Kapitel über 
die Gleichberechtigung bei den Gerichten und Verwaltungs- 
behörden zu schreiben und in die Öffentlichkeit den bis zu 
einem gewissen Grade neuen Gedanken zu bringen, nämlich den 
Gedanken des zeitlich scharf begrenzten Provisoriums bei den 
Gerichten und Verwaltungsbehörden. Ich habe gleichfalls 
daselbst gesagt, dass das im Anhange gesammelte Material 
mich nöthigte weiter zu gehen. 

Und ich habe im Absatz III. und IV. aus dem parlamen- 
tarischen Material das ergänzt, was im. Anhange nicht ange 
führt werden konnte und von diesem Standpunkte aus ersuche 
ich das III. und IV. Kapitel zu beurtheilen. 

Ich habe in dieses Kapitel Gedanken über die sprachliche 
Gleichberechtigung aufgenommen, welche durch eine Reihe 
von Jahren be^reits auch parlamentarisch verfochten u. präzisirt 
worden waren. 

Es kann nicht bestritten werden, dass die Schule immer 
die Grundlage der zukünftigen Generation war und es auch 
bleiben wird. Dass die Schule das Thor ist, durch welches 
die neue Generation im die neue Zeit einzieht. Wir sehen deshalb 
welche Anstrengungen gemacht werden, um sich der Schule 
als des Schlüssels zur neuen Zukunft zu bemächtigen. Wir 
sehen, wie der Staat zum Zwecke der Germanisation sich der 
Schule bemächtigte, wir sahen, wie der Klerikalismus die Schule 
zu seinen Zwecken in die Gewalt bekommen wollte und wir 
seh^n in der neuesten Zeit, wie unsere deutschen Landsleute 
mittelst der Schulvereinschulen die böhmischen Kinder für 
das deutsche Volk gewinnen wollen. Dr. Russ bestreitet in 
seiöer schon citirten Schrift „der Sprachenstreit in Österreich'' 

*) Siehe Anhang „Nationalitaetengesetz der Fiindamentalartike 
vom Jahre 1871. 
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*) Siehe Dr. Sole „die Nationalitaet und deren Bedeutung". — 
Helfert: „Volksschulen" Russ „der Sprachenstreit in Österreich." 
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Seite 9. diese Tendenz keineswegs, er schreibt ausdrücklich: 
„Wie sich eine solche Nation geistige Borgen als Stützpunkt 
cultureilen Fortschrittes zu schaffen sucht, so sucht sie auch 
die Individuen anderer Nationen die mitten unter ihr wohnen, 
ihrem Sprach- und Geburtsstamrae wenigstens in der nächsten 
Generation zu entziehen; sie sucht sich also auf Kosten an- 
derer Nationen zu vermehren." übrigens wenn das .auch 
nicht direct zugestanden wäre, so beweisen dies die täglichen 
Thatdachen. Und es ist daher zweifellos nothwendig gesetzliche 
Vorkehrungen zu treffen, damit ein solches Entziehen der 
Individuen von einer Nation zu Ungunsten einer Zweiten 
nicht weiterhin geschehen könnte. — - Es ist bekannt, dass 
bis zur Hälfte des 17. Jahrhundertes die lateinische Sprache 
grösötentheils in den Schulen die Unterrichtssprache war und 
dies trotzdem, dass unser grosser Lehrer der Menschheit Arnos 
Cornelius (1592—1671) aus Gründen des gesunden Menschen- 
verstandes erwiesen hat, dass 7iur der Unterricht des Kindes in 
der Muttersprache von Erfolg begleitet sein kann. — Unter Ferdi- 
nand II. wurde der Unterricht an den Hochschulen den Jesuiten 
übergeben. An der Universität wurde lateinisch gelehrt, an 
den Gymnasien lateinisch u* böhmisch und an den Volks- 
schulen böhmisch. Unter der Kaiserin Maria Teresia und 
Kaiser Josef IL wurde die Macht der lateinischen Sprache 
gebrochen, aber neben der Zulassung der Muttersprache zum 
Unterricht, da es an Volksschulen nicht anders möglich war, 
wurde doch mit der Germanisation durch die Schule begonnen 
und nur der vollkommene Abgang vondie sbezüglich tauglichen 
Lehrern war Grund dessen, dass in den Dorfschulen, die 
deutsche Sprache nicht gelehrt wurde, obzwar durch das Decret 
vom 18. October 1776 angeordnet . war y^dass die deutsche 
Sprache auch dort von den Lehrern beigebracht werden soll^ 
wo nur böhmisch gesprochen wird^. 

Mit aller Kraft wurde zur Realisirung des Grundsatzes 
gearbeitet, welche der Staatsi'ath Gebier in seinem Berichte 
über die Germanisirung Galiziens ausgesprochen hat. ^^Der 
Staat muss dahin arbeiten^ dass er mit der Zeit eine Nation 
werde, « 

So stramm wurde damals die Germanisation unternommen, 
dass der damalige deutsche Paedagog Kindermann^ später 
Bischof von Leitmeritz, sich rühmen konnte „dass in 50 Jahren 
niemand mehr in Böhmen böhmisch sprechen wejde". 

Und wenn wir diese Germanisations-Tendenz verfolgen, 
so sehen wir, dass, worauf bereits im ersten Absatz hinge- 
wiesen wurde, „je mehr man centralisirte, destomehr wurde 
auch germanisirt". Das Ablassen von der Centralisation und die 
Annäherung an die Autonomie bedeutete auch ein Ablassen 
von der Germanisation. — 

Und hienach, wie zwischen diesen zwei grossen Prinzi- 
pien der Centralisation und der Autonomie ein Schwankeu 
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oder Festigkeit sich zeigt, sehen wir auch ein Schwanken oder 
Festigkeit zwischen der Germanisation und der Gleichberechti- 
gung in den Schulen, Das können wir unter Kaiser Leopold II. 
sehen, wo eine den Nationalitäten günstigere Tendenz 
hervortrat, dem Kaiser Franz I. und Ferdinand V., wo 
obzwar der deutschen Sprache überall der Vorrang gegeben 
wurde und in der Germanisation kein Einhalt geschah, doch 
der böhmischen Sprache in den Schulen hie und da ein 
grösseres Recht eingeräumt wurde, als früher. So blieben die 
Yerhältnisse bis zum Jahre 1848, wo das schärfere Hervor- 
treten des nationalen Gedankens die Verwirklichung des 
gleichen Rechtes der Sprachen zu erstreben begann und zwar 
nicht ganz ohne Erfolg. 

Inder schwankenden österreichischen Nationalitätenpolitik 
enstand ein entschiedener Umschwung durch das October- 
Diplom d. i. vom 20. October 1860 welches die unglückliche 
Germauisations-Aera Bachs, Schmerlings u. Thun's brach, der 
böhmischen Sprache auf die Mittelschulen einen Weg ebnete, 
welche Mittelschulen in den 50. Jahren unter Thun fasst ganz 
germanisirt waren, da ausser der Religion und hie und da der 
griechischen Sprache sonst alle Gegenstände deutsch gelehrt 
wurden. 

Und von diesem Zeitpunkte an kann man eigentlich erst 
davon sprechen, dass die Regelung der Gleichberechtigung 
der Sprachen in den Schulen parlamentarisch in die Hand 
genommen wurde. Auf Grund der Landesordnung vom Jahre 
1861 waren es vor allem zwei Landtage welche, sich der Sache 
energischer annahmen, früher noch als das Centralparlament 
welches in diese Frage erst im Jahre 1867 durch Votirung 
des III. Absatzes des Art. XIX. St. Gr. G. eingriff. 

Der Elfolg der Bemühungen des böhmischen Landtages 
war das Gesetz vom 18. Jänner 1866. Der Erfolg der Be- 
mühungen des Galizischen Landtages war das Gesetz vom 
22. Juni 1867. 

Das böhmische Gesetz verwarf den Utraquismus der 
Unterrichtssprache, stellte sich auf den ganz correcten Stand- 
pnnkt, dass nur eine Landessprache Unterrichtssprache sein 
könne, liess aber die obligate Erlernung der beiden Landes- 
sprachen auf den Mittelschulen zu. Das galizische Gesetz stellte 
das Hauptprinzip auf, „dass die Bestimmung der Unterrichts- 
sprache Jenen zukomme, welche die Schule erhalten. „ 

Diese Grundsätze haben sich bis auf den heutigen Tag 
erhalten. Der Grundsatz des böhmischen Landtages^ dass nur 
eine Landessprache als Unterrichtssprache bei deij Kindern 
benützt werden dürfe, hat als paedagogischer Grundsatz des 
gesunden Menschenverstandes obsiegt. Der zweite Grundsatz 
über die obligate Erlernung beider Landessprachen fand 
weder hier, noch dort Anklang. Die Nöthigung zur Erlernung 
einer Sprache fand in der nationalen Feinfühligkeit auf vielen 

Dr. Facäk: „Skizzon z. Begelung d. Sprachenfrage in Böhmen." 4 
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Seiten Wiederspruch, weil bei dem j 
tiODalen Fragen nur von einem fre 
Sprachen ein Erfolg erwartet werden 

Andere Grundsätze des gesund 
welche in Böhmen aufgestellt wurdeo, 
pflicbtigea Kinder nur in jene Scliul 
dürfen, deren Unterrichtssprache sie 
für eine bestimmte Zahl der Kinder, w 
der andern Sprachen befinden, Minorität 
müssen, brechen sich nur langsam d 
zweifelhaft ist, dass sie zum Ziele ge 

Die Grundsätze, welche man ii 
•d\& grundlegende Grundsätse dir Gleicht 
in den Schulen bezeichnen kann, lassei 
sammen fassen : 

1. Der Grundsatz, dass an den 
Königreiche Böhmen in der Regel nu: 
sprachen Unterrichtssprache sein kann 

2. dass die schulpflichtigen A'm 
aufgenommen werden dürfen^ deren 
mächtig sind, 

3. dass bei einer bestimmten An 
Kinder der anderen Nationalitaet (30— 
ritaetsschuie mit der Muttersprache d< 
spräche errichtet werden müsse, 

4 dass der Aufwand auf diese 
schliesslich vom Lande zu tragen ist. 

5. rücksichtlich der Erlernung 
Sprache ist: 

a) auf den Volksschulen der sta 
der zweiten Landessprache auch nich 
stand gelehrt werde, 

b) an den Mittelschulen war der urunnsaiz scuwauKuiiu, 
ob in den höheren Mittelschulklassen der Unterricht obligat 
oder nichtobligat zu ertheilen sei. 

Selbstverständlich will ich hier nur jene Grundsätze in 
Berücksichtignng ziehen, wie dieselben parlamentarisch oder 
gesetelich precisirt wurden. 

Der Grundsatz, dass in den öffentlichen Schalen nur 
eine der beiden Landessprachen Unterrichtssprache sein dürfe, 
finden wir precisirt in dem Landesgesetze vom 18. Jänner 1866 
Z: 1. L, G. B. — Der Grundsatz, ob an den Mittelschulen 
beide Landessprachen obligat gelehrt werden sollen, wurde 
in verechiedenen Zeiten verschieden beantwortet. Im citirten 
Gesetze vom Jahre 1866 bejahend; im Gesetze vom 15. Okto- 
ber 1868 verneinend. 

Ich will hier den ganzen Wortlaut des Gesetzes vom 
18. Jänner 1866 Z: 1. welches eiuB interessante Geschichte 
hat, anführen. — Dieses Gesetz wurde im Jahre 1864 von 
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el er böhmischen politischen Partei im Vereine mit der conser- 
^srativen Partei votirt, von der deutschen Partei scharf be- 
liä,mpft und erst 1866 sanktionirt. 

Nicht nur die verspätete Sanction des Gesetzes ist inte- 
Tressant, aber auch der Umstand, dass die Abstimmung über 
d ieses Gesetz in der Art erfolgte, dass 100 Stimmen für das 
Gesetz waren, und 96 Stimmen gegen dasselbe, so dass es 
x:iur mit einer Majoritaet von 4 Stimmen votirt wurde. 

Wie bekannt, beeilte sich die deutsche Partei also- 
gleich, als sie im Reiche als im Königreiche Böhmen zur 
^Majoritaet gelangte, dieses Gesetz aufzuheben, was durch den 
"bekannten Antrag vom Jahre 1868 geschah, den ich weiter 
unten anführe. 

Nun aber sehen wir den ganz gewiss eigentümlichen 
Umstand, dass die deutsche Partei in Mähren und auch die 
conservative Partei in Böhmen ein derartiges Gesetz anstrebt, 
wohingegen die böhmische und die deutsche Partei in Böhmen 
dem Gesetze kühl entgegenstehen. 

Das Gesetz für Böhmen vom 18. Januar 1866, 
Z: 1 LGBl. betreffend die Durchführung der Gleichberechti- 
gung der beiden Landessprachen in Volks- und Mittelschulen, 
enthält in Bezug auf die ersteren folgende Bestimmungen : 

§ 1. Beide Landessprachen im Königreiche Böhmen sind 
gleichberechtigt in der Schule als Unterrichtssprache zu 
dienen. 

§ 2. Unterrichtssprache an den öffentlichen Schulen in 
Böhmen soll in der Regel nur eine der beiden 
Landessprachen sein. 

§ 3. An Volksschulen mit vier Classen (Hauptschulen) 
und an den mit solchen vierclassigen Volksschulen verbun- 
denen Unterealschulen ist über Beschluss Derjenigen, die sie 
erhalten, auch die zweite Landessprache zu lehren ; doch soll 
dies erst von der dritten Hauptschulclasse angefangen, und 
nur in ausserordentlichen (unobligaten) Lehrstunden geschahen. 
§ 4. In den Mittelschulen (Gymnasien und Realschulen) 
mit böhmischer Unterrichtsprache. soll die deutsche Sprache 
und in dergleichen Schulen mit deutscher Unterrichtssprache 
die böhmische Sprache als obligater Gegenstand gelehrt 
werden. 

Die Befreiung von der obligaten Erlernung der zweiten 
Landessprache kann nur auf Ansuchen der Eltern oder Vor- 
münder aus besonders wichtigen Gründen von der Landes- 
regieruhg geschehen. 

§ 5. Wo sich ein stark besuchtes Gymnasium befindet, 
welches regelmässig eine Anzahl Schüler besuchen welche 
nur in jener Unterrichtssprache Unterricht werden können 
die nicht Unterrichtssprache der Anstalt ist, das muss 
mit der Errichtung eines Untergymnasiums mit der an- 
dern Laudessprache als Unterrichtssprache in dem Orte 
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des Gymnasiums selbst, oder an einem andern Orte, oder mit 
Errichtung einer provisorischen Abtheilung des Gymnasiums 
mit der andern Ltindes- als Unterrichtssprache vorgegaDgen 
werden. 

Diese Abtheilung muss mit der niedersten Classe be- 
ginnen, und darf nicht weiter reichen, als bis zum Ober- 
gymnasium. — 

Wie schon gesagt, ist dieses Gesetz mit einer Majoritaet 
von 4 Stimmen von der böhmischen Partei und den Gross- 
grundbesitzern votirt worden, und zwar gegen die deutsche 
Partei, welche alle Hebel in Bewegung setzte um das Gesetz 
aufzuheben. 

Das Gesetz aus dem J. 1866 war auch Ursache und 
Grundlage des 3. Absatzes, welcher zu Artikel XIX der 
St. G.G. vom 21. December 1867 Z. 142 rücksichtlich des 
Schulwesens beigefügt wurde, und welcher lautet: „In den 
Ländern, in welchen mehrere Volkstärame wohnen, sollen die 
öffentlichen Unterrichtsanstalten derart eingerichtet werden dass 
ohne Amvendung eines Zwanges zur Erlernung einer zweiten 
Landessprache jeder dieser Volksstämme die erforderlichen 
Mittel zur Ausbildung in seiner Sprache erhält,^ Wer in den 
stenographischen Protokollen des Reichsrathes die Debatten 
über die Staatsgrundgesetze verfolgt, insbesondere die Debatte 
über den Art XIX., welche am 8. Oktober 1867 stattfand 
(sten. Protokoll S. 778 — 795), wird sich aus der ganzen Debattte, 
als aus der flede des Referenten Dr. Sturm überzeugen, dass 
nur dieses Nationalitaetengesetz, welches die Deutschen 
„Sprachenzwangsgesetz" nannten, die einzige Ursache und 
Grundlage des 3. Absatzes des Art. XIX. der St. G. G. war. 

Die Regierung beeilte sich auch sogleich als der böhmische 
Landtag im J. ISiSS einberufen wurde, damals freilich mit 
deutscher Majoritaet, da die böhmische Partei sich absentirte, 
dem Landtage einen das Gesetz vom J. 1866 derogirenden 
Entwurf vorzulegen. 

Das geschah in der Sitzung vom 28. August 1868 (sten. 
prot. S. 2). Die Regierungsvorlage wurde sub. Nro. 89 Ldtg. 
dem Landtage vorgelegt und lautete : Gesetz vom . . . betref- 
fend die Aufhebung der ßt Stimmung über die Gleichberechti- 
gung der beiden Landessprachen ifi defi Volks- U7id Mittelschulen 
im Königreiche Böhmen^ welches die Verpflichtung auferlegt^ 
die zweite Landessprache zu erlernen. 

Dieser Antrag enthielt nur einen Artikel und dessen 
Einleitung lautete: „Mit Zustimmung des Landtages Meines 
Königreiches Böhmen finde ich unter Durchführung des Ar- 
tikels XIX. der Staats-Grundgesetze vom 21. December 1867 
Z: 142. R. G. Bl. anzuordne)i, wie folgt: 

Art 1. 

Der § 4. des Gesetzes vom 18. Jänner 1868, betreffend 
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ie Durchführung der Gleichberechtigung in den Volks- und 
lÄIittelschuIen wird aufgehoben." 

Die zweite Lesung dieser Regierungsvorlage geschah im 
"böhmischen Landtage am 29. August 1868 (sten. Prot. S. 28 VI). 
IReferent war Dr. Hasnety welcher die Verhandlung der Re- 
gierungsvorlage ohne Drucklegung beantragte, was auch geschah. 
Der Antrag wurde angenommen, erhielt die Saction und 
^wurde zum Gesetze vom 5. Oktober 1868 Z : 29. L. G. B. 

Und nun sehen wir den interessanten Umstand, dass von 
zwei Seiten und zwar von der mährisch^deutschen Partei und 
denböhm. Grossgrundbesitzern, theils;mit^rfolg,theils erst ver- 
suchsweise Anträge zur Restituirung eines derartigen Gesetzes 
geschehen. 

Im mährischen Landtage überreichten die deutschen Ab- 
geordneten Dr. Weber^ Dr, Promber^ Dr. Fux unter No. 344 
des Landtages einen Antrag, in welchem sie eine Abänderung 
des Art. 8. Ab. b) des Gesetzes über die Realschulen in dem 
Sinne beantragten: „dass als obligate Unterrichtsgegenstände 
an den Realschulen angesehen werden sollen i,) die Unter- 
richtssprache^ 2.) die zweite Landessprache etc. (sten. Prot. S. 197.) 

Die erste Lesung dieses Antrages fand am 23. Jänner 
1895 statt und es wurde der Antrag der Schulcommission 
zugewiesen (sten. Prot. S. 322). 

Schon am 30. Jänner 1895 unter. Z: 771/344 überreichte 
die Schulcommission ihren Antrag, wörtlich in Uibereinstim- 
mung mit dem Antrage der Antragsteller und am 5. Februar 
1895 geschah die zweite Lesung, bei welcher der Antrag, 
dass an den Realschulen Mährens beide Landessprachen obligat 
gelehrt werden sollen, fast vom ganzen Landtage angenommen 
wurde. 

Hiebei wurde zugleich eine Resolution beschlossen, 
welche die Regierung aufforderte, die obligate Erlernung der 
Sprachen auch an den Gymnasien einzuführen. 

Dieser Antrag wurde, wie gesagt zum Gesetze erhoben, 
trotz des Absatzes 3 des Art. XIX., welchen die deutsche 
Partei im Jahre 1867 als Schutz wehr gegen ähnliche Gesetze 
aufstellte und was das eigentümlichste ist, dass dieser Antrag 
eben zum Gesetze wurde, auf Initiative eben dieser deutscheu 
Partei. 

Bei der Debatte über diesen Antrag am 5. Februar 1895 
sagte Dr, Zälek es unumwunden der deutschen Partei, dass zur 
Einbringung dieses Antrages sie von der „eisernen Noth" ge- 
zwungen wurde. Denn ohne Kenntniss der böhmischen Sprache 
könnte die deutsche Jugend bei der ungeheueren Majoritaet 
der böhmischen Bevölkerung in Mähren nichts ausrichten. 
Durch diesen Antrag wurde am besten die Unwahrheit der 
Worte Hugelmanns*) erwiesen, welcher über das böhmische 

*) „Das Recht der Nationalitaeten in Oesterreich" von Dr. Karl 
Hugelmann. Graz 1880. 
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G-esetz vom Jahre 1866, insbesondere über dessen Artikel 4 
sagte; „Weil die Böbmenihre Söhne zwingen wollen, deutsch 
zu lernen, weil sie es brauchen, sollen auch die Deutschen 
geoöthigt werden, böhmisch zu lernen, was sie flicht brauchf n. 

Auch im böhmischen Landtage wurde diese Frage venti- 
lirt und zwa;r in dieser Zeit einigemale. Scharf precisirte dies- 
bezügliche Anträge wurden aber von der Zeit der Derogirung 
des Gesetzes vom J. 1866 nicht eingebracht — 

Am 15. Oktober 1884 (sten. Prot. S. 756) öberreichte im 
böhmischen Landtage Graf Heinrick C lam-Martinits einen 
Reeolutionsantrag lautend: „Der hohe Landtag woUe be- 
schliessen: die k. k. Regierung wird aufgefordert, eine Vor- 
lage zur Abänderung der bestehenden Gesetze und Vorschriften 
über die Mittelschulen einzubringen, durch welche der Grund- 
satz zur Geltung gebracht würde, dass an allen vom Staate 
ganz oder theilweise erhaltenen Mittelschulen im Königreiche 
Böhmen die 2. Landessprache als obligater Lelirgegeustand 
erklärt werde für alle Schüler mit Ausnahme jener, deren 
Eltern um Befreiung ausdrücklich einkoramen; beiden ledig- 
lich durch Gemeinden oder aus Privatraitteln erhaltenen Mittel- 
schulen haben jene, welche dieselbe erhalten, darüber zu be- 
schliessen, ob die zweite Landessprache als obligat erklärt 
werden soll." 

Die erste Lesung, dieses Antrages geschali am 20. Okto- 
ber 1884 (stenog. Protokoll S. 942—949) und wurde dieser 
Antrag der Schulcoinmission zugewiesen, blieb jedoch uner- 
ledigt Der Laudesausschuss legte denselben dann als uner- 
ledigt den Landtagen neuerdings vor, und zwar 13. Oktober 
1886 unter Nro. 103, am 12. December 1887 unter Nro. 186 
und am 15. September 1888 unter Nro. 98, bis er bei dem 
neuen Landtagsabschnitte gänzlich von der Tagesordnung ver- 
schwand. — Es scheint, dass unterdessen unter den Gross- 
gruudbesitzera eine Meinungsäoderung stattfand. Denn am 15. 
December 1885 (sten. Prot. S. 269) überreichte im böhmischen 
Landtage der Prager Erzbischoff Graf Schönborn einen An- 
trag auf Abänderung des Art. 14 des Gesetzes über die Kealschulen 
vom 13. September 1874, freilich aus andern als aus Sprachen- 
gründen. Der Worlaut dieses § lautend; „dass auf jeder Real- 
schule dafür gesorgt werden muss, damit die Schüler die 
andere Landessprache erlernen", blieb unberührt ; ja es geschah 
von demselben keine Erwähnung weder bei der ersten LesuDg 
am 19. December 1885 (sten. Prot. S. 390—392) noch bei der 
zweiten Lesung am 15. Jänner 1886 (sten. Prot. S. 861 — 873). 

Erst im Jahre 1895 kam die Frage im böhm. Landtage 
wieder zum Vorscheine. Eben in der Zeit als in Mähren der 
analoge Antrag der Abgeordneten Weber und Gen. verhandelt 
wurde, beantragte im höhmischen Landtage am 15. Februar 
1895 (stenog, Protokoll S. 1005) der Abgeordnete aas dem 
Grossgrundbesitze Graf Adaibert Schonborn bei der Debatte 
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über die Subventionen der Mittelschulen im Königreiche Böhmen 
folgende Resolution: „Der Landesausschuss wird beauftragt 
im Einvernehmen mit der k. k. Regierung Massnahmen zu 
treffen behufs Einführung der zweiten Landessprache als 
obligaten Lehrgegenstand an den Mittelschulen im Königreiche 
Böhmen". 

Zu diesem Antrage gaben Dr. E?igel Namens der böhmi- 
scheii freiheitlichen Partei, und dr. Schlesinger Namens der 
deutschen Partei Erklärungen ab. — 

Dr. Efigl sagte; „die Frage die der Herr Graf berührt, 
ist eine von den Fragen die unserer Ansicht nach, nicht aus 
einer ganzen Reihe von Fragen herausgerissen werden kann, 
die ein Ganzes bilden, ein Ganzes jene Angelegenheiten be- 
treffend, die man insgesammt Ausgleich in Böhmen nennt**. 
Und Dr. Schlesinger erklärte : „Wir sind keineswegs ab- 
geneigt, uns in eine Erwägung der wichtigen, in der Reso- 
lution berührten Angelegenheit einzulassen, wir halten 
aber die jetzige Zeit in der letzten Stunde der letzten Session 
nicht für geeignet, eine so wichtige, die weitesten Kreise be- 
rührende Frage in Berathung zu ziehen, weil diese Angele- 
genheit schon bei der ersten Verhandlung Gegenstand der 
reifsten und gründlichsten Erwägungen sein muss". 

Ich bleibe daher auch dabei, was ich über diesen Antrag, 
— dass an den höheren Mittelschulen beide Landessprachen 
obligat zu lehren seien — gesagt Imbe. Ich bin dafür, dass 
jeder Staats- und Landesbeamte beide Landessprachen kennen 
müsse. Ich bin aber auch dafür, dass es jedem, der sich zur 
Staats- oder Landesanstellung melden will, selbst überlassen 
werde, sich die hiezu nothwendigen Kenntnisse zu sammeln. 
Nur kein Zzvang zum Erleriien der Sprachefi. 
Vergessen wir nicht auf die beiderseitige nationale Fein- 
fühligkeit in Böhmen, welche die gute Absicht die vielleicht 
in dem Gedanken liegt, in das gerade Gegentheil umkehren 
könnte. Es ist ja bekannt, dass sehr viele vieles freiwillig 
lernen, was sie für ihre Zukunft bedürfen, dem gezwungenen 
Lernen aber Widerstand leisten. Und endlich warum soll man 
Alle zur Erlernung beider Landessprachen nöthigen, wenn 
man diese Forderung doch nur bei Staats- und Landesbe- 
amten stellt. — 

Derjenige, der die Absicht hat, es zu werden, mag es 
sich aneignen, die übrigen zu zwingen, wäre unnütz. — 

Vergessen wir nicht, dass es nicht so lange ist, wo un- 
sere deutschen Landsleute selbst einen neuen Absatz zum 
Staatsgrundgesetze schuffen um diesen Grundsatz abzuschütteln. 
Und vergessen wir nicht, dass die Böhmen bisher sehr 
gut wissen, was eine derartige Nöthigung zur Erlernung 
beider Landessprachen im Königreiche Böhmen bedeutete, 
nämlich einen energischen Zwang zur Erlernung der deutschen 
Sprache. Endlich vergessen wir nicht, dass ein solches Ge- 
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setz noth wendigerweise eine Abänderung des Absatzes 3, 
Artikel XIX. der St. G. G. verlangt. 

Das zu viel verlangen in dieser Rücksicht bedeutet 
Schädigung des Principes. Wenn wir die Forderung stellen, 
dass jeder Staats- und Landesbeamte im Königreiche Böhmen 
beide Landessprachen kennen muss, so genügen die Nach- 
weise auf die ich im ersten Absätze hingewiesen habe. Wer 
ausserdem zu seiner Lebensaufgabe die Kenntniss beider 
Landessprachen bedarf, soll sich dieselben freiwillig aneignen. 
Nur kernen Zwang, 

Den Grundsatz y^dass die sckulpflicktigen Kinder bloss in 
jene Schule aufgenommen werden dürfeny deren Unterrichtssprache 
ihnen geläufig ist^^ und einen precisirten Antrag der Errichtung 
der Schulen für iiationale Minoritaeten^ brachte im böhmischen 
Landtage der Abg. Dr, Kvicala am 13. Oktober 1884 unter 
der Nro. 286 Ltg. Druck CVII. ein, welcher diese Grund- 
sätze in folgenden drei Artikeln precisirte : 

§ 1. In Schulgemeinden, in welchen öffentliche oder 
Privat- Volksschulen mit böhmischer und Schulen mit deutscher 
Unterrichtesprache bestehen, dürfen die schulpflichtigen Kinder 
bloss in jene Schule aufgenommen werden, deren Unterrichts- 
sprache ihnen geläufig ist. 

§ 2. Eine Ausnahme von dieser Regel ist zulässig bei 
Kindern, deren Eltern und Vormünder mit triftigen Gründen 
die Nothwendigkeit der Ausnahme darthun. Ueber die betref- 
fenden Gesuche entscheidet unter Vorbehalt des Rekursrechtes 
der Bezirksschulrath. 

§ 3. Wenn im Umkreise einer Schulgemeinde bloss eine 
öffentliche Volksschule mit einer Unterrichtssprache besteht, 
wenn sich aber zugleich 'daselbst nach einem fünfjährigen 
Durchschnitt mindestens 40 schulpflichtige Kinder befinden, 
welche der Unterrichtssprache dieser Schule unkundig sind, 
so ist für diese Kinder eine öffentliche Volksschule mit der 
zweiten Landessprache als Unterrichtssprache zu errichten 
nach den gesetzlichen Vorschriften über die Errichtung der 
Volksschulen und über die Anzahl der Klassen. 

§ 4. Dieses Gesetz trit in Wirksamkeit mit Beginn des der 
Kundmachung dieses Gesetzes nachfolgenden Schuljahres. 

Die erste Lesung dieses Antrag:es fand im Landtage 
des Königreiches Böhmen am i6. Oktober 1884. (sten. Prot. 
S. 789 — 800) statt und es sagte unter anderem der Antrag- 
steller: „Wir verlangen nur, dass das Kind der Unterrichts- 
sprache jener Schule kundig sei, in welche es aufgenommen 
werden soll. Denn wie ist es sonst möglich, den Zweck der 
Schule zu erfüllen, wenn den schulpflichtigen Kindern im 
zartesten Alter die durch den Lehrplan vorgeschriebenen 
Kenntnisse in einer den Kindern| unverständlichen Sprache 
gelehrt werden. 
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Diese armen Kinder, welche das nicht verstehen, was 
der Lehrer ihnen vorträgt, bleiben im ersten Jahre, ganz ge- 
xviss viele von ihnen auch in den weiteren Jahren weit zurück 
liinter den Kindern, welche die Unterrichtssprache verstehen/ 

In der Landtägssession 1835 warde der unerledigte 
Antrag Kvicala mit dem Berichte des Landesausschusses vom 
3. December 1886 unter Z: 121 dem Ländtage vorgelegt, aber 
nicht erledigt. Im Jahre 1886 wurde in der Sitzung des Land- 
tages am 13. December unter Nro. 103 der Bericht über den 
unerledigten Antrag Kvicala!s abermals dem Landtage vor- 
gelegt, ohne um einen Schritt vorwärts zu kommen. 

Dasselbe wiederholte sich in der Sitzung des Landtages 
in den Jahren 1887, wo am 12. December 1887 unter Nro. 19 
und 24 die Anträge Kvißala's abermals dem Landtage vorge- 
legt wurden, ohne erledigt zu werden. — Dieselben Anträge 
wurden dem Landtage wieder am 15. September 1888 Z: 98 
vorgelegt. Diese Anträge wurden auch im Jahre 1888 nicht erle- 
digt, doch beschloss der Landtag bei Erledigung des Budgets 
für 1888 folgende Resolution: 

„1. Der Landesausschuss wird aufgefordert, dem Land- 
tage in der nächsten Session einen Gesetzentwurf betreflFend 
die Schulen der nationalen Minoritäten vorzulegen, durch 
welches die harten Bestimmungen über die Errichtung und 
Erhaltung solcher Schulen gemildert würden." 

Der Landesausschuss des Königreiches Böhmen befolgte 
den Auftrag dieser Resolution und legte dem Landtage mit 
dem Berichte vom 4. Jänner 1889 Z : 289 Ldtg. (Druck CXLIII.) 
einen Gezetzentwurf betreffend die Errichtung und Erhaltung 
von Volksschulen für nationale Minoritaeten vor. In den Mo- 
tiven zu denselben sagt er: „Mit vollstem Recht hat die Budget- 
commission, von welcher die Anregung zu dem Beschlüsse 
des h. Landtages erfolgte, in ihrem den Landesvoranschlag 
für das Jahr 1888 betreffenden Berichte darauf hingewiesen, 
dass die gegenwärtigen gesetzlichen Bestimmungen nach denen 
Volksschulen für Kinder der nationalen Minoritäten errichtet 
und erhalten werden, wesentlich dazu beitragen, die nationalen 
Gegensätze im Lande zu verschärfen. Es unterliegt keinem 
Zweifel, sondern wird durch vieljährige bittere Erfahrung 
bestätigt, dass in national gemischten Gemeinden gerade die 
Errichtung und Erhaltung von Schulen für die nationale Mi- 
norität den AnJass zu zahlreichen nationalen Streitigkeiten 
gibt, und dass es hiebei mitunter zu einem förmlichen Kampfe 
um die schalpflichtigen Kinder kommt. Da die bisherige Ge- 
setzgebung in dieser Hinsicht keine klaren und genügenden Be- 
stimmungen enthält, so sind schon die Vorbereitungen und ein- 
leitenden Erhebungen, welche nach der Einbringung von Ge- 
suchen um Errichtung von Schulen für die nationale Mino- 
rität stattfinden, äussert schwierig. 

Wird aber endlich nach langwierigen Erhebungen, durch 
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welche oft eine grosse nationale Aufregung und Verbitterang 
in den betreffenden Gemeinden in alle Schichten der Bevöl- 
kerung hineingetragen wird, die Errichtung einer Volksschule 
für die nationale Minorität bewilligt, so werden gegen diesen 
Beschluss fasst in allen Fällen Beschwerden an aas k. k. Mi- 
nisterium für Cultus und Unterricht, eventuell an den Ver- 
waltungsgerich tsliof ergriffen. Dasselbe geschieht von der an- 
deren Seite, wenn die Errichtung der Schule vom Landes- 
schulrathe nicht bewilligt wird. Und so dauert es in der Re- 
gel jahrelang, bevor die Angelegenheit der Errichtung solcher 
Schulen ihre endgiltige Erledigung findet. Die Streitigkeiten 
hören aber mit der endgiltigteu Errichtung solcher Schulen 
nicht auf, sondern dieselben wiederholen sich bei zahlreichen 
sich darbietenden Anlässen, hauptsächlich bei der Beschaffung 
der Schullokalitäten und da, wo es sich um die Erweiterung 
solcher Schulen hinsichtlich der Schulklassen handelt.*^ 

Es könnten für alle diese Behauptungen zahlreiche voll- 
kommen gesicherte Beweise angeführt werden, wenn über- 
haupt diese allgemein bekannten Thatsachen, welche die Ur- 
sachen von betrübenden nationalen Conflicten sind, einer spe- 
ziellen Beweisführung bedürften. 

Es ist in der That nicht zu viel behauptet, wenn man 
sagt, dass durch eine befriedigende Lösung der Frage der 
Errichtung und Erhaltung von Schulen für die nationalen 
Minoritäten der bedeutendste Anlass zu nationalen Zwistig- 
keiten und zur gegenseitigen Verbitterung, welche oft sogar 
in die verwandtschaftlichen Kreise hineinreicht, beseitigt würde. 
Und der Landesausschuss gibt sich der Hoffnung hin, dass 
die von ihm vorgeschlagenen gesetzlichen Bestimmungen, die 
vielleicht noch in einzelnen Punkten Ergänzungen und Aen- 
derungen finden können, im Ganzen geeignet sind, den gegen- 
wärtigen Nationalitätenkampf zu mildern, weil eine ganze 
Reihe von Anlässen zu nationalen Conflicten durch diese ge- 
setzlichen Bestimmungen behoben und beseitigt würden. Es 
will dieser vom Landesausschusse vorgelegte Gesetzentwurf 
von dem Gesichtspunkte beurtheilt werden, dass hiemit die 
Ursachen und Anlässe nationaler Reibungen und Streitigkei- 
ten eingeschränkt oder ganz beseitigt werden sollen und dass 
hiedurch die Anbahnung eines friedlichen Einvernehmens der 
beiden Nationalitäten des Königreiches Böhmen gefördert und 
unterstützt werden soll. 

Die Unhaltbarkeit der bestehenden Zustände und die 
Unzulänglichkeit der gegenwärtigen Gesetzgebung kann gewiss 
durch nichts anderes in treffenderer und bezeichnenderer 
Weise beleuchtet werden, als wenn man erwägt, dass nicht 
bloss bei den Schulbehörden im Laufe der Jahre manche 
Wandlung in den Anschauungen Platz gegriffen hat, sondern 
dass auch der Verwaltungsgerichtshof in neuerer Zeit in man- 
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chen Entscheidungen seinen früheren Standpunkt aufgegeben 
hat. 

In früheren Entscheidungen, wie in seinem Erkenntniss 
vom 27. April 1877 Nr. 328 und vom 9. März 1878 Nr: 338 
hat der Verwaltungsgerichtsho? in Betreff der Errichtung von 
Volksschulen mit deutscher Unterrichtssprache in ^i2kow and 
Prag sich auf den § 144 des allgemeinen bürgerlichen Gesetz- 
buches berufen und ausgesprochen, dass es zum Zwecke der 
Constatirung des Bedürfnisses nach diesen Schulen hinreichend 
sei, dass die Eltern ihre Schulpflichtigen Kinder factisch in 
Schulen mit deutscher Unterrichtssprache, nämlich in deutsche 
Privatschulen oder in deutsche Schulen fremder Schulsprengel 
schicken; und was die Einwendung der beschwerdeführenden 
Gemeinden dass diese Kinder nicht der deutschen Nationalität 
angehören, bezieh ungsweisse dass die Nationalität für dieselben 
nicht sichergestellt wurde, so wurde diese Einwendung vom 
Verwaltungsgerichtshofe zurückgewiesen unter Hinweis darauf, 
dass darüber, nach welchen Merkmalen die Nationalität Ein- 
zelner zu bestimmen sei, eine gesetzliche Vorschrift nicht be- 
stehe, und dass die Schulbehördeu die Befähigung der Kinder, 
in dieser oder jener Landessprache als Unterrichtssprache zu 
empfangen von Fall zu Fall nach eigenem Ermessen zu beur- 
tbeilen haben. 

Aber in neuerer Zeit hat der Verwaltungsgerichtshof in 
einer Reihe von Fällen den Umstand, dass die Eltern ihre 
Kinder factisch in eine Schule mit dieser oder jener Unter- 
richtssprache schicken, nicht als genügend zur Constatirung 
des Bedürfnisses nach Errichtung einer Schule mit der betref- 
fenden Unterrichtssprache anerkannt, sondern ausdrücklich 
die Constatirung der Nationalität als eine nothwendige Forde- 
rung bezeichnet. 

Die Ursache dieser Verschiedenheit liegt darin, dass 
eben die bisherige Gesetzgebung in dieser Hinsicht lückenhaft 
und unzureichend ist. 

Der § 1 des Landesgesetzes vom 19. Februar 1870 
betreffend die Errichtung, Erhaltung und den Besuch öffentlicher 
Volksschulen bestimmt nur folgendes : 

„Eine öffentliche Volksschule ist überall zu errichten, 
wo sich in einer Ortschaft oder in mehreren im Umkreise einer 
Stunde gelegenen Ortschaften, Weilern, oder Einschichten 
zusammen nach einem fünfjährigen Durchschnitte mindestens 
40 schulpflichtige Kinder befinden, welche eine über vier 
Kilometer entiernte Schule besuchen müssen (§ 59 des Reichs- 
gesetzes vom 14. Mai 1869)!" 

Es fehlt hier aber jede ausdrückliche Bestimmung, durch 
welche die Errichtung einer Schule mit einer bestimmten 
Unterrichtssprache in genauer und klarer Weise normirt würde. 

Das Reichs Volksschulgesetz bestimmt allerdings im § 6: 
„Ueber die Unterrichtssprache und über die Unterweisung in 
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einer zweiten Landessprache entscheidet nach Anhörung Der- 
jenigen, welche die Schule erhalten, innerhalb der durch die 
Gesetze gezogenen Grenzen die Landesschulbehörde," Aber 
diesbezüglich kann nur in Betracht kommen der Artikel XIX 
des Staatsgrundgesetzes vom 31. Dezember 1867 über die 
allgemeinen Rechte der Staatsbürger und das Landesgesetz 
für Böhmen vom 18. Januar 1866, ergänzt durch das Gresetz 
vom 6. October 1868. 

Ferner ist im Schulaufsichtsgesetz im § 7 die Bestimmung 
enthalten, dass da, wo zwei Ortsschulräthe für Schulen mit 
verschiedener Unterrichtssprache zu bestellen sind, die Vertreter 
der Gemeinde für beide Ortsschulräthe von der Gemeinde- 
vertretung gewählt werden und, sovsde auch der Ortschul- 
inspektor, den Angehörigen jener Nationalität entnommen 
werden müssen, für welche die Schule bestimmt ist, die der 
Ortschulrath vertritt. 

Aber alle diese gesetzlichen Bestim^nungen sind, wie 
klar zu Tage liegt, unzureichend, und § 1 des Schuler^ichtungs- 
gesetzes vom 19. Februar 1870 bestimmt natürlich in Über- 
einstimmung mit § 59 des Reichsvolksschulgesetzes nur das 
Minimum, nämlich wann unter allen Umständen, wie es im 
§ 69 des Reichsvolksschulgesetzes heisst, eine Schule errichtet 
werden muss. 

In dem Gesetzentwurf, welchen der Landesausschuss 
dem hohen Landtage vorlegt, ist als Grundlage der Errichtung 
von Schulen in national gemischten Gemeinden die Mutter- 
sprache der Kinder hingestellt. Es ist dies dasselbe Moment, 
welches in der vom Ministerium für Cultus und Unterricht 
erlassenen Schul- und Unterrichtsordnung vom 20. August 
1870 Z. 7648 im § 51 als massgebend betrachtet wurde. Dieser 
§ 51 definirte nämlich das Ziel des Sprachunterrichtes in der 
Volksschule in folgender Weise: 

„Das Ziel des Sprachunterrichtes ist: Richtiges Verständniss 
der Mittheilungen anderer in der Muttersprache, Fähigkeit 
sich mündlich und schriftlich richtig und fliessend auszudrücken. 

Der Entwurf unterscheidet die provisorische und definitive 
Errichtung von Schulen für die nationalen Minoritäten, wodurch, 
wie aus § 4 ersichtlich ist, die Frage der Bestimmung des fünf- 
jährigen Durchschnittes in sicherer und keine weiteren 
Schwierigkeiten darbietenden Weise gelöst wird. 

Von besonderer Wichtigkeit sind in dem Gesetzeutwurfe 
die Bestimmungen darüber, dass und in welcher Weise die 
Errichtung von Schulen für nationale Minoritäten aus Landes- 
mitteln unterstützt werden soll. Diesbezüglich bestimmt der 
Gesetzentwurf, dass bei Errichtung der provisorischen Schulen 
der Aufwand für die Beschaffung der Localitäten duych Miethe 
und für die Bestreitung der sachlichen Bedürfnisse ganz aus 
Landesmitteln gedeckt werden soll. 
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Aber auch bezüglich der Errichtung und Erhaltung der 
definitiv errichteten Schulen soll nach § 5 des Entwurfes den 
Schulgemeinden eine entsprechende Erleichterung gewährt 
"vverden, wodurch die Beschwerden der Gemeinden betreffs 
der Überbürdung mit Lasten beseitigt werden sollen. 

Der Antrag Kvicala „dass die schulpflichtigen Kinder 
"bloss in jene Schule aufgenommen werden dürfen, deren 
Unterrichtssprache ihnen geläufig ist, wurde nicht erledigt 
und im Landesausschussberichte wird bemerkt: 

„Hiebei wird noch hinzugefügt, dass der h. Landtag 
bereits durch Zuweisung des von dem Abgeordneten Dr. Kvlöala 
und Genossen eingebrachten Antrages, welcher abermals der 
Schulkommission zur Vorberathung und Antragstellung zuge- 
Aviesen wurde, der Schulkoramission den Auftrag gegeben 
hat, sich mit diesem Gegenstande za befassen". 

Die erste Lesung dieses Antrages erfolgte am 15. Jänner 
1889 (sten. prot. S. 590—591). 

Der Referent des Landesausschusses sagte hiebei: „Die 
Schule bedarf der Ruhe, die Schule kann und darf nicht die 
Ursache und der Gegenstand des Kampfes sein". 

Der Landesausschuss wiederholte seinen Antrag und 
legte ihn mit Bericht vom 9. Oktober 1889 Z. 264 Ldtg. 
(Druck XL.) abermals dem Landtage vor, welcher selben au 
die Schulcom/nission wies. 

Die Schulcommission überreichte mit Bericht vom 16. 
November 1889 Z. 484 Ldtg. (Druck CXLIII.) den von der 
Commission ausgearbeiteten Gesetzentwurf*) dem Landtage. 

In den Motiven wird unter Berufung auf die Bestimmungen 
des § 1 des Ges. vom 19. Feber 1870 Z. 62 R. G. Bl. und 59 
RG. und § 1 des Gesetzes vom 19. Februar 1890 Z. 22 LG. 
gesagt : 

„Und doch wird allen diesen und ähnlichen weiteren 
BestimmuDfgen nach ihrem wahrem Geiste noch heute nicht 
vollkommen Rechnung getragen. 

Es gibt nämlich Orte und Gegenden namentlich in der 
Nähe der Grenze, wo nationale Minoritäten mit Tausenden 
von schulpflichtigen Kindern leben, für welche keine entspre- 
chende Schule existirt, obwohl diese Gruppen so stark sind, 
dass mehr als 40 schulpflichtige Kinder derselben Nationalität 
gemeinschaftlich eine ihnen zugängliche Schule be.suchen 
könnten, wenn eine Schule mit deren Unterrichtssprache da- 
selbst errichtet würde. 

Dieses auffallende Missverhältniss betrifft bekanntlich 
zumeist die böhmischen Minoritäten in den nördlichen über- 
wiegend deutschen Gegenden, obwohl die beantragte Abhilfe 
für beide Nationalitäten in Böhmen in gleicher Weise nach 
Massgabe des thatsächlichen Bedürfnisses gelten soll. 

*) Siehe Anhang: „Gesetzentwurf vom 16. November 1889", 
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Es ist jedem, der diese wichtigen Angelegenheiten ver- 
folgt bekannt, wie leicht vor mehreren Jahren die Schulen in 
den böhmischen Städten und auch in der nächsten' Umgebung 
Prags für deutsche Minoritäten ohne Berücksichtigung der 
Einw^endungen der böhmischen Majoritäten bewilligt und wie 
rasch dieselben errichtet wurden; in diesen Städten wurde 
jedenfalls den Bedürfnissen der Minorität besser Rechnung 
getragen, als in den nördlichen deutsch-böhmischen Gegenden, 
wo die böhmischen Minoritäten jahrelange Kämpfe um jede 
Schule zu bestehen haben, bei welchen die Kinder und ihre 
Eltern, welche sich um eine böhmische Schule bewerben, aller- 
lei persönlichen UnanehmlichkeitcD, ja einer wirklichen Ver- 
folgung ausge^^etzt sind. 

Inzwischen sind die" böhmischen Eltern gezwungen, ihre 
schulpflichtigen Kinder bei Abgang der böhmischen Schulen 
in die deutschen Schulen zu schicken; es ist begreiflich, dass 
die der Unterrichtssprache unkundigen Kinder manche Pla- 
gen und Kränkungen zu erleiden haben, und dass von ihnen 
ein gleicher Fortschritt mit den übrigen der Unterrichtssprache 
kundigen Mitschülern nicht erwartet und umsoweniger ver- 
langt werden kann. 

Ein Kind, welches eine Schule mit fremder, für dasselbe 
unverständlicher Sprache besucht, ist wirklich zu bedauern, 
denn dasselbe kann das im § 1. des Reichgesetzes vom 14. Mai 
1869 aufgestellte Ziel nicht erreichen, sondern muss fortwährend 
zurückbleiben; es belästigt die Lehrer und Mitschüler und 
erregt bei ihnen nur Aergerniss und Spott, worunter dieselben 
ebenfalls zu leiden haben, namentlich wenn es mehrere solche 
Kinder der nationalen Minorität gibt, mit welchen sich der 
Lehrer doch auch befassen muss. 

Aber abgesehen von diesen an und für feich schwerwie- 
genden Thatsachen giebt es noch höhere Rücksichten des öffent- 
lichen Rechtes und durch die Verfassung gewährleistete An- 
sprüche ganzer Völker, welche hier in Betracht kommen ; es 
ist dies der Art. XIX des oft jcitirten Staatsgrundgesetzes 
vom 21. December 1867, Z. 142 R.-G.-Bl. „über die allgecaei- 
nen Rechte der Staatsbürger", welcher lautet: Alle Volks- 
stämme des Staates sind gleichberechtigt und jeder Volks- 
stamm hat ein unverletzliches Recht auf Wahrung und Pflege 
seiner Nationalität und Sprache". 

Ferner bestimmt der Absatz 3 dieses Artikels; „In den 
Ländern, in welchen mehrere Volksstämme wohnen, sollen 
die öffentlichen Unterrichtsanstalten derart eingerichtet sein, 
das^ ohne Anwendung eines Zwanges zur Erlernung einer 
zweiten Landessprache jeder dieser Volksstämme die erfor- 
derlichen Mittel zur Ausbildung in seiner Sprache erhält." 

Dem entsprechend wird auch in der vom Ministerium 
für Kultus und Unterricht erlassenen Schul- und üuterrichts- 
orduung vom 20. August 1870 Z. 7648, im § 51 bestimmt: 
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„Das Ziel des Sprachunterrichtes ist; Richtiges Ver- 
ständniss der Mittheilungen anderer in der Muttersprache, 
Fähigkeit sich mündlich und schriftlich richtig und fliessend 
auszudrücken; Fertigkeit im ausdrucksvollen Lesen des 
Oedruckten und Geschriebenen und genaues Verständniss der 
Xiesestücke nach ihrem Inhalte; dabei ist die Bildung des 
Verstandes der Schüler, .die Klärung der Gedanken und 
Stärkung des Gedächtnisses zu berücksichtigen." 

„Der Sprachunterricht ist mit dem Anschauungsunterrichte 
zu verbinden". Dazu ist noch zu bemerken, dass nach § 2 des 
Landes-Gesetzes für Böhmen 'vom 18. Jänner 1866, Nr. 1 
L.-G.-Bl., „die Unterrichtssprache an den öifentlichen Schulen 
in Böhmen in der Regel nur Eine der beiden Landesprachen 
sein soll." (Die nach § 5 zulässige Ausnahme bezieht sich 
nicht auf die Volksschulen.) 

Der vorgelegte Gesetzentwurf visrfolgt den wichtigen 
Zweck, dem bezeichneten Bedürfnisse nach Möglichkeit 
Rechnung zu tragen, und zugleich manche bedenkliche nationale 
Zwistigkeiten wenigstens zu mildern, wenn nicht ganz zu 
beseitigen." 

Referent der Schulcommission für diese Gesetzvorlage 
war der alte Patriot Dr, Trojan. Die Unterschiede in dem 
Entwürfe des Schulausschusses und des Landesausschusses 
sind nicht derartige, um es nothwendig zu machen, beide 
Anträge abzudrucken. Beim Art. I. minderte die Schul- 
commission den erforderlichen Zeitraum der ordentlichen 
. Wohnung in der bezüglichen Geineinde von drei auf zwei 
Jahre, indem sie zugleich auch „den Wohnort der Erzieher 
und gesetzlichen Vertreter hinzufügte." 

Der Artikel 2. wurde in dem Sinne ergänzt „dass die 
Erhebungen von Amtswegen der Vorsitzende des Landesschul- 
rathes vorzunehmen habe „unter Mitwirkung des nächsten 
für Schulen mit der bezüglichen Unterrichtssprache bestellten 
Bezirksschulinspectors". 

Wie ich schon gesagt habe, sind diese Anträge nicht 
erledigt worden. 

Am 11. März 1892 Z. 235 Ldtg. (Druck LXVIII) wieder- 
holte Dr. Kvicala seinen Antrag „dass die schulpflichtigen 
Kinder bloss in jene Schule aufgenommen werden dürfen, 
deren Unterrichtssprache ihnen geläufig ist". 

Am 19. März 1892 Z. 309 Ldtg. (Druck Nro. CVI.) 
brachten die Abgeordneten Dr, Trojan und Dr, Julius Gregr 
im Landtage des Königreiches Böhmen einen Gesetzentwurf 
ein „betreffend die Durchführmig des gleichen Rechtes der 
Unterrichtsspr achen in den Volksschulen und die Errichtung 
der Schulen der nationalen Minoritaeten^)^ welcher die obange- 

*) Siehe Anhang: Antrag Dr. Trojan und Ür. Julius Gregr 
vom 19. März 1892. 
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führten Crrnndsätze in paragraphenweise precisirter Form 
enthielt, aber nicht erledigt wurde. 

Am 5. Mai 1893 unter Nro, 380 Ldtg. (Druck Nro. CXIII.) 
Oberreichte Dr. Julius Grigr*) dem Landtage einen Gesetzent- 
wurf betreffend die Unterrichtssprache an den Volksschalen 
und die Errichtung der Schulen für nationale Minoritaeten. 
Die daselbst precisirten Grundsätze scheinen mir die richtigsten, 
weshalb ich dieselben in das Nationalitaetengesete V. Capitei 
IV. Absatz §§ 28—39 aufnahm. 

V. 

Nationalitaetengesetz 

vom zum Schutze des gleichen Rechtes des böhmischen 

und deutschen Volkes im Königreiche Böhmen. 

I. Allgemeiner Theil. 

§ 1. Die deutsche und böhmische Sprache sind im König- 
reiche Böhmen Landessprachen und in allen öffentlichen als 
internen Verhandlungen der Staats- und Landesbehörden voll- 
kommen gleichberechtigt und gleichwertig. 

§ 2. Alle öffentlichen Verlautbarungen und Anordnungen 
der Staats- und Landesregierung, der Staats- und Landes- 
behörden, welche für den Umfang des ganzen Königreiches 
bestimmt sind, oder fflr den Umfang der Bezirke oder Ge- 
meinden wo beide Landessprachen vorherrschen, müssen in 
beiden Landessprachen geschehen. Die Verlautbarungen der 
Staats- und Landesbehörden, welche für einen begrenzten 
Umfang des Bezirkes oder der Gemeinde zu geschehen haben, 
haben in der Amtssprache des Bezirkes oder in der Geschäfts- 
sprache der Gemeinde zu geschehen. 

§ 3. Bei den Verhandlungen des Landtages des König- 
reiches Böhmen sind die böhmische als die deutsche Sprache 
gleichberechtigt. 

Jeder Abgeordnete kann bei den Verhandlungen des 
Landtages in den Ausschüssen bei den mündlich oder schrift- 
lich im Ausschusse vorzubringenden Anträgen nach seinem 
Belieben eine der beiden Landessprachen benützen. 

Der Vorsitzende des Landtages und dessen Stellvertreter 
müssen beider Landessprachen mächtig sein. 

Alle Regierungsanträge sowie alle Anträge des Landes- 
ausschusses müssen in beiden Landessprachen geschehea 
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Ebenso muss auch das stenographische Protokoll geführt 
"\?v^erden, mit dem, dass die Redön der Abgeordneten in der 
Sprache in das stenographische Protokoll aufzunehmen sind, 
in welcher sie gesprochen wurden. 

§ 4. Alle Landes- als auch Reichsgesetze müssen in 
iDeiden Landessprachen promulgirt werden, und die Frist zu 
ihrer Giltigkeit für das Königreich Böhmen beginnt von dem 
-A.ugenblicke an zu laufen, in welchem sie in beiden Landes- 
sprachen in dem Landesgesetzblatte resp. Reichsgesetzblatte 
veröffentlicht wurden. 

-Bei den Landesgesetzen und Anordnungen der Landes- 
regierung oder des Landesausschusses sind beide Texte gleich 
autentisch. 

In zweifelhaften Fällen ist bei der Interpretation der 
liandesgesetze und Anordnungen die Vergleichung der beiden 
Texte nach dem Sinne und Wortlaute vorzunehmen. 

II. 

Gerichte und Verwaltungsbehörden. 

» 

§ 5. Im Königreiche Böhmen ist jeder im ganzen Umfang 
des Königreiches berechtigt, bei allen Gerichten und Ver- 
waltungsbehörden im mündlichen und schriftlichen Verkehre 
eine der Landessprachen zu benützen. 

§ 6. Im ganzen Umfange des Königreiches Böhmen ist 
die böhmische wie die deutsche Sprache sowohl im äussern 
als im innern Verkehre der Justiz und der Administration 
gleichberechtigt und gleichwertig. 

§ 7. Bei Staats- und Landesämtern, Anstalten u. Organen 
im Königreiche Böhmen darf niemand als Beamter oder An- 
gestellter des Staates oder des Landes zugelassen werden, wer 
nicht vollkommen beider Landessprachen mächtig ist. — 
Der Ausweis der Kenntniss beider Sprachen muss beim Ein- 
tritte in den Staats- oder Landesdienst durch das Zeugniss 
der mit Erfolg besuchten Lehrstunden der beiden Landes- 
sprachen an den höheren Mittelschulen erbracht werden; bei 
der definitiven Anstellung, bei der praktischen Richteramts- 
oder politischen Prüfung. 

Ein Zwang zur Erlernung der beiden Landessprachen 
auf höheren Mittelschulen ist unzulässig. Die zu dem in 
diesem Artikel precisirten Zwecke eingeführten Sprachen- 
prüfungen auf den beiden Landesuniversitaeten in Prag sind 
aufgehoben. 

§ 8. Jede bei Gericht oder einer politischen Behörde 
eingebrachte Eingabe muss in der Sprache erledigt werden, 
in welcher sie eingebracht wurde. 

Dr. PacAk: „Skitszen z. Regelung d. Sprachenfxnge ia Böhmen." 5 
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Die Sprache der Eingabe ist entscheidend für die ganze 
Verhandlung über die Eingabe und zwar sowohl rücksicbtlich 
der äusseren als auch der inneren Ämtshandlung. 

Diese Bestimmung ist auch dann für den obersten Ge- 
richts- als Cassationshof und den Verwaltungsgerichtshof in- 
solange giltig, so lange diese Instanzen zeitlich ausser dem 
Umfange des Königreiches Böhmen sich befinden. 

§ 9. Protokolle, welche über mündliche Ansuchen der 
Parteien, so wie über Verhöre, weiterhin über Aussagen der 
Zeugen und Sachverständigen aufzunehmen sind, sind in jener 
Sprache zu verfassen, welche die Partei, der Zeuge oder Sach- 
verständige bezeichnen, und in welcher sie abgehört werden 
wollen. 

§ 10. Bei gerichtliehen Verhandlungen in- und ausser 
Streitsachen, wo mehrere Personen betheiligt sind, ist jedem 
freigestellt, sich beliebig einer der Landessprachen zu bedienen. 

§ 1 1. Die gerichtliche Entscheidung, sowie die Gründe 
sollen in den Fällen, wo mehrere Personen betheiligt waren, 
in jener Sprache herausgegeben werden, ia welcher das Gesuch 
oder die Klage event. die erste schriftliche Eingabe oder das 
erste mündliche Ansuchen geschah. 

Den übrigen Parteien sind auf deren Ansuchen Ueber- 
setzungen in jener Sprache herauszugeben, in welcher sie sich 
an den Verhandlungen betheiligten. 

§ 12. Die Eintragungen in die öffentlichen Bücher (Land- 
tafel, Berg- Wasserbücher etc.) in die Firmen- und Genossen- 
schaftsregister sollen in der Sprache des mündlichen An- 
suchens oder der schriftlichen Eingabe geschehen, resp. 
des Bescheides auf Grund dessen sie geschehen. 

In derselben Sprache sollen auch die Intabulationsclauseln 
der Urkunden beigefügt werden. 

§ 13. In Strafsachen haben alle Anzeigen der Sicherheits- 
behörden und der Gendarmerie, das Verhör des Beschuldigten 
oder des Angeklagten, alle Anträge und Beschlüsse der Ge- 
richtsbehörden, die Anklageschrift, die Anträge des Staats- 
anwaltes u. des Vertheidigers in der Sprache des Beschuldigten 
oder Angeklagten zu geschehen. 

In derselben Sprache ist das Verhandlungs- als auch 
das Berathungsprotokoll zu führen. Wenn Zeugen in der an- 
dereu Landessprache abgeholzt wurden ist dem Beschuldigten 
resp. Angeklagten der Inh:ilt der Protokolle derselben in 
dessen Sprache niitzutheileu. 

In derselben Sprache sind auch die Berichte über die 
Berufungen oder Nullitaetsbesch werden zum Oberlandesge- 
richte und obersten Gerichtshofe zu verfassen. 

Die Verhandlung beim Oberlandesgerichte oder beim 
obersten Gerichtshofe hat in der Sprache stattzufinden, io 
welcher die Verhandlung in erster Instanz gepflogen wurde. 
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§ 14. Bei Verhandlungen gegen mehrere Angeklagte, 
welche nicht einer und derselben Landessprache kundig sind, 
hat die Verhandlung in jener Sprache zu geschehen, welche 
die Mehrheit der Angeklagten spricht, jedenfalls aber muss 
dem Angeklagten, der nur einer Landessprache mächtig ist, 
der Inhalt der Aussagen der übrigen Beschuldigten u. Zeugen 
in dessen Sprache mitgetheilt werden, und jede Entscheidung 
und Beschluss mu§s jedem Angeklagten in seiner Sprache 
verkündet werden, event. auch auf dessen Ansuchen schriftlich 
ausgefertigt werden. 

§ 15. Auf die Dauer von zehn Jahren wird rücksichtlich 
jener Staatsbeamten, welche beider Landessprachen nicht 
mächtig sind, folgendes im § 16. normirtes Provisorium 
statuirt. 

§ 16. Das Provisorium hat den Zweck, insolange 
als im Königreiche Bölimen nicht alle Staatsbeamten beider 
Landessprachen mächtig sind provisorisch dafür zu sorgen 
dass alle Staatsämter im Königreiche Böhmen in beiden Landes- 
sprachen zu amtiren vollkommen im Stande wären. 

In Folge dessen sind folgende Vorkehrungen zu treffen: 

1. In den Kreisen und Bezirken, wo die Zahl der Bevölke- 
rung beider Nationalitasten fast gleich ist, oder wo die Differenz 
zwischen der Majoritast und MinoritaBt nicht mehr als ein 
Fünftel der ganzen Bevölkerung beträgt, müssen alsogleich 
von Beginn der Giltigkeit dieses Gesetzes die in diesen Kreisen 
und Bezirken angestellten Staatsbeamten beider Landessprachen 
mächtig sein. 

2. In den Kreisen und Bezirken, wo die Bevölkerung zu 
einander in einem anderen Verhältnisse steht, als im Abs. 1. 
dieses Artikels wird erfordert, dass bei jedem Staatsamte 
eine solche Zahl von beider Landessprachen mächtiger 
Beamten sich befindet, damit alle einzelnen Amtshand- 
lungen dieser Behörde in beiden Landessprachen vorge- 
nommen werden können. Also: a) bei jedem Kreisgerichte 
fünf Votanten, von denen einer Untersuchungsrichter sein 
muss, weiter ein Kanzelist, ein oder zwei Schriftführer, ein 
Vollzugsorgan d. i. Diener, eine Kraft im Grundbuche zur Ein- 
tragung in die öffentlichen Bücher, b) beim Bezirksgerichte 
ein oder zwei Adjunkten oder ein Richter und ein Adjunkt, 
nach der Zahl der Bewohner der anderen Landessprache, ein 
Schriftführer, ein Kanzelist, ein Diener, eine Kraft im Grund- 
buche, c) bei den politischen Behörden eine oder zwei Concepts- 
kräfte, nach der Zahl der Bevölkerung der anderen Sprache 
eine Vollzugskraft, ein Diener, ein Schriftführer. 

Analog müssen die beider Landessprachen mächtigen 
Beamten auch bei den anderen Staats- Finanz- Steuer- Berg- 
Post- Bahnbehörden etc. besetzt werden — immer verhältniss- 
mässig nach der Zahl der Einwohnerschaft der andern Landes- 
sprache. 

5* 
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Rücksichtlich der Landesbeamten hat dieses Provisoriam 
keine Giltigkeit. 

Hier trit die Forderung des § 7. dieses Gesetzes allso- 
gleich in Kraft. 

Dieses Provisorium kann nur dann verlängert werden, 
wenn es der Landtag des Königreiches Böhmen mit zwei Drittel 
MajoritaBt unter Anwesenheit von drei Viertel aller Abge- 
ordneten des Landtages beschliesst, und \^enn gleichfalls beide 
üationale Curien mit absoluter Majoritaet es beschliessen. Die 
Verlängerung darf aber nicht länger, als auf fünf Jahre 
geschehen. 

III. 

Gemeinde, Bezirk, Land 

§ 17. Der Gemeindevertretung steht die Festsetzung 
ihrer Geschäftssprache für alle Angelegenheiten des selbst- 
ständigen und des übertragenen Wirkungskreises zu. 

Sie bestimmt daher unter Vorbehalt der in den §§ 18., 
19. und 20. dieses Gesetzes enthaltenen Anordnungen, ob die 
der Gemeinde obliegenden Geschäfte nur in der einen Landes- 
sprache geführt werden, oder, ob und in welchem Masse 
hiebei auch die andere Landessprache in Verwendung kouimt. 

§ 18. Schriftliche Eingaben, welche an die Gemeinde von 
wem immer einlangen, sind auch dann anzunehmen und in 
Verhandlung zu ziehen, wenn dieselben in jener Landessprache 
abgefasst sind, welche nicht als Geschäftssprache der Ge- 
meinde dient. 

§ 19. Es steht der Gemeinde in der Regel frei, alle an 
sie gelangenden Eingaben in ihrer eigenen Geschäftssprache 
zu erledigen. 

In Städten, welche ein eigenes Statut besitzen, sind die 
Organe der Gemeinde verpflichtet, die im übertragenen 
Wirkungskreise im Verkehre mit Parteien einlangenden schrift- 
lichen und mündlichen Eingaben in jener Landessprache zu 
erledigen, in welcher dieselben eingebracht worden sind. 

In anderen Gemeinden und auch in den Gemeinden mit 
eigenem Statute rücksichtlich des selbständigen Wirkungskreises 
tritt diese Verpflichtung nur dann ein, wenn wenigstens ein 
Fünftheil der Einwohner sich der Landessprache bedient, 
welche nicht die Geschäftssprache dieser Gemeinde ist. 

§ 20. Den einzelnen Mitgliedern der Gemeindevertretung 
steht es frei, sich in den Sitzungen derselben der einen oder 
der anderen Landessprache zu bedienen. 

§ 21. Der Bezirksvertretung steht die Festsetzung ihrer 
Amtsprache zu. 

Sie bestimmt daher unter Vorbehalt der in den §§ 22 u. 23 
dieses Gesetzes enthaltenen Anordnungen, ob nur eine der beiden 
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tiandesspracben als ihrer Amtssprache zu dienen, oder ob und 
in welchem Masse bei Behandlung ihrer Geschäfte auch die 
andere Landessprache in Verwendung zu kommen habe, oder 
endlicli ob beide Landessprachen als Amtssprachen der Bezirks- 
vertretung zu dienen haben. 

§ 22. Schriftliche Eingaben, welche an die Bezirksver- 
-fcretung oder den Bezirksausschuss von wem immer einlagen, 
sind auch dann anzunehmen und in Verhandlung zu ziehen, 
Avenn dieselben in jener Landessprache abgefasst sind, welche 
nicht als Amtssprache der Bezirks Vertretung dient. 

§ 23. Es stellt dem Bezirksausschusse in der Regel frei, 
alle an ihn und an die Bezirksvertretung gelangenden Ein- 
gaben in der Amtssprache der Bezirksvertretung zu erledigen. 

Er hat jedoch mit den Gemeinden seines Bezirkes in 
ihrer Geschäftssprache zu verkehren, und ist, wenn die Ge- 
schäftssprache wenigstens einer Gemeinde seines Bezirkes eine 
andere ist, als die Amtssprache der Bezirksvertretnng, ver- 
pflichtet, alle an ihn oder die Bezirksvertretung einlangenden 
Eingaben in jener Landessprache zu erledigen, in welcher 
dieselben abgefasst sind. 

§ 24. Den einzelnen Mitgliedern der Bezirksvertretung 
steht es frei, sich in den Sitzungen der Bezirksvertretung 
und des Bezirksausschusses einer oder der anderen Landes- 
sprache zu bedienen. 

§ 25. In den Städten mit eigenem Statut rücksichtlich 
des übertragenen Wirkungskreises, dann in gemischtsprachigen 
Gemeinden und Bezirken und in Städten mit eigenem Statute 
die gemischtsprachig sind rücksichtlich des selbstständigen 
Wirkungskreises, haben die Kundmachungen in Gemeinde-, 
beziehungsweise Bezirksangelegenheiten in beiden Landes- 
sprachen zu erfolgen. 

§ 26. Der Landesausschuss gebraucht beide Landes- 
sprachen als Amtssprachen. 

Er verkehrt in der Regel mit den Bezirksvertretungen 
in ihrer Amtssprache und mit den Gemeinden in ihrer Ge- 
schäftssprache. 

Ausnahmen hievon sind bei Erledigungen von Privat- 
angelegenheiten dann zulässig, wenn die Eingabe der Partei 
nicht in jener Landessprache abgefasst ist, welche als Amts- 
uder Geschäftssprache der unteren autonomen Instanz dient. 

Der direkte Verkehr des Landesausschusses mit einzelnen 
Parteien findet in jener Laudessprache statt, in welcher deren 
Eingabe abgefasst ist. 

§ 27. Die Bezirksausschüsse und die Gemeinden verkehren 
mit den Staassbehörden in ihrer eigenen Amts- oder Ge- 
schäftssprache. 

Die k. k. politischen, Justiz-, Finanz- und Schulbehörden, 
verkehren mit den Bezirksausschüssen und Gemeinden ihres 



Amtsbezirkes in jener Landessprache, welche als 
Geschäftssprache der Bezirksvertretung oder Ger 



Schulen. 

§ 28. Beide Landessprachen im Königrei 
sind in der Schale vollkommen gleicliberechtigt. 

§ 29. In den öffentlichen und Privatschule 
reiche Bölimen, sowie in den Erziehungsanstal 
schulpflichtige Kinder darf nur eine der beiden La 
als Unterrichts- und Erziehuugssprache dienen. 

§ 30. In die (öffentlichen oder Privat-) Volk 
Bürgerschulen können nur solche schulpflichtige 
genommen werden, welche der Unterrichtsaprache 

Dasselbe ist auch in den Erziehungs- i 
anstalten für die noch nicht schulpflichtigen 
beobachten. 

§ 31. An den allgemeinen Volksschulen da 
Landessprache nicht einmal als unobligater GegeB 
werden, 

§ 32. Bestehen im Sprengel der Schulgeme 
geraeine Volksschulen mit einer Unterrichtssprache 
sich daselbst wenigstens 30 schulpflichtige K 
Muttersprache die zweite Landessprache ist, 
dieselben eine öffentliche allgemeine Volksschi 
Muttersprache als Unterrichtssprache auf Lau* 
richtet werden. 

Die Zahl der Schulklassen richtet sich n 
der in die betreffende Schule eingeschriebenen I 

§ BZ. Die Gesuche um Errichtung von den 
meinen Volksschulen für Minoritäten der zw( 
Sprache sind von den Eltern, Pflegeeltern odei 
Vertretern der schulpflichtigen Kinder oder von d 
Vertretung dem Landesausschus.se zu überreiche 

Der Landesausschuss hat durch einen an C 
zu entsendenden Delegirten Erhebungen über di 
schulpflichtigen Kinder jener Landessprache, fi 
neue Schule errichtet werden soll, zu pflegen 
hebungen sind beizuziehen: 1. Der Vorsitzende 
zirksschuirathes ; 2. der nächste für die Schul« 
t'enden Landessprache bestellte k. k. Bezirkssi 
3. ein Vertrauensmann jener, welche um die 
angesucht haben. 

§ 34. Die Schulbehörden sind verpflichte 
jedes Jahres die Muttersprache, sowie die sprachlic 
der schulpflichtigen Kinder gewissenhaft zu erh 
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Finden dieselben, dass nach §§ 4 und 6 die Bedingungen 
für die Errichtung einer Schule für Kinder mit der anderen 
Muttersprache vorhanden sind, so sind sie verpflichtet, die 
Errichtung einer derartigen Schule auf Landeskosten selbst 
dann zu veranlassen, wenn von Seite der Eltern oder ihrer 
gesetzlichen Vertreter und von der Gemeinde um deren Er- 
richtung nicht angesucht wurde. 

§ 35. Die Schulleiter sind bei Verlust ihres Amtes und 
die Inhaber von privaten Unterrichts-, Erziehungs- u. Bewahr- 
anstalten bei Verlust ihrer Befugniss verpflichtet, die Be- 
folgung der Bestimmungen des § 4 dieses Gesetzes bei den 
ihnen anvertrauten Anstalten gewissenhaft zu überwachen. 

§ 36. Die Lokalitäten für die Schulen der nationalen 
Minoritäten, sowie die übrigen Bedürfnisse sind auf Landes- 
kosten anzuschaff'en. 

§ 37. Wo eine öffentliche allgemeine Volksschule für die 
nationale Minorität bereits vor dem Inslebentreten dieses Ge- 
setzes bestand, ist dieselbe in Land es- Verwaltung u. Erhaltung 
zu übernehmen. 

§ 38. Dieses Gesetz hat mit dem Beginne des auf die 
Kundmachung dieses Gesetzes nächst folgenden Schuljahres 
in Wirksamkeit zu treten und haben mit demselben Tage alle 
Vorschriften und Bestimnmngen ausser Kraft zu treten, welche 
mit diesem Gesetze im Widerspruch, stehen. 

Das gleiche Recht beider Nationalitäten dieses König- 
reiches wird unter den Schutz des Königseides gestellt. 

§ 39. Dieses Gesetz soll als ein Landesgrundgesetz be- 
trachtet werden. Zu dessen Abänderung ist der Beschluss der 
Majorität von zwei Drittel unter Anwesenheit von drei Viertel 
aller Abgeordneten des Landtages des Königreiches Böhmen 
nothwendig. 

VI. 

Wer ist competent zur gesetzlichen 
Regelung der Sprachenfragen? 

Diese Frage ist strittig, die Regierung sagt: Die Executive 
und hält fest an diesem Grundsatze. 

Die Centralisten sind in zwei Lager getheilt. Die Einen 
stimmen dem Regierungs-Grundsatze zu, die andern sagen: 
competent ist der Reichsrath, ermuss jedoch ein Durchführungs- 
gesetz zum Artikel XIX der Staatsgrundgesetze herausgeben. 

Die Autonomisten sagen wieder: „zur Regelung der 
Sprachenfragen ist der Landtag jedes der Königreiche und 
Länder competent" und ich halte diese letztere Ansicht für 
richtig. 
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Die Sprachenfrage wurde im Königreiche Böhmen anter 
Kaiser Ferdinand II. durch die verneuerte Landesordnuug- 
vom Jahre 1627 als Staatsgrundgesetz geregelt, welcher auch 
niemals und durch Nichts derogirt wurde, und auch nicht 
derogirt werden konnte insbesondere aber nicht als Staats - 
grundgesetz durch Sprachen- Verordnungen. 

Die Sprachenverordnungen aus den Jahren 1852 und 1853 
u. s. w. konnten nur per nefas in der absoluten Zeit bestehen, 
niemals aber sobald constitutionelle Verhältnisse eintraten. 

In dieser Rücksicht glaube ich, dass man auch die 
Sprachenverordnungen der Neuzeit von demselben Stand- 
punkte beurtheilen muss, dass auch diese in einer verfehlten 
Form herausgegeben wurden und unbedingt die Gesetzesform 
bedürfen. 

Ein, die Sprachenverhältnisse regelndes Gesetz ist auch 
wie schon gesagt die Gerichtsordnung aus der Zeit Kaiser 
Josef IL vom 1. Mai 1781 Z. 13 Landesgesetzsammlung 
und dessen § 13. 

Auch dieses Gesetz kann wieder nur in Gesetzesform 
abgeändert werden. 

Ich meine auch, dass selbst nach den nunmehrigen der- 
zeit geltenden Staatsgrundgesetzen es klar ist, dass die 
Regelung der nationalen und Sprachen- Verhältnisse tn die 
Compeienz der Landtage gehört. 

Beweis dessen der Wortlaut des Artikels XL der Staats- 
grundgesetze vom 27. Dezember 1867 Z. 141 R.-G. Bl. 

Wie die Sprachen- und Nationalitäten- Verhältnisse im 
Königreiche Böhmen in der Markgrafschaft Mähren und dem 
Herzogthume Schlesien zu ordnen seien, das ist nicht eine 
gemeinschaftliche Angelegenheit der im Reichsrathe vertretenen 
Königreiche und Länder, wie dies § XI der Staatsgrund- 
gesetze bestimmt, sondern das ist einzig und allein die internste 
Angelegenheit des Königreiches Böhmen, der Markgrafschaft 
Mähren und des Herzogthums Schlesien, damit sie im Bereiche 
ihrer gesetzgebenden Körper diese Verhältnisse ordnen 
insolange der Generallandtag des Königreiches Böhmen und 
dessen Länder nicht restituirt wird. 

Der Art. XI der St. Gr. G. Lit. a — o welcher die Oompetenz 
des Reichsrathes bestimmt, muss strenge interpretirt werden. 

In der Aufzählung der Angelegenheiten, welche der 
Oompetenz der Landtage vorbehalten sind, finden wir zwar 
nichtdieRegelungderSprachen- und Nationalitäten- Verhältnisse 
ausdrücklich angeführt, wir finden jedoch Bestimmungen, 
welche beweisen, dass der Gesetzgeber diese Verhältnisse den 
Landtagen zuweisen wollte. Wir finden im Art. XI Lit. 1 der 
St. G. G. dass der Gesetzgebung des Reichsrathes nur die 
Bestimmung „der Grundsätze der Organisation der Gerichte 
und Verwaltung.sbehörden vorbehalten ist". 
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Da aber weiterhin der Art. XII der St. Gr. G. alle 
U-brigen Angelegenheiten, welche in diesem Gesetze dem 
Reichsrathe nicht vorbehalten sind, den Landtagen der König- 
reiche und Länder überweist, so ist es zweifellos, dass die 
Regelung der Sprachen- und Nationalitätenverhältnisse in den 
Königreichen und Ländern den bezüglichen Landtagen zus.teht. 

Das beweist der Wortlaut des Art. XI Lit. k der S. G. G., 
am klarsten jedoch nach meiner Ansicht spricht dafür Art. 
XL Lit. 1 in Verbindung mit Art. XII. St. Gr. G. 

Nach diesen Bestimmungen ist über die Kompetenz der 
IJandtage kein Zweifel. 

Nichtsdestoweniger wollen wir hier auch jene Ansichten 
berücksichtigen, welche in den Parlamenten, sei es des Reiches 
oder der Königreiche und Länder rücksichtlich der Regelung 
der Sprachenfrage hervortraten, weil auch diese parlamen- 
tarischen Ansichten der verschiedenen Politiker und Schrift- 
steller im Stande wären Licht in die ganze Angelegenheit zu 
bringen, wenn es überhaupt noch nohtwendig wäre in eine 
so klare Sache Licht zu bringen. 

Aus der neuesten Zeit haben wir eine Erklärung der 
Regierung dahingehend, dass die Regelung der Sprachen- 
verhältnisse in die Competeuz der Exekutive gehöre. . 

Diese Erklärung wurde im böhmischen Landtage am 
18. November 1889 abgegeben (St. Prot. böhm. Landt. S. 666.) 

An diesem Tage wurde nämlich im böhmischen Landtage 
der Gesetzentwurf betreffend den Gebrauch der beiden Landes^ 
sprachen bei den autonomen Behörden und Organen verhandelt). 
Bei § XL dieses Entwurfes war folgende Bestimmung: 

„Die k. k. politischen, Justiz-, Finanz- und Schulbehörden 
verkehren mit den Bezirksausschüssen und Gemeinden ihres 
Amtsbezirkes in jener Landessprache, welche als Amts- oder 
Geschäftssprache der Bezirksvertretung oder Gemeinde dient." 

Da stand der Regierungsvertreter auf und machte folgende 
Erklärung: „Die Regierung hat nicht blos im Landtage, sondern 
auch im Reichsrathe jederzeit betont, dass das Recht zur 
Bestimmung der Sprache, in welcher die Behörden zu verkehren 
haben nach auswärts nur im Verordnungswege geregelt 
werden kann". 

Gegenüber dieser durch nichts begründeten Regierangs- 
ansicht verfochten di*e Landtagsabgeordneten Dr. Skarda^ Dr. 
Vdsatp, Dr. Sole die Competenz des Landtags in Sprachenfragen 
auf Grund der Art. XI. u. XII. der. St. Gr.-G. und auch der 
Landesausschuss und die Landtagscommission standen auf 
demselben Grundsatze. 

Derselbe Kampf wurde gekämpft in der Zeit als der 
Abgeordnete Wurmbrand am 10. Mai 1880 dem Reichsrathe 
seinen Antrag auf Einführung der deutschen Staatssprache 
überreichte. 



*) Siehe Anhang „Ges. Jlntw. yom 9. April 1890 Z. 57 Dr. Nr. II.* 
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Damals erklärte Graf Taaffe im Spi 
2. April 1881, „dass die Bestimmung der 
Behörden Sache der Exekutive sei und zun 
der Regierung gehöre." 

Auch diese Erklärung war durch 
noch auch begründet. Aber schon in d 
Majoritätsbericlite vom 9. März 1883 seh 
dreier Factcren welche um die Competen 
kämpfen, ,dass ist des Reichsrathes, der 
Exekutive. 

Referent der Majorität war Dr. Mi 
Majoritätsberichte sagt er: 

„Die Abgrenzung des Wirkungskreis 
einerseits und der demselben coordiuirten 
wurzelt bekann termassen in dem Grundi 
Aufzählung derjenigen Gegenstände, welcl 
kreis des Keichsrathes gehöreu. 

Angelegenheiten, welche in dem Ar 
vom 21. Dezember 1867, R. G. BI. Nr. 141 
dem Reichsrathe vorbehalten sind, fallen i 
des Art. XII. dieses Gesetzes, in die Compi 
In keinem Absätze des Ali;. XI. ist d 
Artikels XIX des Staatsgrundgesetzes ü 
Rechte der Staatsbürger als eine dem 1 
vorbehaltene Angelegenheit bezeichnet. 
Art. XI überweist zwar dem Reichsrathe 
die zur Durchführung des erwähnten 
welcher den fraglichen Artikel XIX en! 
Gesetze. Diese Überweisung erscheint j 
an die Bedingung geknüpft, dass ein sol 
bezüglichen Staatsgrundgesetze berufeu 
aber in dem Staatsgrnndgesetze über die 
der Staatsbürger ein Ausführungsgesetz zi 
nicht berufen. 

Gegen diese Ansicht der Majorität, wi 
der Landtage auf Grund der klaren gesetzli 
anerkennt, sagt dagegen der Minorilätsberic 
im Berichte der Minorität foldeudes: 

„Am Schlüsse ihrer Ausführungen \ 
die Minorität des Ausschusses angesichts 
Versuche, die Sprachenfrage in Österreich i 
zu lösen, lediglich zu constatiren, dass i 
unangefochtenen Auslegung der Bestimn 
lit. 1, m, n des Staatsgrundgesetzes über d 
die Erlassung von Gesetzen zur allgemi 
des Artikels XIX ebenso unzweifelhaft 

ä deutsche Staatssprac 
on Dr. Stanislaus 
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Reichrathee gehört, wie die erlassenen und noch zn erlas; 
Oesetze zur Durchführnug des Artikels XIV. und a 
Artikel des Staatsgrundgesetzes über die allgemeinen 
der StaatsbOi^er". 

Diesen Kampf um die Compotenzfrage sehen wir 
den gaozen nationalen Kampf sich ziehen, so beider I 
über den Antrag Wurmöratid am 24., 25., 26., 28., 29. . 
1884 im Reichsrathe, wo Grocholski in seinem bei derl 
gemachten Antrage ansdrQcklich erklärte: 

fldass die Beschlussfassung über ein Gesetz zur I 
führung des Art. XIX. d. St. Gr. G. nach dem Wo 
des Art. XI. St. Gr. G. nicht zur Competeuz des Reichs 
gehöre". 

Weiterhin wurde diese Frage der Competenz im Reicl 
ventilirt bei der Verhandlung über den Antrag Schars 
im März 1886 weiter im böhmischen Landtage am 18. 
Jänner 1886 bei den Sprachenanträgen Dr. Trojan ui 
Plener am 22, Dezember 1886 bei einem gleichen A 
des Abgeordneten Plener, dann am 22, September If 
der Debatte über einen ähnlichen Antrag des Dr. 



Es würde mich zu weit führen, wenn ich alle diese Di 
hier anführen und citiren wollte. Nur von einzelnen Ani 
in dieser Angelegenheit will ich noch sprechen. Dr. Ru. 
in der von mir so oft citirten Schrift der „Sprachens. 
Österreich'^ auf Seite 49: 

„Die Gesetzgeberische Conipetenz zur Regelm 
Spracheiiverhältnisse steht auf jeden Fall dem Reichsrat 

Diese seine Ansicht begründet er in Folgendem 
A. XI lit. 1 des Staatsgrundgesetzes über die Reichsven 
zuerkennt „die Gesetzgebung über die GruudzOge der ' 
sirung der Gerichts- und Verwaltungsbehörden" dem ] 
rathe zu, welcher hievon mit dem Gesetze vom 1 
1868, Z. 44 R.-G.-BI., vom 21. Juli 1871, Z. 77 R.-G.-B1. i: 
Gebrauch gemacht hat, eine Com petenz, welche die Amts» 
als ein nothwendiges Mittel der Amtsführung zwei/. 
sich fasst. 

Mit diesem „zweifellos", welches durch gar nie 
gründet ist, wollte Dr. Russ die klare ßestimmai 
Competenz der Landtage unrechtmassigerweise vo 
Landtagen auf das Centralparlament überwälzen, obz 
selbst in seiner Broschüre auf Seite 33 anerkennen i 
„dass die Mehrheit des Abgeoi-dnetenhauses in ihrer Ansc 
zwischen der Competenz der landtägigen Gesetzgebu 
der vollziehenden Gewalt schwankt während die Re( 
jener der letzteren zuneigt". Aber eine classische I 
für die landtägiiche Conipetenz ist das Schreiben des gev 
Ministers Dr. Berger vom 9, Dezember 1869 in welc 
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Dr. FiscAAo/*) schrieb: ^Sie weisen das Nationalitäteu- Gesetz 
zum Schutze der uationaleu Minoritäten der Competenz des 
Reichsrathes zu ; und es wäre allerdings das wünschenswertheste, 
wenn diese Competenz bei Wahrung des heutigen verfassungs- 
mässigen Standpunktes ausser allem Zweifel stünde. lodess 
ist da eine scharfe Musterung aller einzelnen Bestimmungen 
eines solchen Nationalitäten-Gresetzes nöthig. Die Meisten 
derselben scheinen mir der landtäglichen Competenz anheim- 
zufallen". 

Und hiemit schliesse ich dieses Kapitel mit demselben 
Urtheil, mit dem ich es begonnen, nämlich dass die Regelung 
der Sprachenfrage einzig und allein in die Competenz der 
Landtage gehört also im Königreiche Böhmen dem Landtage 
des Königreiches Böhmen und so auch analog in Mähren 
und Schlesien. 



VII. 

Schlusswort. 



Die Herausgabe dieser Sprachenbrochure ist nur mein 
Privatunlernehmen. Dies sage ich deshalb, damit sie nicht als 
eine Enuntiation jener politischen Partei angesehen werde, 
der anzugehören ich die Ehre habe. Ich erkläre dies aus 
blosser Vorsicht, da ich hoffe, dass die in dieser Brochure 
niedergelegten Ansichten von der Partei nicht werden 
dessavouirt werden. 

Es sind in der Brochure einestheils Ansichten, welche 
die Partei nicht nur privatim sondern auch parlamentarisch 
zu ihren eigenen machte und insoweit es die zeitlich scharf- 
begrenzte Idee des Provisoriums betrifft, glaube ich nicht, 
dass dieselbe Wiederstand findet. 

Ich nannte meine Brochure i^Skizze^i zur Regelung der 
sprachen/rage im Königreiche Böhmen<t weil sie ja wirklich 
nur Skizzen enthält und keinen anderen Anspruch erhebt 
somit auch nicht den Anspruch der Vollkommenheit und 
Vollständigkeit. Ich beschränkte diese Skizzen auf das Königreich 
Böhmen aus dem Grunde, weil wie ich im Absätze VI. 
nachgewiesen habe, die Regelung der Sprachenfrage nach der 
jetzigen Gesetzgebung den Landtagen gehört, im Königreiche 
Böhmen und den böhmischen Ländern somit insolange der 
Generallandtag der böhmischen Länder nicht restituirt wird, 
den bezüglichen Landtagen. 

*) Siehe die Schrift „Die SprachenrecLte in den Staaten gemischter 
Nationalität" Ton Dr. Adolf Fischhof. 
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Das behaupte ich jedoch positiv, dass die Regelung der 
Sprachenfrage nicht einseitig geschehen kann und dass wenn 
^nan von einem nationaleti Frieden überhaupt sprechen tvill, 
die Regelung der Nationalitäten- Verhältnisse gleichzeitig in 
JBöhmen^ Mähren und Schlesien geschehen müssie. 

Nur durch die Ordnung der Sprachenverhältnisse in diesen 
Xändern kann man einen Boden, gewinnen auf welchem man 
endlich auch zu stabilen politischen Verhältnissen in diesen 
Iiändern und im Reiche selbst gelangen kann. 

Insoweit ich politisch vom Königreiche Böhmen spreche, 
soll darunter der historische Titel Königreich Böhmern cum 
partibus adnexis verstanden werden. 
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ANHANG 

zu den Skizzen zur Regelung der Sprac 
im Königreiche Böhmen. 



Di- V. Facik; ,8kli«ia z. Begslimg d. SpracluiiAvge In Bbbmi 
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Die Sprachenbestimmungen aus den 
österr. Verfassungen und Gesetzen. 

1. Aus der ^erneuerten Landesordnung (1627). 

2. Aus der Kremsierer Verfassung. 

3. Aus der Pill erste rfschen und Städionschen Verfassung (25. Aprit 

1848. und 4. März 1849.) 

4. Aus der Verfassung für das Königreich Böhmen Tom 30. Dezember 

1849. Z. 21. R. G. Bl. 

5. Sprachenbestimmungen aus der Gerichtsordnung vom 1. llai 

1781 Z. 13 J. G. SmlK. 

6. Laadesgesetz für das Königreich Böhmen vom 15. Februar 1867 

Z. 13 L. G. Bl. 

7. Aus dem Staatsgrundge setze vom 31. Dezember 1867 Nr. 14. 

R. G. Bl. (Art. XIX.) 

Aus der verneuerten Landesordnung des Kaisers Ferdinand IL 
vom 10. Mai i62j. 

Artikel C. II. 

Da wir wollen, dass die deutsche und böhmisclie Sprache 
zugleich in unserem Erbkönigr eiche Böhmen erhalten und 
verbreitet werden, so sollen die Schriften entweder in der 
deutschen oder böhniLschen Sprache Ciberreicht werden und 
zwar SO: wenn bekannt ist, dass der Geklagte der deutschen 
Sprache nicht kundig ist, die Klage in böhmischer und wenn 
er der böhmischen Sprache nicht kundig ist, in deutscher 
Sprache und wenn der Geklagte weder ein geborener Deutsche 
noch ein geborener Böhme ist, in einer dieser Sprachen über- 
reicht werden (geradeso wie bei den geschnittenen Zetteln) 
angegeben ist; und soll dann der Stritt in derselben Sprache 
bis zu Ende geführt werden und in einem solchen Stritte darf 
weder beim Landgericht noch bei der Landtafel in einer anderen 
Sprache etwas überreicht, gehandelt oder verhandelt werden. 

Über die geschtiitte?ien Zettel. 

B. xn. 

Die geschnittenen Zettl, wie sie im Gebrauche stehen vor 
Beginn des Strittes bei dem Landrechte, sollen auch fürderhin 

1* 
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f;;^' gebraucht werden, dieselben sollen aber künftighin nicht nur in 

^l'-' der böhmischen sondern aucli in der deutschen Sprache geschrie- 

^\ ben und an den Gegner übersendet werden: und zwar so, dass 

denjenigen die der böhmischen Sprache offenbar nicht mächtig; 
sind deutsche und welclie der deutschen Sprache nicht raächtif> 
sind böhm. Zetteln übersendet wexHlen, denjenigen aber welche 
weder Deutsche noch Böhmen sind, in einer dieser Sprachen. 

Aus der Kremsierer Verfassung (Artikel XXI.) 

„Alle Volksstämme des Reiches sind gleichberechtigt. 
Jeder Volksstamm hat ein unverletzliches Recht auf Walirung 
und Pflege seiner Nationalitaet überhaupt und seiner Sprache 
insbesondere. — Die Gleichberechtigung aller landesüblichen 
Sprachen in Amt und Schule und öffentl. Leben wird vom 
Staate gewährleistet. 

Aus der Piller stör fsche7i Verfassung vom 2ß, April iS^8, (Art, 4..) 
und aus der oktroyirten Verfassung vom /i-, März i8^/.g. (Art. j). 

1848. 
Art. 4. 

Allen Volksstämmen ist die Unverletzlichkeit ihrer Natio- 
nalitaet und Sprache gewährleistet. 

1849. 
Art. 5. 

Alle Volksstämme sind gleichberechtigt und jeder Volks- 
stamm hat ein unverletzliches Recht auf Wahrung und Pflege 
seiner Nationalität und Sprache. 

Rücksichtlich der Schule: (§. 4. des Pat. vom 4. 
März 1849). „Die allgemeine Volksbildung soll durch öflentliclie 
Anstalten besorgt werden und zwar in Ländern mit gemischter 
Bevölkerung derart, dass auch die Volkstämme, welche die 
Minorität bilden die nothwendigen Mittel erlangen um ilue 
Sprache zu pflegen und sich in derselben ausbilden zu können." 

Die Verfassung für das Königreich B'öhmeji verlautbart mit 
dem Patente vom, jo. Dezember 18^^. Z, 21, R. 6^., ivekhe 

jedoch 7iiemals in Geltung trat. (§. 2) 

Die Volksstämme, welche das Land bewohnen, haben gleiche 
Rechte und es gebührt ihnen das unverletzliche Recht der 
Erhaltung und Ausbildung ihrer Nationalität und Sprache. 

Die Sprache7ibe Stimmung der allgemeinen Gerichtsordnung vom 
I, Mai lySi. Nr. ij der Justiz- Gesetz Sammlung. 

§ 13. Beide Theile sowohl als ihre Rechtsfreunde 
haben sich in ihren Reden der landesüblichen Sprache zu 
bedienen 
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Ge'setz vom ij, Februar i86y.^ Nr. ij für das Königreich 
Böhmen^ betreffend die Kundmachung der Latides- Gesetze und 

der Verordnungen der Landesbeh'örden, 

. * 

Mit Zustimmung des Landtages Meines Königreiches 
Böhmen finde Ich anzuordnen, wie folgt: 

§ 1. Das zur verbindenden Kundmachung der Landes- 
^esetze und der Verordnungen der Landesbehörden bestimmte 
-Gresetzblatt für Böhmen hat unter dem Titel „Landesgesetzblatt 
ftir das Königreich Böhmen" in einer einzigen Ausgabe, welche 
den Text in beiden Landessprachen nebeneinander enthält, zu 
erscheinen. 

§ 2. Jeder dieser beiden Texte ist gleich authentisch. 
In zweifelhaften Fällen hat die Auslegung der Landesgesetze 
\ind der Verordnungen der Landesbehörden unter Vergleichung 
beider Texte nach ihrem Wortlaute und Sinn stattzufinden. 

§ 3. Die in dem Landesgesetzblatte enthaltenen Gesetze 
und Verordnungen sind mit dem Tage als gesetzlich kund- 
gemacht zu betrachten, an welchem sie in das Landesgesetzblatt 
eingereiht wurden, und ihre verbindende Kraft beginnt mit 
dem fünfzehnten Tage nach Ablauf des Tages, an welchem 
sie in dem Gesetzblatte erschienen sind, falls nicht ein anderer 
Zeitpunkt ausdrücklich festgesetzt wurde. 

Es ist deshalb auf jedem Stücke des Landesgesetzblattes 
der Tag der stattgefundenen Herausgabe desselben anzugeben. 

§ 4. Die Ausgabe eines jeden Stückes des Landesgesetz- 
blattes ist mit kurzer Inhaltsangabe in den zu ämtlichen 
Kundmachungen bestimmten Zeitungen zu verlautbaren. 

Mit der Durchführung dieses Gesetzes ist der Staats- 
minister beauftragt. 

Artikel XIX. der Staatsgrundgeseize vom 2i. Dezember i86y. 

Nr. 142 RG. BL 

Alle Volkstämme des Staates sind gleichberechtigt und 
jeder Volkstamm hat ein unverletzliches Reclit auf Wahrung 
und Pflege seiner Nationalität und Sprache. 

Die Gleichberechtigung aller landesüblichen Sprachen in 
Schule, Amt und öffentlichen Leben wird vom Staate anerkannt. 
In den Ländern, in welchen mehrere Volksstämme wohnen, 
sollen die öffentlichen Unterrichtsanstalten derart eingerichtet 
sein, dass ohne Anwendung eines Zwanges zur Erlernung 
einer zweiten Landessprache jeder dieser Volksstämme die 
erforderlichen Mittel zur Ausbildung in seiner Sprache erhält. 
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II. 



Die Sprachenverordnungen aus der 

neuesten Zeit. 

1. Galizische SpraclienTerordnung. 

2. Böhmische Sprachen Verordnung. 

Galizische Sprachenverordnung aus dem Jahre j86g^ 

Verordnung des Ministeriums des Inneren, für Cultus und 
Unterricht, der Justiz-, Finanz-, Handels-, Ackerbau- und 
Landesveii:lieidigungs-Ministeriunis vom 4. Juni 1869 Z. 2354, 
Landesgesetzblatt Nr. 24, herausgegeben auf Grund der 
Allerhöchsten Entscliliessung vom 4. Juni 1869. 

§ 1. Die dem Ministerium des Inneren, dem Finanz,- 
Handels- und Ackerbau-Ministerium und dem Ministerium 
für Landesvertheidigung „und öifentliclie Sicherheit unter- 
ordneten Behörden und Ämter, ferner der Landesschulrath 
und die Gerichte werden sich in dem inneren Dienste sowohl, 
als auch in der Correspondenz mit den staatlichen nicht 
militärischen Behörden und den Ämtern und Gerichten im 
Lande der polnischen Sprache bedienen. Bezüglkvli der Cor- 
respondenz mit den militärisdien Beliörden, Ämtern und 
Gerichten sowie mit den ausserhalb des Landes befindüchen 
Behörden, Amtern und Gerichten und mit den Centralbehörden 
haben die bestehenden Vorschriften in Geltung zu verbleiben. 

§ 2. Ebenso liaben sich die Staatsanwaltschaften im 
Lande in ihren dienstlichen Verhältnissen nnt den im Anfange 
des § 1. angefühii:eii im Lande befindlichen Behörden, Ämtern 
u. Gerichten der polnischen Sprache zu bedienen, unbeschadet 
der bestehenden Vorschriften bezüglich der bei Schlussver- 
handlungen zu gebrauchenden Sju-ache. 

§ 3. Wenn nach den bestehenden Gesetzen und Ver- 
ordnungen das Gericht seine Expeditionen in einer anderen 
als der ])olnischen Sprache herauszugeben hat, so soll sich 
bei dem Vortrage und den Beratliungen nach Thunlichkeit 
derjenigen Sprache bedient werden, in welcher die Ausfertigung 
zu geschehen hat. In allen bei dem 0])erlandesgerichte und 
der Oberstaatsanwaltschaft verhandelten Angelegenheiten, 
welche auf das Fürstenthum Bukowina Bezug haben, soll die 
bisherige Amtssprache benützt werden. 

§ 4. Alle mit der Verwaltung von Geldern betrauten 
Gassen und Ämter haben ihre sämtlichen Journal- und Gassen- 
Ausweise, Register und ümsatzzusammenstellungen, welche 
den Central-Organen zur Ausübung der Controle oder zur 
Ausarbeitung von periodischen Ausweisen zu dienen haben, 
auch fürderhin in deutscher Sprache zu füliren. Ebenso hat die 



innere Tei'waltuiig und Manipulation des Post- und Telegraphen- 
dienstes und dei" staatliclieii Ge werbe in stitute, welrlie un- 
mittelbar der Centralleitung unterstehen, sowie die gegenseitige 
Correspondenz der betreffenden Ämter und Organe auch 
temerhin in der deutsclien Sprache zu geschehen. 

§ 5. Durch die gegenwärtige Verordnung werden die 
bestellenden Voi-schrift-eu ober die Correspondeiiz der Behörden, 
Ämter und Gerichte mit den Parteien, nifht staatlichen 
Beliörden, Corporationen und Gemeinden, niclit berührt. 

§ 6. Diese Verordnung liat bei den Behörden und Ämtern, 
^v eiche dem Ministerium des Inneren u. der ötfentliclien Sicherheit 
unterstehen, sowie bei dem Landesschulrathe, den Gerichten 
u. Staatsanwaltscliaften am 1. Oktober 1869, hingegen bei den 
dem Finanz-, Handels- u, Ackerbau-Ministerium unterstehenden 
Behörden und Ämtern, ebenso in den die unmittelbaren Steuern 
laetreffenden Dienste innerhalb von 3 Jahren vom Tage der 
erfolgten Verlautbarung an gerechnet, durchgeführt zu werden. 

Ministerial- Sprachenverordnnng för das Königreich Böhmen 
vo-m ig. April iSSo. Verordnung des k. k. Ministeriums des 
Innern und der Justiz betreffend den Gebrauch der Landes- 
sprachen im Verkehre der politischen, Gerichts- und staatsanwalt- 
schaftlichen Behörden im Königreiche Böhmen mit den Parteien 
und autonomen Behörden. 

§ 1 . Die politischen, Gerichts- und staatsanwaltschaftlichen 
Behörden im Lande sind vcqifliclitet, die an die Parteien über 
deren mündliche Anbringen oder schriftliche Eingaben erge- 
henden Erledigungen in jener der beiden Landessprachen 
auszufertigen, in weldier dsis mündliche Aubringen voi^ebracht 
wurde oder die Eingabe abgefasst ist. 

§ 2. Protokollarische Erklärungen der Parteien sind in 
jener der beiden Landessprachen auszufertigen, iu welcher die 
Erklärung abgegeben wurde. 

§ 3. Urkunden oder andere Schriftstücke, welche in 
einer der beiden Landessprachen abgefasst sind und als 
Beilagen oder Behelfe oder sonst zu ämtlichem Gebrauche 
beigebracht werden, bedürfen keiner Übersetzung. 

§ 4. Die nicht über Einschreiten der Parteien erfolgenden 
behördliclien Ausfei-tigungen haben in jener der beiden Landes- 
sprachen zu ei'fidgen, die von der Person, an welche die Aus- 
fertigung erfolgen soll, gesj)rocheu wird. 

Ist die Sprache, deren sich die Partei bedient, nicht 
bekamit, und ist sie keine der beiden Landessprachen, so ist 
jene der LandesspraiOu^n zu gebi'auclien, deren Verständniss 
nach der Beschaffenheit des Falles wie insbesondere nach dem 
Aufenthaltsüi't der Partei vorausgesetzt werden kann. 
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§ 5. Die Bestimmungen der §§ 1 — 4 gelten auch rück- 
sichtlich der Gemeinden, in jenen Angelegenheiten, in welchen 
sie als Partei anzusehen sind. 

§ 6. Alle amtlichen Bekanntmachungen, welche zur allge- 
meinen Kenntniss im Lande bestimmt sind, haben in beiden 
Landessprachen zu ergehen. Lediglich für einzelne Bezirke 
öder Gemeinden bestimmte amtliche Bekanntmachungen haben 
in den Landesspraclien zu erfolgen, welche in den betreffenden 
Bezirken oder Gemeinden üblich sind. 

§ 7. Aussagen von Zeugen sind in jener Landessprache 
aufzunehmen, in welcher sie abgegeben werden. 

§ 8. In strafgerichtlichen Angelegenheiten sind die 
Anklageschrift, sowie überhaupt die dem Angeschuldigten 
zuzustellenden Anträge, Erkenntnisse und Beschlüsse für 
denselben in jener der beiden Landessprachen auszufertigen, 
deren er sich bedient hat. 

In dieser Sprache ist auch die Hauptverhandlung zu pflegen 
und sind in derselben insbesondere die Vorträge des Staats- 
anwalts und des Vertlieidigers zu halten und Erkenntnisse 
und Beschlüsse zu verkünden. Von den Bestimmungen des 
vorstellenden Absatzes darf nur insofern abgegangen werden, 
als dieselben mit Rücksicht auf ausnahmsweise Verhältnisse, 
insbesondere mit Rücksiclit auf die Zusammensetzung der 
Geschworenenbank unausf ülu^bar sind oder der Angeschuldigte 
selbst den Gebrauch der anderen Sprache begehrt. 

Bei Hauptverhandlungen gegen mehrere Angeschuldigte, 
welche sich nicht derselben Landessprache bedienen, ist die 
Hauptverhandlung in jener Laudessprache abzuhalten, welche 
das Gericht für den Zweck der Hauptverhandlung entsprechend 
erachtet. 

In allen Fällen sind die Aussagen der Angeschuldigten 
und der Zeugen in der von ihnen gebrauchten Landessprache 
aufzunehmen und die Erkenntnisse und Beschlüsse jedem 
Angeschuldigten in dieser Sprache zu verkünden und auf 
Verlangen auszufertigen. 

§ 9. In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten ist das Erkenntniss 
sammt Gründen in jener Landessprache auszufertigen, in welcher 
der Rechtsstreit verhandelt wurde. Haben sich die Parteien 
nicht derselben Landessprache bedient, so hat, falls nicht ein 
Einverständniss vorliegt, dass das Erkenntniss sammt Gründen 
nur in einer der Landesspraclien ausgefertigt werde, die 
Ausfertigung in beiden Landessprachen zu erfolgen. 

§ 10. Die Eintragungen in die öffentlichen Bücher (Land- 
tafel, Bergbuch, Grundl)uch, AVasserbuch u. s. w.), dann in 
die Handelsfirmen-, Genossenschafts- und andere öffentliche 
Bücher sind in der Sprache des mündlichen oder schriftlichen 
Ansuchens, beziehungsweise des Bescheides, auf dessen Grund 
sie erfolgen, zu vollziehen. 



In derselben Sprache sind die Intabulati 
Urkunden beizusetzen. Bei Auszügen aas dies 
Kegistem ist diese Sprache der Eintragung h 

§ 11. Der Verkehr der politischen, gt 
staatsanwaltschaftlichen Behörden mit den auti 
richtet sich nacli der Greschäftsspraclie, deren 
bekanntermassen bedienen. 

Der Verkehr mit den Gemeindebehörd 
Functionen der politischen Bezirksbehörde 
liierdurch niclit berülirt. 

III. 

Sprachengesetze beruhend aul 
cipe der Gleichberechtigung der 

1. Belgische Nationalitäteogeaetze. 

2. Schweizerische Nationalitätengesetze. 

3. Das siebenbürgische Natioualitätengesetz au: 

4. Krotitisch-slavoni ach- ungarische Sprachenver 

Belgische Nationalitätengesetze 

Der Artikel 23 der belgischen Verfass 
1831 lautet: 

„Der Gebraucli der in Belgien Ablieben 
facnltativer, er kann nnr durch da« Gesetz \ 
und blos für die Acte der öffentl. Gewalt (au 
und in Gerichtsangelegenheiten (en mati^re ji 

Zur Lösung der Spracbenfi'age wurden da 
1873 und 1878 Nationalitaetengesetze erlasse 
der Spracbenverhältuisse bei den Gerichten 
waltiingsbehörden, die wir im nachstehenden 

(Belgisches Nationalitäten Gesetz ij. Au^ 

a) Gesetz über die Anwendung der 
Sprache in Strafsachen. 

1. In den Provinzen West- und Ost-Flam 
und Limburg, sowie ini Gerichtssprengel Lö' 
ersten Ersclieinen des Besclmldigten vor dei 
fangen das Strafvei-fabren in vläniischer Spi 
Urtheilsspruch eifolgt mit naclisteheiiden Eiii 
derselben Sprache, 

2. Verlangt der Beschuldigte, da«s die fran 
zur Anwendung gelange, so findet das Verfa 
sischer Sprache statt und eifolgt auch der U 
dieser Sprache. 



•>. 
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Die Zeugen werden in vläniisclier Sprache verhört, ihi-e 
Aussagen in derselben Sprache entgegengenommen und auf- 
gezeichnet, falls sie nicht die Anwendung der französischen 
Sprache verlangen. 

3. Die Nichtbeachtung der vorstehenden Bestimmungen 
bei der Verhörsprocedur oder bei dem Urtheilsspruche zieht 
die Nichtigkeit dieser Procedur und des Urtheilspruches nach 
sich, wenn trotz des Widerspruches einer der beiden Parteien 
vorgegangen wurde. 

4. Findet in Strafsachen das Verfahren in vlämischer 
Sprache statt, so muss a tergo eine Uebersetzung der etwa 
in französischer Sprache aufgenommenen Protokole, Zeugen- 
aussagen, sowie der Sachverständigen Gutachten beigegeben 
werden. 

Findet das Verfahren in französischer Sprache statt, so 
muss a tergo eine Uebersetzung der in vlämischer Sprache 
abgefassten vorbenannten Actenstücke beigegeben werden. 

Die Kosten dieser Uebersetzungen fallen unter allen 
Umständen dem Staate zur Last. 

5. Die Experten oder Kunstverständigen geben ihr 
Gutachten in einer der zwei in Belgien üblichen Sprachen 
nach Belieben ab. 

Der Gebrauch der französischen Sprache ist bei allen 
durch die Untersuchung erheischten Mittheilungen von Gericht 
zu Gericht statthaft. 

6. In Strafsachen muss der Präsident des Schwurge- 
richtshofes oder der vom ihm 'delegirte Richter nach erfolgter 
Aufforderung des Angeklagten zur Erklärung, ob er einen 
Rechtsbeistand gewählt und noch vor Beigebung eines solchen 
von Amtswegen die Frage an denselben richten, ob er in 
französischer oder vlämischer Sprache vertheidigt sein wolle. 

Hat der Angeklagte keinen Rechtsbeistand, so muss der 
Präsident ihm von Amtswegen einen Anwalt beigeben, welcher 
den Angeklagten in der von diesem gewählten Sprache zu 
vertheidigen fähig ist. 

7. Sind die in eine und dieselbe Strafsache verwickelten 
Beschuldigten oder Angeklagten nicht der gleichen Sprache 
kundig, so ist die Wahl jener der zwei in Belgien üblichen 
Sprachen, welche im Verhöre zur Anwendung kommen soll, 
dem Ermessen des Richters anheimgestellt mit Ausnahme 
dessen, was im Artikel 8 festgestellt wird. 

8. Dem Vertheidiger jedes Beschuldigten oder Angeklagten 
steht es unter dem einzigen Vorbehalte der Zustimmung des 
Angeklagten frei, sich bei der Vertheidigung der französischen 
oder vläniischen Sprache zu bedienen. 

Die Zustimmung muss schriftlich erfolgen. 

Der Staatsanwalt kann bei seinen Anträgen sich der 
von der Vertheidigung gewählten Spi*ache bedienen. 
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9. Der Privatbetheiligte kaon nach seiner 
französischen oder vl5mischpii Sprache Gebraucl 

Dasselbe Recht geniesst die für das Deli 
rechtlich vei'antwortliche Pei-son, 

10. Vor der Zuchtpolizei- und Polizei-( 
Brüsseler Bezirkes kann ftir die Untersuchung 
Urtheüsspruch, je nachdem es die Strafsache i 
französische und die vläniisclie Sprache zur Änwen( 

Versteht der Bescluildigte nur die vlämii 
so kommt den vorliergeheiideii Bestimmungen 
nur diese Sprache zur Anwendung, . 

Die Bestimmungen des Artikel 4 sind bei d 
abgeführten Processen anwendbar. 

11. Das gegenwärtige Gesetz tindet keim 
l»ei den Verfahren vor den Appellationsgericlite: 
und Lßttich. 

Nichtsdestoweniger wird falls das Verfaliri 
französischer Spraclie stattfindet, durch Voi'sorgt 
Procuratoi's a tergo eine vlaniisclie Übei'setzung 

1. Von den Besclilflssen in Bezug auf Verv 
Schwurgericlitshf)te der Pr(>\inzen Aiitwei'pen i 
sowie von den Anklage-Acten. 

■ 2. Von den. Bes<'hlflssen in" Bezug auf Verv 
Zuchtpolizeigeriflite dieser Provinzen und an jem 
Löwen. 

3. Von den Beschlüssen in Bezug anf V 
den Schwui'gerii'litsliof Bral>ant, sowie von den J 
falls die Vornuter.suchiing in vlämischer Sprach 

4. Von den Heschliissen betreffs der Verw« 
Zuchtpolizeigericlit oder an die P(dizeigerichtf' 
Brflssel im gleiclien Falle. 

12. Binnen Jahresfrist «iid von der Kegie 
mische TJebei Setzung des ,Code d'instructiou er 
öflentlicht werden. 

Ueberga ngsbestimmu ngeti . 

13. Die Bestimmungen der Artikel 1 und 2 i 
der Sprache (döbats) in der Verhandlung erst naci 
von der Kundniacliung des Gesetzes an obligato 

Die Bestimmungen des zweiten Absatzes d 
finden erst ein Jahre nach dieser Kundmachung 

b) Gesetz Ober die Anwendung der i 

Sprache in Ve rw alt ungs angelegen 

(22. Miti 1878.) 
Art. 1. 

In den Provinzen Antwerpen, West- und C 
Limbui^ und im Bezirke Löwen nitis-sen die 
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und die Mittheiluiigpn, welche die Staatsbeamten an das Publicum 
richten, entweder in viäinischer oder in vläniischer und franzö- 
sischer Sprache abgefa.sst werden. 

Die Staatsbeamten correspondiren vlämisch mit den 
Gemeinden und Einzelnen, es wäre denn dass diese Gemeinden 
oder die Einzelnen das Verlangen ausspraclien, dass die Cor- 
respondenz in französischer Sprache stattfinde oder dass sie 
selbst in ihrer CoiTespondenz sich dieser Sprache bedienen. 

Art. 2. 

Im Bezirke Brüssel wird die Correspondenz der Staats- 
beamten und Einzelnen in vlämisclier Sprache stattfinden, 
wenn die betieffenden Gemeinden und die Einzelnen sie ver- 
langen oder wenn sie selbst in ihrer Correspondenz dieser 
Sprache sich bedienten. 

Die Verordnungen und Mittheilungen, welche von_ den 
Staatsbeamten an das Publicuni ergehen, werden in Über- 
einstimmung mit § 1 des Artikel 1 abgefasst. 

ScHveiserische Naüonalitäiengesetse. 

Der Artikel 116 der .Verfassung vom 31. Mai 1874, 
welcher identisch ist mit dem Artikel 109 der Verfassung 
vom J. 1848 lautet: 

Die drei Hauptsprachen der Schweiz, die deutsche, 
französische und italienische sind Nationalsprachen des Bundes,*) 

Alle drei Sprachen werden als gleichberechtigte Staats- 
sprachen angesehen. 

Jeder Schweizer ist bereclitigt in allen Cantonen im 
mündlichen als schriftlichen Verkehr mit den Gerichts- und 
Verwaltungs- Behörden sich einer der Nationalsprachen zu 
bedienen. 

Alle Gesetze, Veroi-dnungen und Beschlüsse der Bundes- 
I» eh Orden müssen in allen drei nationalen Sprachen ver- 
öffentlicht werden. 

Von "22 Cantonen sind 14 vollkommen deutsch, 3 fast 
vollkommen französisch, einer vollkommen italienisch und 
einer gemischt. 

Für das Bundesgericht bestimmt Artikel 107 der rev, 
Verf., „dass bei der Wahl der Mitglieder des Gerichtes darauf 
Rücksicht zu nehmen sei, dass alle drei Nationalsprachen 
vertreten seien." 

Von den Cantonen haben besondere Nationalitätengesetze: 

1. Der Canton Bern, welcher 83% Deutsche und IT'/o 



") In der Schweiz gibt es 

Deutsche . . 2,030.792 
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Franzosen hat im § 88. der Cantonalverfassung vom 31. Juli 
1846 folgende BevStiminung : „Die deutsche und französische 
Sj)rache sind die anerkannten Landessprachen." 

Alle Gesetze und Verordnungen und allgemeinen Be- 
schlüsse werden in diesen Sprachen in dem französischen 
Gebietstheil versandt. Die deutsche Sprache ist in denselben 
die Ursprache. Gesetze und Verordnungen, welche für die 
französischen Cantonstheile bestimmt sind, sowie Verfügungen 
Beschlüsse und Urteile von oberen Behörden, welche einzelne 
Pei*sonen oder Corporationen in diesem Gebietstheile betreffen, 
werden in französischer Sprache erlassen. 

2. Der Canton Freiburk, welcher 73^/o Franzosen und 177o 
deutsche Einwohner hat, bestimmt im Art. 21 seiner revid. 
Verf. vom 7. Mai 1877. „Die Gesetze, Decrete und Beschlüsse 
sollen in französischer und deutscher Sprache veröffentlicht 
werden. Der französische Text ist der Urtext." 

3. Im Canton Wallis, wo 67% französischer Bevölkerung 
und 33% Deutsche wohnen, bestimmt Art. 20 der rev. Ver- 
fassung V. 29. November 1«75: 

„Die deutsche und französische Sprache wird als National- 
sprache erklärt." 

In den höheren Schulen wird neben der Cantonalsprache 
noch eine National spräche obligat gelehrt. 

In der Gemeindeschule werden die Kinder in ihrer 
Muttersprache unterrichtet. 

In der Justiz- und Staats- Verwaltung kann jeder in 
seiner Nationalsprache sein Recht verfechten. 

Im amtlichen Verkehre untereinander bedienen sich 
Regierungen der verschiedenen Cantone ihrer Sprache, der 
Bürger eines Cantons zur Regierung eines fremden Cantons 
seiner Sprache.*) 

Das siebenbürgische Nationalitätengesetz vom Jahre 1863^ 

betreffend den Gebrauch der drei Landessprachen im öffentlichen 

amtlichen Verkehre. (Ist bereits ausser Kraft,) 

§ 1. Die drei Landessprachen, das ist: die ungarische, 
deutsche und romanische Sprache, sind im öffentlichen amtlichen 
Verkehre gleichberechtigt. 

§ 2. Den Parteien bleibt es freigestellt, in allen wie 
immer gearteten Eingaben, sowie bei amtlichen Verbandlungen 
sich einer der drei Landessprachen zu bedienen. 

§ 3. Protokolle über mündliche Anbringen der Parteien, 
sowie über Vernehmungen derselben, dann der Zeugen und 
Sachverständigen, sind in einer der drei Landessprachen, und 



*) Die Sprachenrechte in den Staaten gemischter Nationalität von 
Dr. Adolf Fischhof 1885 Manz Wien. 

Die deutsche Staatssprache Yon Dr. Madeyski Wien. 
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zwar in der von der zu vernehmenden Partei, den zu ver- 
nehmenden Zeugen oder Sachverständigen zu bezeichnenden 
Sprache aufzunehmen. 

§ 4. Bei gerichtlichen Verhandlungen in und ausser 
Streitsachen, w^obei mehrere Personen betheiligt sind, ist es 
jeder Partei freigestellt, eine der drei Landessprachen zu 
gebrauchen. 

§ 5. Auf jede Eingabe oder protokollarisches Anbringen 
der Parteien muss die Erledigung in derselben Sprache aus- 
gefertigt werden, in welcher das Gesuch oder protokollarische 
Anbringen gestellt wurde. 

§ 6. Die gerichtlichen Entscheidungen, sowie die Beweg- 
gründe sollen in Fällen, wo mehrere Parteien betheiligt sind, 
in jener Sprache ausgefertigt werden, in welcher das Gresuch 
oder die Klage, beziehungsweise die erste Eingabe oder das 
erste mündliche Anbringen abgefasst war. 

Den übrigen Parteien sind auf Verlangen auch Über- 
setzungen der Entscheidung in jener Sprache mitzugeben, 
in welcher sich dieselben an der Verhandlung betheiligt haben. 

§ 7. Die mündliche Schlussverhandlund, die Kundmachung 
und Ausfertigung des Erkenntnisses hat in jener der drei 
Landessprachen, welclie die Muttersprache des Angeklagten 
ist, stattzufinden. Doch steht es dem Angeklagten frei, auch 
eine andere der drei Landessprachen, welche ihm jedoch 
verständlich sein muss, hiefür zu bestimmen, 

§ 8. Die Entscheidungen der höheren Behörden oder 
Gerichte sind ebenfalls in jener Sprache auszufertigen, in 
welcher diese Entscheidungen nach den Bestimmungen der 
vorhergehenden §§. 5, 6, 7 an die Parteien hinausgegeben 
werden müssen. 

§ 9. Es ist Jedermann unbenommen, in den öifentlichen 
Verhandlungen sich jeder der drei Landessprachen zu bedienen. 

§ 10. In den städtischen wie in den ländlichen Gemeinden 
bestimmt die Gemeindevertretung die innere Geschäftssprache 
ihrer Gemeinde-Angelegenheiten. 

§ 11. In den Municipien bestimmt die Vertretung des 
betreffenden Municipiums die Geschäftssprache desMunicipiums. 

§ 12. Die Bestimmungen der §§ 10 und 11 haben stets 
für die Amtsdauer einer Alunicipal- oder Gmeindevertretung 
zu gelten. Nach Ablauf dieser Amtsdauer kann ein neuer 
Beschluss bezüglich der Bestimmung der Geschäftssprache 
der Gemeinde oder des Municipiums gefasst werden. 

§ 13. Sämmtliche Mittheilungen, Ausfertigungen, Ver- 
ordnungen, Befehle u. dgl. an diese Municipien, Gemeinden 
und ihre Ämter und Gerichte, oder an kirchliche oder sonstige 
Corporationen und Anstalten sind von den ihnen vorgesetzten 
Behörden in jener der drei Landessprachen zu erlassen, welche 
die innere Geschäftssprache ihrer Municipal- oder Gemeinde- 
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Angelegenheiten ist, oder deren sich die kirchliche oder 
sonstige Corporation oder Anstalt bedient. 

§ 14. Die Gemeinden und Municipien, ihre Behörden 
und Gerichte, sowie die kirchlichen und sonstigen Corpora- 
tionen und geistlichen Gerichte bedienen sich im gegenseitigen 
und im Verkehre mit ihren vorgesetzten Behörden ihrer 
eigenen Geschäftssprache. 

§ 15. Im Verkehre mit den k. k. Militärbehörden haben 
sich die Gemeinden ihrer eigenen, die Municipien und ihre 
Behörden nach Möglichkeit der deutschen Sprache zu bedienen. 

§ 16. Die innere Amtssprache der Municipalbehörden 
und Municipalgerichte ist jene des betreffenden Municipiums. 

Im Präsidial-Dieustverkehre aller Behörden und Aemter 
ist die Benützung jeder der drei landesüblichen Sprachen 
ohne Einschränkung gestattet. 

§ 17. Die innere Amtssprache der übrigen Behörden 
und Gerichtshöfe, sowie des Verkehrs dieser Bel>örden und 
Gerichtshöfe untereinander und mit den ausserhalb des Gross- 
fürstenthums Siebenbürgen befindlichen Behörden wird im 
Verordnungswege bestimmt 

§ 18. Die Bestimmung der Unterrichtssprache in den 
Yolks- und Mittelschulen, sowie in höheren Lehranstalten ist 
Denjenigen anheimgestellt, welchen die Sorge für die Er- 
haltung der betreffenden Schule und höheren Lehranstalt obliegt. 

§ 19. Die Kirchenmatriken sind in einer der im § 1 
gleichberechtigt erklärten Sprachen zu führen. Es steht übrigens 
den einzelnen Religionsgenossenschaften frei, im Einvernehmen 
mit dem k. Gubernium hierzu auch eine andere Sprache zu 
bestimmen. 

§ 20. Alle diesen Gesetzen widersprechende Landesgesetze 
sind aufgehoben und ausser Wirksamkeit gesetzt. 

§ 21. Die verbindende Kraft dieses Gesetzes trit ohne 
Verzug in Wirksamkeit. 

Kroatisch-slavonisck'Ungarische Sprachenvereinbarung en. 

Auszugaus dem ungarisch-croatischen Ausgleichs- 
gesetze, enthaltend die Bestimmungen über die 
Nationalitäten Verhältnisse im Königreich 

Croatien-Slavonien. 

Art. XXX des Ges. vom 1868 für den ungar. Reichstag 
und Art L des Gesetzes vom J. 1868 für den kroatischen 
Landtag : 

§ 56. Im ganzen Gebiete Groatiens und Slavoniens ist 
die Sprache sowohl der Gesetzgebung, als auch der Admini- 
stration und Justizpflege die croatische. 

*§ 57. Auch für die Organe der Oentral-Kegi er ung wird im 
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Gebiete der Ländex' Croatien und Slavoüien, als ämtliche 
Sprache die croatische bestimmt. 

§ 58. Croatisch-Slavonische Vorträge und Eingaben aus 
Croatien und slavonien sind auch durch das gemeinsamme 
Ministerium anzunehmen, und ist auf diese in derselben 
Sprache die Antwort zu ertheilen. 

§ 59. Ferner wird ausdrücklich erklärt, dass die Re- 
presentanten einer, ein besonderes Teritorium besitzenden 
politischen Nation, so auch bezüglich ihrer inneren Angele- 
genheiten eine eigene Gesetzgebung und Regierung besitzender 
Länder, sowohl am gemeinschaftlichen Reichstage, als auch 
in dessen Delegation, sich der croatischen Sprache bedienen 
können. 

§ 60. Die für Croatien, Slavonien, Dalmatien durch die 
gemeinschaftliche Gesetzgebung zu schaffenden Gesetze sind 
auch im durch Seine Majestät unterfertigten croatischen Texte 
auszustellen und dem Landtage der genannten Länder zu 
übersenden. 

Die Regelung der Sprachenfragen im Innern des Landes 
obliegt durchwegs der Landesgesetzgebung, da die §§ 47. und 
48. des obcitirten Ausgleichsgesetzes bestimmen : „dass hin- 
sichtlich der Gegenstände, die nicht dem gemeinsammen 
Reichstage und der Centralregierung vorbehalten sind, den 
Ländern Croatien, Slavonien und Dalmatien sowohl am Ge- 
biete der Gesetzgebung, als auch der Exekutive vollstän- 
dige Autonomie gebührt."*) 

IT. 

Sprachengesetze beruhend auf dem 
Principe der Staatssprache. 

1. Das ungarische Nationalitätengesetz. 

2. Das preussiche Nationalitätengesetz. 

Gesetz über die Gleichberechtigung der Nationalitäten, 
(Sanctionirt am ö, December i868. Kundgemacht in beidefi 
Häusern des Reichstages am 7. December 1868, L.-GrS, er- 
schienen am p. December 18 ö 8). 

Nachdem sämmtliche Landesbürger Ungarns nach den 
Grundprincipien der Verfassung in politischer Hinsicht eine 
Nation bilden, die untheilbare einheitliche ungarische Nation, 

*) Leider wird alles dies in der Praxis nicht eingehalten, siehe 
hierüber die Schrift: „Zur Sanirungder Verletzungen des croatisch-unga- 
rischen Ausgleiches," Wien, Verlag von H. Pra2ak und die darin ent- 
haltene Beschwerde der croatischen Regnicolar-Deputation aus der 
Feder des Baron Zivkoviö. 
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deren gleichberechtigtes Mitglied ein jeder Bürger des Vater- 
landes, zu welch immer für einer Nationalität er auch gehöre, ist : 
nachdem ferner diese Gleichberechtigung allein hinsichtlich 
des amtlichen Gebrauches der im Lande üblichen verschie- 
denen Sprachen, und nur insoferne besonderen Vorschriften 
unterliegen kann als dies die Einheit des Landes, die prak- 
tische Möglichkeit der Regierung und Verwaltung, und die 
pünktliche Justizpflege notnwendigerweise erheischt: 

ist die volle Gleichberechtigung der Landesbürger hin- 
sichtlich aller übrigen Verhältnisse unberührt zu belasen, 
und werden hinsichtlich des amtlichen Gebrauches der ver- 
schiedenen Sprachen folgende Vorschriften zur Richtschnur 
dienen : 

§ 1. Da vermöge der politischen Einheit der Nation die 
Staatssprache Ungarns die ungarische ist, ist die Berathungs- 
und Verhandlungssprache des ungarischen Reichstages auch 
fernerhin ausschliesslich die ungarische; die Gesetze werden 
in ungarischer Sprache geschaffen, dieselben sind jedoch auch 
in den Sprachen aller im Lande wohnenden Nationalitäten in 
authentischer Übersetzung hinauszugeben ; die Amtssprache 
der Regierung des Landes ist auch fernerhin in allen Zweigen 
der Verwaltung die ungarische. 

§ 2. Die Protokolle der Jurisdictionen werden in der 
amtlichen Sprache des Staates geführt ; sie können aber nebstbei 
auch in all jenen Sprachen geführt werden, welche wenigstens 
durch den fünften Theil der die Jurisdiction vertretenden 
Körperschaft oder Comission als Protokollssprache verlangt 
wird. — . 

In Fällen, wo sich in den verschiedenen Texten Abwei- 
chungen zeigen, ist der ungarische Text massgebend. 

§ 3. In den Jurisdictions- Versammlungen kann ein Jeder, 
der das Recht hat, dort zu sprechen, entweder ungarisch 
sprechen, oder in seiner Muttersprache, wenn diese nicht die 
ungarische ist. 

§ 4. Die Jurisdictionen bedienen sich in ihren an die 
Staatsregierung gerichteten Schriften der Amtssprache des 
Staates; sie bedienen sich aber nebstbei auf der einen Spalte 
welch immer für einer Sprache, welcher sie sich als Protokolls- 
sprache bedienen. In ihren gegenseitigen Zuschriften können 
sie entweder die Staatssprache oder irgend eine jener Sprachen 
benützen, welche durch die Jurisdiction, an welche das Schreiben 
gerichtet wird, im Sinne des zweiten Paragraphes zur Proto- 
kollssprache angenommen worden ist. 

§ 6. Auf dem Gebiete der inneren Amtsführung bedienen 
sich die Jurisdictions-Beamten der Amtssprache des Staates; 
inwiefeme dies jedoch hinsichtlich der Beamten praktische 
Schwierigkeiten haben sollte, können die betreffenden Beamten 
ausnahmsweise auch irgend eine der Protokollssprachen ihrer 
Jurisdictionen benützen. So oft es aber die Staatsbeaufsich- 

Dr. Pac&k : „Skizzen z. Begelung d. Sprachenfrage in Böhmen.** 2 
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ng und YerwaltuDgsrficksichten erheischeo, sind ihre Be- 
te und Verhandlungsacte zugleich in der Amtssprache des 
Aea vorzulegen. 

§ 6. Die Jurisdictions-Beamten bedienen sich im Gebiete 
r Jurisdiction im amtlichen Verkehr mit Gemeinden, Ver- 
mlungen, Vereinen, Anstalten und Privaten nach Möglich- 

der Sprache der Letzteren. 

§ 7. Jeder Landesbewolmer kann in Fällen, wo er ohne 
wischenkunft eines Advocaten entweder als Kläger oder 
Greklagter, oder auch als Bittsteller, persönlich oder durch 
n Bevollmächtigten den Schutz des Gesetzes und richter- 
) Hilfe in Anspruch nimmt, und nehmen kann: 

bei seinem Gemeindegerichte seiner Muttersprache ; 

bei einem anderen Gemeindegerichte die Amts- oder 

Protokollsspi-ache der betreffenden Gemeinde ; 

bei seinem eigenen Bezirksgerichte die Amts- oder 

Protokollsaprache seiner Gemeinde; 

bei anderen Gerichten, ob dies nun Gerichte seiner 

Jurisdiction oder einer anderen Jurisdiction sind, die 

Protokollssprache jener Jurisdiction bentltzen, zu welcher 

das betreffende Gericht gehört. 

§ 8. In den Fällen des § 7 erledigt der Richter die 
fe oder die Bitte in der Sprache der Eingabe; die Ein- 
ebmang, das Zeiigenverhör, gerichtliche Beschau und 
tige richterliche Functionen, sowohl in Process-Angele- 
leiten, als auch im strafgerichtlichen Verfahren bewerk- 
igt er in der Sprache der procassführenden Parteien, 
snungsweise der einvei-nommenen Pei-sonen ; die Verhan- 

S »Protokolle der Processe führt er jedoch in jener Sprache, 
e die processfnhrenden Parteien aus den Protokollssprachen 
Furisdictionen übereinstimmend wählen. Sollte diesbezüglicli 

Uebereinkomnien zu Stande kommen, so kann der Richter 

Verhandlungsprotokoll in welch immer für einer der 
okollssprachen der Jurisdiction fflhren, er Lst jedoch ver- 
htet, dessen Inhalt im Nothfalle den Parteien auch mit 
iehung eines Dolmetsches zu erklären. 

Ebenso ist der Richter verpflichtet, den Parteien auc)i 
wichtigeren Documente des Processes zu erklären oder 
olmetschen zu lassen, wenn diese in einer solchen Sprache 
isst wären, welche eine oder die andere processführend« 
ei nicht versteht. 

Der Vorladungsbeschluss ist im Interesse der vorzula- 
len Partei, wenn diese sogleich ermittelt werden kann, in 
- Muttersprache, sonst aber in der Protokollssprache jener 
einde, wo die vorzuladende Partei wohnt, oder aber in 
Amtssprache des Staates zu verfassen. 

Der gerichtliche Beschluss ist in der Sprache des Ver- 
liungsprotokolls zu fassen; der Richter ist jedoch ver- 
biet, denselben einer jeden Partei auch in der Sprache 



kundzumachen, beziehu 
Sprache es die Partei v 
der Protokollssprachen 
Richter gehört. 

§ 9. In all jenen 
mit der Interveiiirung ■ 
bei den Gerichten erst 
sowohl der Processföhri 
bis dahin, wo die Geset 
der Gerichte erster Ins 
mtindlichen Verfahrens 
Gebrauch überall beizul 
§ 10. Die kirchlic 
spräche selbst. 

§ 11, Bei den Grur 
der gerichtlichen Beau 
treffenden Gerichtes j 
Parteien wünschen, ist 
Aaszug in der Anitssj 
Protokollssprachen jeiiei 
Gebiet das Grandbuchs 
§ 12. Bei den ap] 
in ungarischer Sprache 
ungarischen Documenter 
gericht sowohl den Pn 
ferne es nothwendig ist 
in's Ungarische übertra 
auf Kosten des Staat» 
sodann den Process ii 
der Revision. 

Die Bescheide, Bei 

lation^ericht immer in 

Wenn daun der Pn 

Instanz hinabgelangt, > 

scheid, Beschluss oder i 

jeder einzelneu Partei 

und beziehungsweise hi 

verlangt, inwieferne di( 

richtes oder irgend eine 

§ 13. Die Amtss|)r 

nanateu säiiimtlichen G-e 

§ 14. Die Kircheiif 

gesetzlichen Rechte ihr 

bei der Führung ihrer 

kirchlichen Angelegenh 

Grenzen des Schulgeset 

Schulen nach Belieben 

§ 15. Die höhereu 

hörden bestimmen selbi 
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führungs- und Verkehrssprache mit ihren Kirchengemeinden. 
Wenn dies nicht die Amtssprache des Staates sein sollte, 
sind die Protokolle aus dem Gesichtspunkte der Staatsaufsicht 
zugleich in der Amtssprache des Staates in authentischer 
Uebersetzung vorzulegen. 

Wenn verschiedene Kirchen und höhere kirchliche Be- 
hörden mit einander verkehren, gebrauchen sie entweder die 
Amtssprache des Staates oder die Sprache jener Kirche, mit 
welcher sie in Berührung treten. 

§ 16. Die höheren und höchsten kirchlichen Behörden 
gebrauchen in ihren, an die Staatsregierung gerichteten Ein- 

faben ihre Amts- oder Protokollssprache, und auf der anderen 
palte die Amtssprache des Staates, in ihren an die Juris- 
dictionen oder deren Organe gerichteten Eingaben die Staats- 
sprache; oder, wenn mehrere Protokollssprachen sind, eine 
derselben ; die Kirchengemeinden aber gebrauchen in all ihren 
amtlichen Berührungen gegenüber der Staatsregierung und 
ihrer eigenen Jurisdiction die Amtssprache des Staates oder 
ihre eigene Amtssprache; anderen Jurisdictionen gegenüber 
aber können sie irgend eine der Protokollssprachen der betref- 
fenden Jurisdictionen gebrauchen. 

§ 17. Die Bestimmung der Unterrichtssprache in den 
durch den Staat und beziehungsweise durch die Regierung 
bereits errichteten oder je nach dem Erforderniss zu er- 
richtenden Lehranstalten wird, in wieferne hierüber kein Gesetz 
verfügt, zu den Agenden des Ministers für öffentlichen Unter- 
richt gehören. Nachdem aber der Erfolg des öffentlichen 
Unterrichtes, aus dem Gesichtspunkte der allgemeinen Bildung 
und des öffentlichen Wohles das höchste Ziel des Staates ist, 
ist der Minister für öffentlichen Unterricht verpflichtet, in 
den Staats-Lehranstalten möglichst dafür zu sorgen, dass die 
Bürger einer jeden Nationalität des Landes, wenn sie in grös- 
seren Massen zusammen leben, in der Nähe der von ihnen 
bewohnten Gegend sich in ihrer Muttersprache bilden können 
bis dahin, wo die höhere akademisclie Bildung beginnt. 

§ 18. In den auf jenen Gebieten bestehenden oder zu 
errichtenden Mittel- und höheren Schulen des Staates, wo 
mehrere Sprachen üblich sind, ist für jede dieser Sprachen 
ein Lehrstuhl für Sprache und Literatur zu errichten. 

§ 19. In der Landesuniversität ist die Unterrichtssprache 
die ungarische; es sind jedoch für die im Lande üblichen 
Sprachen und für deren Literatur, inwieferne noch keine 
Lehrstühle für diese bestehen sollten, solche zu errichten. 

§ 20. Die Gemeinde- Versammlungen wählen selbst ihre 
Protokolls- und Amtssprache. Das Protokoll ist zugleich in 
jener Sprache zu führen, in welcher es der fünfte Theil der 
stimmfähigen Mitglieder für nothwendig erachtet. 

§ 21. Die Gemeindebeamten sind verpflichtet, in ihrem 
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Terkehr mit den GemeindebewohDern deren Sprache zu ge- 
l)rauchen. 

§ 22. In ihren an die eigene Jurisdiction oder an deren 
Organe und an die Staatsregierung gerichteten Eingaben ge- 
braucht die Gemeinde die Amtssprache des Staates oder ihre 
eigene Amtssprache ; in ihren an andere Jurisdictionen und 
an deren Organe gerichteten Eingaben kann sie die Amts- 
sprache des Staates oder eine der Protokollssprachen der be- 
treffenden Jurisdiction gebrauchen. 

§ 23. Jeder Bürger des Landes kann seine an die eigene 
Gemeinde, an seine Kirchenbehörde und Jurisdiction, an de- 
ren Organe und an die Staatsregierung gerichteten Eingaben 
in seiner Muttersprache einreichen. 

In seinen an andere Gemeinden, Jurisdictionen und de- 
ren Organe gerichteten Eingaben kann er entweder die Amts- 
sprache des Staates oder eine der Protokollssprachen der 
betreffenden Gemeinde oder Jurisdiction gebrauchen. 

Die Benützung der Sprachen am Gebiete der Justizpflege 
wird durch die §§ 7 — 13 normirt. 

§ 24. In Gemeinde- und Kirchen- Versammlungen können 
diejenigen, die das Recht haben zu sprechen, ungehindert 
ihre Muttersprache gebrauchen. 

§ 25. Wenn Private, Kirchen, Privat-Gesellschaften, Pri- 
vat-Lehranstalten und mit dem Jurisdictionsrechte nicht be- 
kleidete Gemeinden in ihren an die Regierung gerichteten 
Eingaben nicht die Amtssprache des Staates gebrauchen 
sollten, ist dem auf eine solche Eingabe in ungarischer 
Sprache gefassten Bescheide auch eine authentische Ueber- 
setzang in der Sprache der Eingabe anzuschliessen. 

§ 26. Sowie bisher jeder Bürger des Landes welch immer 
für einer Nationalität, jede Gemeinde, Kirche und Kirchen- 
gemeinde das Recht hatte, ebenso werden sie auch fernerhin 
das Recht hsben, mit eigenen Mitteln oder im Associations- 
wege Elementar-, Mittel- und höhere Schulen zu errichten. 
Zu diesem Zwecke und auch behufs Errichtung anderer, zur 
Förderung der Sprache, Kunst, Wissenschaft, Landwirtschaft, 
Handel und Gewerbe dienender Anstalten können die ein- 
zelnen Bürger des Landes unter der gesetzlichen Aufsicht 
des Staates Gesellschaften oder Vereine bilden, nach ihrer 
Constituirung Statuten schaffen, im Sinne der durch die Staats- 
regierung bestätigten Statuten vorgehen, einen Geldfond bil- 
den, und mit diesem, gleichfalls unter Aufsicht der Staatsre- 
gierung, auch ihren gesetzlichen Nationalitäts- Anforderungen 
entsprechend gebahren. 

Die auf solche Weise zu Stande gekommenen Bildungs- 
und sonstigen Anstalten — die Schulen jedoch mit Einhaltung 
des Volksunterrichtsgesetzes — sind gleichberechtigt mit 
den ähnlichen und auf derselben Stufe befindlichen Anstalten 
des Staates. 
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Die Sprache der Privatinstitute und Vereine wird durch 
die Gründer bestimmt. 

Die Gesellschaften und die durch diese errichteten An- 
stalten, können unter sich auch in ihrer eigenen Sprache 
verkehren, in ihren Berührungen mit anderen werden hin- 
sichtlich des Gebrauches der Sprache die Bestimmungen des 
§ 23 massgebend sein. 

§ 27. Nach dem bei der Besetzung der Ämter auch in 
Zukunft nur die persönliche Befähigung massgebend sein 
wird, kann auch hiefür niemandes Nationalität als Hinderniss 
bei der Erreichung, welch' immer für eines der im Lande 
bestehenden Aemter und Würden angesehen werden. 

Vielmehr wird die Staatsregierung dafür sorgen, dass bei 
den gerichtlichen und administrativen Behörden des Landes 
und besonders zu Obergespannstellen aus den verschiedenen 
Nationalitäten in den nöthigen Sprachen vollkommen Bewan- 
derte und auch noch befähigte Personen angestellt werden. 

§ 28. Die den obigen Bestimmungen widerstreitenden 
Anordnungen der früheren Gesetze werden hiermit abgeschafft. 

§. 29. Die Bestimmungen dieses Gesetzes erstrecken sich 
nicht auf die ein besonderes Gebiet besitzenden und auch in 
politischer Hinsicht eine besondere Nation bildenden Länder, 
Croatien, Slavonien und Dalmatieu, sondern es hat rücksichtlich 
dieser Länder auch bezüglich der Sprache jene Convention 
als Norm, zu dienen, welche zwischen dem ungarischen Reichs- 
tage einerseits und dem croatisch - slavonischen Landtage 
anderseits zu Stande gekommen ist und nach welcher die 
Repräsentanten am gemeinsammen ungarisch-croatischen Reichs- 
tage auch in ihrer Muttersprache sprechen können. 

Das preussische Nationalitäten- Gesetz^ betreffend die Geschäfts- 
Sprache der Behörden^ Beamten und politischen Körperschaften 

des Staates vom 28. August 18 j 6, 

Wir, Wilhelm von Gottes Gnaden, König von Preussen 
etc., verordnen unter Zustimmung der beiden Häuser des 
Landtages für den ganzen Umfang der Monarchie, was folgt : 

§ 1. Die deutsche Sprache ist die ausschliessliche 
Geschäftssprache aller Behörden, Beamten und politischen 
Körperschaften des Staates. Der schriftliche Verkehr mit 
denselben findet in deutscher Sprache statt. 

§ 2. In dringlichen Fällen können schriftliche von Privat- 
personen ausgehende Eingaben, welche in einer anderen Sprache 
abgefasst sind, berücksichtigt werden. Im Falle der Nichtbe- 
rücksichtigung sind sie mit dem Anheimstellen zurückzugeben, 
sie in deutscher Sprache wieder einzureichen. 

§ 3. Für die Dauer von höchstens zwanzig Jahren, von 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ab, kann im Wege königlicher 
Verordnung für einzelne Kreise oder Kreistheile der Monarchie 



der Gebrauch einer fremden Sprache neben der dei 
die mündlichen Verhandlungen und die protok 
^«.fzeichungen der Schulvorstände, sowie der Gern 
Kreisvertretungen, der Gemeindeversammlungen ui 
tungen der sonstigen Communalverbände gestattet 
Während des gleichen Zeitraumes kann durch 
der BezirksregieruDg den der deutschen Sprache nichl 
Beamten ländlicher Gemeinden, durch Verfügung 
latioilsgerichtes den der deutschen Sprache nicht 
G-erichtevÖgten und Vormündern gestattet werden, ihn 
Berichte und Erklärungen in der ihnen geläufige 
einzureichen. 

§ 4. Ist vor Gericht unter Betheiligung von P 
verhandeln, welche der deutschen Sprache nicht mS 
so muss ein beeidigter Dolmetscher zugezogen wei 
Personen, welche der deutschen Spraäie nicl 
sind, leisten Eide in der ihnen geläufigen Sprache. 
Das Protokoll ist in diesen Fällen in deutscht 
aufzunehmen und falls es einer Genehmigung sei 
der deutschen Sprache nicht mächtigen Person bt 
selben durch den Dolmetscher in der fremden Spi 
zutragen. 

Die Führung eines Nebenprotokolls in de] 
Sprache findet nicht statt, jedoch können Änsi 
Erklärungen in fremder Sprache, wenn und soweit c 
dies mit Rücksicht auf die Wichtigkeit der Spracl 
forderlich erachtet, auch in der fremden Spracne ii 
tokoU oder eine Anlage niedergeschrieben werden 
geeigneten Fällen kann dem Protokolle eine durch 
metscher zu beglaubigende Uebersetzung beigefügt 
§ ö. Die Beeidigung des Dolmetschers erfolg 
allemal oder vor Ausübung seiner Verrichtung im 
Falle dahin : dass er treu und gewissenhaft übertraf 
Wird ein Beamter als Dolmetscher angestellt, 
der Dienst-Eid den Dolmetsch-Eid. 

§. 6, Bei Händlungen der freiwilligen Geric 
können die Betheiligten dem Dolmetscher die Ahle 
Eides erlassen. 

Dieser Verzicht muss in der Sprache der B 
im Protokolle vermerkt werden. 

Bei denjenigen Handlungen der freiwilligen 
barkeit, bei denen die Zuziehung eines Protokollfi 
setzlich nicht erfordert wird, bedarf es auch der 
eines Dolmetschers nicht, wenn der Richter dei 
Sprache mächtig ist. 

§. 7. Die Zuziehung eines Dobnetschers kann uni 
wenn die betheiligten Personen sämmtlich der fremde 
mächt^ sind. In diesem Falle kann das Protokoll, 
Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit betrii 
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fremden Sprache aufgenommen, es muss jedoch die Ubersetzimg 
in das Deutsche alsbald bewirkt werden. 

Falls das in deutscher Sprache aufgenommene Protokoll 
der Genehmigung seitens einer der deutschen Sprache nicht 
mächtigen Person bedarf, ist es derselben durch eine der 
amtlich mitwirkenden Personen in der fremden Sprache vor- 
zutragen. 

§. 8. Der Dienst des Dolmetschers kann von dem Gerichts- 
schreiber oder Protokollführer wahrgenommen werden, sofern 
der Gerichtsschreiber der Protokollführer gleichzeitig als 
Dolmetscher angestellt ist. 

§ 9. Die in den §§ 4 und 8 für die Verhandlungen vor 
den Gerichten gegebenen Vorschriften finden auf die Ver- 
handlungen vor den Verwaltungsbehörden in denjenigen Ange- 
legenheiten, für welche ein contradictorisches Verfahren vorge- 
schrieben ist, sowie die Verhandlungen vor den Auseinander- 
setzungs-Behörden und den Commissarien derselben und auf 
die mündlichen Verhandlungen vor den Standesbeamten ent- 
sprechende Anwendung. 

§ 10. Alle diesem Gesetze entgegenstehenden Vorschriften 
treten ausser Kraft. 

V. 

Sprachenentwürfe, welche inn Reichs- 
rathe eingebracht wurden (auf Grund 

der Staatssprache). 

1. Antrag Wurmbrand. 

2. Antrag Scharschmied. 

Antrag des Abgeordneten Grafen Wurmbrand und Genossen. 

Das hohe Haus wolle beschliessen : 

„Die Regierung wird aufgefordert, in Ausführung des 
Artikels 19 des Staatsgrundgesetzes vom 21. December 1867 
über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger einen Gesetz- 
entwurfeinzubringen, wodurch unter Festhaltung der deutschen 
Sprache als Staatssprache der Gebrauch der landesüblichen 
Sprachen in Amt, Schule und öffentlichen Leben geregelt wird". 

In formeller Beziehung wird beantragt, diesen Antrag 
einem aus dem ganzen Hause zu wählenden Ausschusse von 
36 Mitgliedern zur Vorberathung zuzuweisen. 

Wien, 10. Mai 1880. 

6raf Wurmbrand. 

Antrag des Abgeordneten Freiherrn v, Schar schmied und Genossen, 

Das hohe Haus der Abgeordneten wolle dem anruhenden 
•/. Entwürfe eines Gesetzes, „womit unter Festhaltung der 
deutschen Sprache als Staatssprache Durchführungsbestim- 
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mungen zum Artikel XIX des Staatsgrundgesetzes vom 21. 
December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, über die allgemeinen 
Rechte der Staatsbürger erlassen werden (Sprachengesetz)," 
seine Zustimmung ertlieilen. 

In formeller Beziehung wird angetragen, das hohe Haus 
wolle mit der Vorberathung dieses Antrages einen aus dem 
g'anzen Hause zu wählenden Ausscliuss von 36 Mitgliedern 
beauftragen. 

Wien, 8. Februar 1886. 

Scharschmied. 

Gesetz vom .... 

womit unter Festhaltuug der deutschen Sprache 
als Staatssprache, Durchführungsbestimmungen 
zum Artikel XIX des Staatsgrundgesetzes vom 21. 
December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, über die allgemei- 
nen Rechte der Staatsbürger erlassen werden. 

(S p r a c h e n g e s e t z). 

Mit Zustimmung beider Häuser des Reichsrathes finde 
Ich anzuordnen, wie folgt: 

§ 1. Die deutsche Sprache ist als Staatssprache bei allen 
Staatsbehörden, Staatsämtern und Gerichten im inneren Dienste, 
sowie im Verkehre derselben untereinander ausschliesslich zu 
gebrauchen. 

Alle Erledigungen und Ausfertigungen der Centralstellen 
und höchsten Gerichtshöfe sind nur in deutscher Sprache 
hinauszugehen, auch wenn die Eingabe in einer anderen 
Sprache an dieselben gerichtet war. 

Die öffentlichen mündlichen Verhandlungen bei den höch- 
sten Gerichtshöfen werden in der deutschen Sprache geführt, 
welcher sich auch die Vertreter der Behörden und der Par- 
teien zu bedienen haben. Parteien, welche sich selbst ver- 
treten, können, wenn sie der deutschen Sprache nicht mächtig 
sind, sich der Landessprache (§ 7), welche ihre Muttersprache 
ist, bedienen. Sie haben jedoch zur Übersetzung ihrer Äusse- 
rungen in die deutsche Sprache entweder einen beeideten 
Dolmetsch mitzubringen oder nach den im Verordnungswege 
festzusetzenden Bestimmungen die Beigebung eines solchen 
von Amtswegen zu erwirken. 

§ 2. Mündliche Anbringen und schriftliche Eingaben 
in der deutschen Sprache sind bei allen Staatsbehörden, 
Staatsämtern und Gerichten anzunehmen und in derselben 
Sprache zu erledigen. 

§ 3. Die deutsche Staatssprache ist in Volksschulen auch 
abgesehen von den Bestimmungen des § 22 als Unterrichts- 
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spräche entweder ausschliesslich oder neben einer Landes- 
sprache (§ 7.) . oder endlich als Unterrichtsgegenstand dort 
einzuführen, wo es die Schulgemeinde begehrt. 

Die Schulbehörde kann auch ohne solches Begehren nach 
Massgabe des nachgewiesenen Bedürfnisses oder des vorhan- 
denen staatlichen Interesses die Errichtung von Volksschulen 
mit der deutschen Sprache als Unterrichtssprache verfügen, 
wenngleich selbe im Lande, beziehungsweise im Schulsprengel 
nicht üblich ist. 

Die deutsche Sprache bildet als Staatsprache einen obli- 
gaten Lehrgegenstand an den mehr als dreiclassigen Volks- 
schulen, an allen Bürgerschulen, sowie an den allgemeinen 
Volks- und Bürgerschulen, ferner an Lehrerbildungsanstalten, 
an Mittelschulen, sowie an den vom Staate erhaltenen Ge- 
werbe- und Fachschulen. 

§ 4. Bei allen Staatsprüfungen, welche Studien an einer 
Hochschule oder höherer fachlichen Lehranstalt voraussetzen, 
sowie bei Rigorosen|ist die vollkommene Kenntnis der deutschen 
Sprache durch Ablegung der Prüfung aus einem vom Candi- 
daten zu wählenden Gegenstande in dieser Sprache nach- 
zuweisen. 

Insbesondere ist bei den praktischen Staatsprüfungen, 
ferner bei Advocaten- und Notariatsprüfungen der Nachweis 
vollständiger Beherrschung der deutschen Sprache in Wort 
und Schrift zu liefern. 

Zur Erlangung eines Staatsamtes, sowie des Notariates 
ist der Nachweis der vollständigen Beherrschung der deutschen 
Sprache in Wort und Schrift erforderlich. 

Beamten bei öffentlichen Eisenbahnuntemehmungen, deren 
dienstliche Stellung sie zum Verkehre mit Parteien verpHchtet, 
haben sich über die Kenntnis der deutschen Sprache in Wort 
und Schrift auszuweisen. 

§ 5. Die Geschäftssprache des Reichsrathes und seiner 
Delegation ist die deutsche. 

Der Geschäftsordnung bleibt es vorbehalten zu be- 
stimmen, inwieferne mit Festhaltung der bisherigen Übung 
andere Sprachen bei den Verhandlungen gebraucht werden 
können. 

§ G. Die deutsclie Spraclie ist die Sprache der ßeichs- 
gesetze. 

§ 7. Als Landessprachen, deren Gebrauch in Schule, Amt 
und öffentlichem Leben für die Bezirke, wo dieselben üblich sind, 
durch die nachfolgenden Bestimmungen geregelt wird, sind 
anzusehen : 

die deutsclie, insoweit ihr nicht schon als Staatssprache 
eine besondere Stellung zugewiesen ist; 

in Österreich ob und unter der Enns, Steiermark, Kärtnen, 
Kraiu, Salzburg, Tirol und Vorarlberg, Triest, Böhmen, 
Mähren, Schlesien und in der Bukowina; 
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die böhmische in Böhmen, Mährea und f 

die polnische in Galizieo und Schlesien; 

die ruthenische in Galizieii und der Buk 

die slovenische in Steiermark, Kumten, B 
Görz und Istrien ; 

die serbo-croatische in Dalmatien und 

die italienische in Triest, Görz, Istriei 
Dalmatien ; 

die rumänische in der Bukowina. 

§ 8. Eine der im § 7. erwähnten Sprachen 
die in einem Gerichtsbezirke des betreffenden La 
anzusehen, wenn in dem Bezirke Gemeinden best« 
diese Sprache als ihre Amtssprache gebrauchen 
wenn zugleich mindestem? der sechste Tlieil der ei 
Bevölkerung in diesem Bezirke sich derselben a 
spräche bedient. 

In den Städten mit eigenem Statute sind Je 
als daselbst übliche anzusehen, welche von mm 
sechsten Theile ihrer einheimisolien Bevölkerung a 
Sprache gebraucht werden. 

Für Angelegenheiten der Angehörigen soh 
ist die betreffende Sprache auch hei den eic 
Umfang umfassenden Behörden (ßezirkshauptmar 
richtshof erster Instanz u. s. f.), zu welchen j 
gehört, als landesüblich zu behandeln. 

§ 9. Für die k. k. Behörden (Staatshehör 
amter, Gerichte) erster Instanz gelten im Verkf 
Parteien als Regel (§ 16.) nachfolgende Bestimm! 

Alle amtlichen Bekanntmachungen, welche 
meinen Kenntnis im Sprengel der betreffenden Behö 
sind, habeu in der Amtssprache und in den im Bezi 
Landessprachen zu eigenen. 

Dasselbe gilt von Drucksoi-ten, welche zur 
an Parteien, oder zum Gebrauche dei'selben diem 
machungen, welche nur für einsprachige Gemeinden 
sprach^en Bezirken bestinmit sind, können nebe 
spräche auch bloss in der Sprache der betreffender 
erfolgen. 

Die für Parteien bestinmiten behördlichen Aui 
die nicht (iber Einschreiten derselben erfolgen, 
Amtssprache oder in der im Bezirke üblichen Lj 
hinauszugeben, je nachdem deren Kenntnis bei 
vorausgesetzt werden kann. Die Kenntnis der vom 
Beachtung dieser Bestimmung gewählten Spra' 
Folge, d^s eine Zurückweisung der beliördlichen . 
aus Gründen der Sprache nicht statthaft ist. 

§ 10. Die Parteien können sich in ihrem 
Anbringen und schriftliclien Eingaben an die k. 
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erster Instanz der Amtssprache oder der im Bezirke der be- 
treffenden Behörde üblichen Landessprache bedienen. 

Bei den Verhandlungen hierüber ist sich im Verkehre 
mit den Parteien jener Sprache zu bedienen, in welcher das 
Anbringen, beziehungsweise die Eingabe erfolgte. Das Gleiche 
gilt von der hinauszugebenden Erledigung. 

Protokollarische Erklärungen können gleichfalls in der 
Amtssprache oder in einer im Bezirke üblichen Landessprache 
abgegeben werden und sind in der Sprache aufzunehmen, in 
welcher sie abgegeben wurden. 

Die Wahl zwischen den genannten Sprachen steht im 
contradictorischen Verfahren dem Gegentheile gleichfalls frei. 
Wenn sich die Streittheile verschiedener in dem Bezirke 
üblicher Landessprachen bedient haben, so hat auch die Er- 
ledigung beziehungsweise Entscheidung in den Sprachen zu 
erfolgen, deren sich die Parteien bedient haben, wenn sie sich 
nicht ausdrücklich darauf geeinigt hätten, dass die Erledigung, 
beziehungsweise Entscheidung bloss in einer der gebrauchten 
Sprachen hinausgegeben werde. 

Wenn mehrere Personen, welche zusammen einen Streit- 
theil bilden, sich über die Verhandlungssprache nicht einigen 
können, so entscheidet die Mehrheit und soweit dies nicht 
thunlich ist, die Behörde über die Sprache der Erklärungen 
und der an die Partei hinauszugebenden Erledigung. 

§ 11. Urkunden oder andere Schriftstücke, welche in 
einer der im Bezirke üblichen Landessprachen abgefasst sind 
und als Beilagen, Behelfe oder sonst zum amtlichen Gebrauche 
beigebracht werden, bedürfen keiner Übersetzung. 

§ 12. Die Eintragungen in die öffentlichen Bücher (Land- 
tafel, Bergbuch, Grundbuch, Eisenbahnbuch, Wasserbuch u. 
d. gl.), dann in die Handelsfirmen, Genossenschaften und ähn- 
liche Register haben in der deutschen Sprache und insofeme 
das mündliche oder schriftliche Ansuchen in einer anderen 
im Bezirke üblichen Landessprache erfolgte, ausserdem im 
Übersetzungswege auch in dieser zu geschehen. In letzterem 
Falle ist der Bescheid in beiden Sprachen hinauszugeben. Die 
Intabulationsclausel auf Urkunden ist in der Sprache des 
hinauszugebenden Bescheides beizusetzen. 

§ 13. Aussagen von Zeugen und Sachverständigen, sowie 
das Gutachten der letzteren ist nach Wahl derselben in der 
Amtssprache oder in einer anderen im Bezirke üblichen 
Landessprache aufzunehmen. 

§ 14. In strafgerichtlichen Angelegenheiten sind die 
Anklageschrift, sowie überhaupt die dem Angeschuldigten 
zuzustellenden Anträge, Erkenntnisse und Beschlüsse für den- 
selben in der Amtssprache oder in einer anderen im Bezirke 
üblichen Landessprache auszufertigen, je nachdem er sich der 
einen oder der anderen zu seiner Verantwortung bedient hat. 



In derselben Sprache ist auch die 1 
zu pflegen und sind in derselben insbesom 
des Staatsanwaltes und des Vertheidiger: 
Erkenntnisse und BeschlQsse zu verkünden 
Stimmungen darf nur insoferne abgeganger 
selben mit Rücksicht auf ausnahmsweise 
insbesondere mit Rücksickt auf die Sprs 
Betheiligten, auf die Zusammensetzung der C 
unausführbar sind, oder der Angeschuldig 
branch einer anderen znlässigen Sprache b( 
Bei Plauptverbandluogen gegen meli 
welche sich verschiedener zulässiger Spmi 
die Hauptverhandlung in jeuer Sprache ( 
bezirksüblichen Landessprache) abzuhalten, 
rieht für den Zweck der Hauptverhandli 
erachtet, wobei auf die Sprache, welche 
Angeschuldigten versteht, thunlichst ßedac 

In allen Fällen sind Aussagen der 
und der Zeugen, welche sich einer der obener 
bedienten, in derselben Sprache aufznuehni 
nisse und Beschlüsse jedem Angeschuldigl 
derselben Sprache zu verkünden und eventt 

§ 16. Für die k. k. Behörden (Staatsbehf 
Gerichte) zweiter Instanz gelten im Verkehr 
als Regel (§ 16) nachfolgende Bestimmunge 

Alle amtlichen Bekanntmachungen, \ 
meinen Kenntnis bestimmt sind, haben nebs 
in den Landessprachen zu ergehen, welche 
der ihnen unterstehenden Bezirke üblich sii 

Bekanntmachungen, welche nur für ein 
bestimmt sind, können neben der Amtespra( 
der im betreifenden Bezirke üblichen Lande 

Die Bestimmungen des § 10 bezüglich 
und der behördlichen Ausfertigungen, w 
Einschreiten der Parteien erfolgen, linden a 
zweiter Instanz sinngemässe Anwendung. 

Eingaben der Parteien, welche unmittell» 
zweiter Instanz gerichtet sind, können gl 
beliebigen in einem Bezirke des betreffend' 
üblichen Sprache verfasst sein. Inwiefern 
hierüber von der Behörde zweiter Instanz di 
erfolgt, ist dieselbe in der gesetzlich zulässi 
Eingabe hinauszugeben. 

Bei Erledigungen und Entscheidungen 
welche durch die Behörde erster Instanz 
gestellt werden, ist dafür zu seilen, dass 
der Partei in der Sprache der ersten Entecl 
geben werde. 

Es muss daher, falls diese Sprache ein 
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Amtssprache war, für eine authentische Übersetzung der Ent- 
scheidung II. Instanz Vorsorge getroffen werden. 

Bezüglich der mündlichen Strafverhandlungen II. Instanz 
finden die Bestimmungen des § 14 dieses Gesetzes sinngemässe 
Anwendung. 

§ 16. Inwieweit in einem Verwaltungsgebiete beziehungs- 
weise in einem gemischtsprachigen Bezirke, mehr als zwei 
Sprachen üblich sind oder die geringere Ausbildung einer der 
im § 7 erwähnten Sprachen oder die geringere Verbreitung 
der Kenntnisse ihrer fachtechnischen und fachwissenschaftlichen 
Terminologie die Durchführung der in den §§ 9 — 15 vorge- 
schriebenen Bestimmungen erheblich erschwert oder unthunlich 
erscheinen lässt, sind in administrativem Wege ausnahmsweise 
Abweichungen von diesen Bestimmungen zu erlassen, um den 
Gang der geordneten Administration und Rechtspflege zu sichern 

§ 17. Auch in Eingaben, welche unmittelbar an die Central- 
stellen gerichtet werden, können sich die Parteien der im § 7 
erwähnten Sprachen bedienen. 

§ 18. Inwieferne Gemeinden oder andere autonome Or- 
gane als Partei auftreten, finden auch auf dieselben die Be- 
stimmungen der §§ 8 — 17 sinngemässe Anwendung. 

§ 19. Die Gemeinde ist berechtigt, im amtlichen Verkehre 
mit den landesfürstlichen Behörden und zwar sowohl im na- 
türlichen, wie im übertragenen Wirkungskreise sich nach ihrer 
Wahl ihrer eigenen oder der staatlichen Amtssprache zu 
bedienen. 

Für Gemeinden mit eigenem Statute gelten im übertra- 
genen Wirkungskreise bezüglich der Sprache die für k. k. 
Behörden erster Instanz erlassenen Gesetze und Verfügungen. 

Die Gemeindevertretung bestimmt ihre Amtssprache. In 
gemischtsprachigen Gemeinden ist der sprachliche Verkehr 
der Parteien mit denselben unter Beachtung der Bestimmungen 
des Artikels XIX des Staatsgrundgesetzes vom 24. December 
1867, R. G. Bl. Nr. 142, sowie des gegenwärtigen Gesetzes 
durch die Gemeindevertretung zu regeln. 

Inwieferne die Sprache der Gemeinde nicht eine Landes- 
sprache ist (§ 7), hat die Gemeindevertretung für ihren Ver- 
kehr mit den k. k. Behörden und anderssprachigen Gemeinden 
sich einer Landessprache oder der staatlichen Amtssprache, 
beziehungsweise der Staatssprache zu bedienen. 

§ 20. Die autonomen Bezirksbehörden, als: Bezirksver- 
tretungen, Strassen-Contributionsfondsausschüsse u. s. w. kön- 
nen als ihre Geschäftssprache eine der im Bezirke üblichen 
Landessprachen oder die staatliche Amtssprache bestimmen. 

Im Verkehre der Parteien mit denselben finden die Be- 
stimmungen der §§ 8—17 sinngemässe Anwendung. 

§ 21. Im Verkehre der Parteien mit den Landesaus- 
schüssen finden die Bestimmungen der §§ 8 — 17 sinngemässe 
Anwendung. 
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§ 22. Bezüglich der Unterricht 
gelten als Regel die Bestimmungen 
Schulgesetzes vom H. Mai 1869, R. 
Wenn jedoch in einem Volkssc 
Landessprache von mindestens eii 
mischen Bevölkerung als Umgangs 
so hat auch diese Sprache als L 
Volkschule dann zu dienen, wenn 
Durchschnitte mindestens 40 dies 
schulpflichtige Kinder vorhanden 
Eltern oder gesetzliehen Vertreter 
Volksschulunterricht in dieser Sprd 
ferners die Gemeindevertretung, bez 
tungen der eingeschulten Gemeinden 
mindestens eine Minorität von einen 
diesem Begehren zustimmen. 

In solchem Falle ist in der 
Schulanstalt zu errichten, falls ni 
anderer Weise Vorsorge triflft. 

Die Verpflichtung zur Erhaltui 
hört jedoch auf, wenn in drei auf 
die Zahl der in dieser Schule einges 
schnittlich weniger als 30 heträgt. 

§ 23. An Privatschulen mit Öff 
eiue im Gebiete der betreffenden Lac 
Landessprache (§ 7.) als Unterrichtes 
§ 24. Bezüglich des Gebranchei 
Uoterrichtssprache in Lehrerbildung 
Stimmungen des § 31. des Reichävo 
Mai 1869, R. G. Bl. Nr. 62. 

§ 2ö. Die Landessprachen köni 
Bestimmungen des Alinea 3 des J 
Grundgesetzes vom 24. December 18 
Unterrichtssprache an Mittelschulen 
sien, Realschulen, Staatsgewerbeschu 
Eignung für den betreffenden Unterr 
§ 26. Die Unterrichtssprache { 
Fall zu Fall im Gesetzgebungswege 
§ 27. Inwieferne durch die Ver 
vom 5. Juni 1869, Z^ 2354, auf i 
EntSchliessung vom 4. Juni 1869 i 
Sprache des inneren Dienstes der c 
eingeftihrt wurde, dann inwieferne 
in Südtirol, Dalmatien und einigen 
bei Gerichten und Behörden als A 
Gebrauch steht, wird an diesem 
gegenwärtige Gesetz nichts geändert 

§ 28. Mit der Durchffllirung 
Gesammtministerium beauftragt. 
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VI. 

Sprachenanträge eingebracht inn Land- 
tage des Königreiches Böhnnen. 

(Auf Grund der Gleichberechtigung.) 

1. Allgemeine. 

a) Entwurf des Nationalitaetengesetzes der Fundamental- Artikel. 

b) Antrag des Abgeordneten W. Seidl vom 16. April 1861. 

c) Antrag des Abgeordneten Dr. Trojan von 12. Dezember 1885 auf 
Durchführung der Gleichberechtigung beider Landes^aprachen 
bei den öffentlichen Behörden und Gerichten im Eönigreicne Böh- 
men. (Ldtg. Nro. 200. Druck LXIII). 

d) Antrag des Abgeordneten Dr. Vaäat]^ vom 19. Dezember 1887 be- 
treffend die Durchführung der Gleichberechtigung der beiden 
Landessprachen im Königreiche Böhmen. 

2. Sprachenanträge rücksichtlich der autonomen Be- 

hörden: 

a) Gesetzentwurf vom 30. October 1889 (Ldtg. Nro. 397. Druck CVT.) 

b) Gesetzentwurf vom 9. April 1890 (Ldtg. Nr. 57 Druck 11). 

c) A^t^äge des Abgeordneten Dr. Sole vom 23. September 1892 und 

2. Jänner 1894. (Z. 234 Ldtg. Druck XXX). 

3. Sprachenanträge in Schulangelegenheiten. 

a) Gesetzentwurf betreffend die Errichtung und Erhaltung der Volks-, 
schulen für nationale Minoritaeten vom 16. November 1889 (Z. 484 
Ldtg. Druck CXLIII). 

b) Antrag der Abgeordneten Dr. Trojan und Dr. Julius Gregr 
vom 19. März 1892. (Ldtg. Nr. 309 Druck CVI). 

c) Antrag des Abgeordneten Dr. Julius Gregr vom 5. Mai 1893 
(Ldtg. 380 Druck CXIII). 

I. Allgemeine. 

Entwurf des Nationalitaetengesetzes der Fundamentalartikel, 

Gesetz vom 

betreffend den Schutz des gleich en Rechtes der 
böhmischen und deutschen Nationalität im König- 
reiche Böhmen. 

Mit Zustimmung des Landtages Meines Königreiches 
Böhmen finde Ich zu verordnen, wie folgt: 

§ 1. In allen Beziehungen des öffentlichen und bürger- 
lichen Rechtes haben der böhmische und deutsche Volksstamm 
im Königreiche Böhmen gleiches Recht auf Achtung, Wahrung 
und Pflege ihre» nationalen Eigenwesens und insbesondere 
ihrer Sprache. 

§ 2. Angehörige der einen Nationalität des Landes dürfen 
wegen ihrer Abstammung und Sprache weder durch Gesetze 
noch durch behördliche Verfügungen noch auch in Bezug auf 
Benützung jeder Art öffentlicher, mit Hilfe allgemeiner Landes- 
mittel erhaltener Anstalten ungünstiger behandelt werden, 



als Angehörige des anderen Yolksstamn» 
Umständen. 

Dies gilt insbesondere in Bezug anf 
passive Wahlrecht für öffentliche Vertretung! 
auf die gleichmässige Zolassung zu öffentlic 
"WQrden bei gleicher Bei^higung, in Bezug 
ßerücksichtigung bei FeststelluQg der V 
GerichtsspreDgel, bezüglich der Verhandluc 
lieber Behörden and Anstalten und des Ye; 
>volmer mit denselben, sowie auch hezüglicl 
sigen Gewährung der öffentlichen Mittel ui 
Ausbildung. 

§ 3. Die Landesgesetze sind in beiden L: 

Beschlussfassnng vorzulegen, zubeschliesseu u 

Bei allen Yerhandlungen des Landtags 

Mitglied beliebig der einen oder der ändert 

bedienen. 

Alle Mittheilungen der Regierung an d< 
alle Anträge und Beschlussfassungen im Li 
beiden Landessprachen Ausdruck zu ßndei 
Protokolle werden in beiden Landesspraci 
veröffentlicht. 

Der Vorsitzende der Landtages und s 
müssen beider Landessprachen mächtig sein 

§ 4. Die Bezirke zum Zwecke der 
lustizpilege und der Wahlen in VertretuH; 
einzutbeilen, dass jeder derselben soweit mögli 
einer und derselben Nationalität bestehe. 

§ 5. Die Amtssprache der Gemeinde 
Gemeindevertretung bestimmt. Wird dagegei 
wahlberechtigten eine Einwendung erhoben, 
Sprache mittelst Abstimmung der wahlberei 
deglieder durch absolute Majorität festzuste 
Stellt sich iu einer Gemeinde eine na 
von wenigstens einem Fftnftl der Wablberecl 
bat in dieser Gemeinde die andere Landes 
in Amtsgebrauch zu treten, dass die Gern 
ihrer in der Vertretung bedienen können, das 
Kundmachungen in derselben zu erlassen ui 
kehre der Gemeinde-Organe mit den Part( 
Sprache auch Eingaben anzunehmen und i 
sowie auch auf Verlangen Protokolle aufzut 
Diese Anwendung der anderen Laudesf 
falls in der Landeshauptstadt zu gelten. 

§ 6. Die Sprache der Mehrheit der B 
Bezirkes ist auch die Amtssprache der ] 
Wofern sich im Bezirke auch nur eine Gemi 
Nationalität befindet, so ist ihre Sprache na 
§ 5, Absatz 2, zum Amtsgebranche zuzulasa 

m. Pacik: „Skliion i. BegeluDg d. Spiacbenfuge in BObDu 
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§ 7. Die Amtssprache der Bezirksvertretung hat aach 
als Amtssprache der landesfürstlichen Bezirksbehördea und 
Gerichte zu dienen. 

Doch ist bei allen diesen im Verkehr mit den Parteien, 
über Begehren derselben die andere Landessprache insofern 
zuzulassen, dass in derselben Eigaben anzunehmen, zu ver- 
bescheiden und Protokolle aufzunehmen sind. 

§ 8. Im Verkehre unter einander bedienen sich coordi- 
^^nirte Behörden ihrer eigenen Amtssprache; ebenso unterge- 
^" rdn ete im Verkehre m it yorgesetztei^. [_ 




Kaiserliche und königliche Civilbehörden geben ihre 
Erlässe an untergeordnete Behörden in der Sprache der 
letzteren. 

Als Amtssprache aller kaiserlichen und königlichen 
Civil-Behörden, deren Wirkungskreis sich über das ganze 
Land erstreckt, haben gleichmässig die böhmische und deatsche 
Sprache Anwendung zu finden. 

Die für die Verwaltung des ganzen Landes bestellten 
landesfürstlichen und autonomen Behörden, sowie die für die 
1 . ^/ oRechtsprechung in höherer Instanz berufenen Gerichtshöfe \^ 
L *^^ ^^^"^^''^oaüssen so zusammengesetzt sein, dass bei denselben in beiden 

Landessprachen verhandelt werden könne. 

§ 9. Bei landesfürstlichen Behörden im Königreiche 
Böhmen darf Niemand als Conzepts-Beamte oder Richter an- 
gestellt werden, der nicht beider Landessprachen in Wort und 
Schrift mächtig ist. 

Insolange sich in Böhmen im öftentlichen Dienste Beamte 
vorfinden, welche nur einer Landessprache mächtig sind, ist 
dafür Sorge zu tragen, dass dieselben nur bei solchen Be- 
hörden verwendet werden, wo ihre Sprache die Amts- 
sprache ist. 

Autonome Behörden sind verpflichtet Vorsorge zu treJflfen, 
dass die Anwendung der Sprache der Minorität (§ 5 und 6), 
soweit sie nach dem Gesetze einzutreten hat, vollständig zur 
Durchführung gelangen könne. 

§. 10. Zum Schutze der Unverletzlichkeit des gleichen 
Rechtes beider Nationalitäten wird der Landtag in nationale 
Kurien e ingetheilt. 

'^ § ll. Die National-Kurien werden in folgender Weise 
gebildet: Die Vertreter der Wahlbezirge der Stadt- und 
Landgemeinden gehören der Kurie jener Nationalität an, 
welcher ihre Wahlbezirke angehören. 

Die Vertreter sprachlich gemischter Bezirke, die Vertreter 

des Grossgrundbesitzes und der Grossindustrie, sowie auch 

die Virilstimmberechtigten haben beim Eintritt in den Landtag 

die Wahl, ob und in welche Nationalkurie sie eintreten wollen; 

/ jedoch dürfen jene Vertreter des Grossgrundbesitzes, die selbst \ 

I einen Grossgrundbesitz haben, nur in jene Kurie eintreten, 

\ in deren Sprachgebiete ihr Grossgrundbesitz gelegen ist. Jy 
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Die National-Kurien haben sich nach Zusammentritt des 
Landtages zu einer neuen Session zu konstituiren und ihren 
Obmann zu wählen. 

In der Geschäftsordnung des Landtages sind die nöthigen 
Bestimmungen zu treffen, welche es der Kurie möglich machen 
die ihr zustehenden Rechte auszuüben. 

§ 12. Jede National-Kurie kann bei der jeweiligen Vo- 
tirung des Budgets verlangen, dass der darin für Scliul- und 
TJnterrichtozwecke überhaupt festgestellte Aufwand, insoweit 
er nicht für beiden Nationalitäten gemeinsame Anstalten seine 
Verwendung findet, im Verhältnisse des Steuerertrages aus 
den Bezirken ihrer Nationalität für Bilduugsanstalten ihrer 
Sprache verwendet werde. In demselben Verhältnisse kann 
sie die Zuweisung des Ertrages der zu diesem Zwecke ge- 
widmeten Fonds, insoferne sie keine bestimmte besondere 
Widmung haben, in Anspruch nehmen. 

Es bleibt jeder National-Kurie unbenommen, für Bildungs- 
anstalten ihrer Sprache eine besondere Umlage auf die Bezirke 
und Gemeinden ihrer Nationalität rechtsgiltig zu beschliessen. 

Die Ausübung der den Kurien in den vorstehenden 
Absätzen eingeräumten Rechte ist gesetzlich zu ordnen. 

Im Geiste dieser Bestimmung ist auch nationalen Mino- 
ritäten in Bezirken und Gemeinden durch das Gesetz eine 
ähnliche Gewähr zu bieten, dass sie nach Zulass der aus den 
zu BilduDgszwecken gewidmeten Bezirks- und Gemeindeein- 
künften verhältüissmässig auf sie entfallenden Mittel, oder 
durch besondere Umlagen, oder aus anderen eigenen Mitteln, 
unter Beobachtung der Landesschulgesetze für Gründung und 
Leitung von Anstalten zur Ausbildung der Jugend ihrer Na- 
tionalität in deren eigenen Sprache Sorge tragen können. 

§. 13. Jede nationale Kurie kann verlangen, dass jene 
Bestimmungen eines Gesetzentwurfes, welche den Gebrauch 
der Sprache im öffentlichen Leben, bei Behörden und in 
solchen Bildungsanstalten, welche nicht ausschliesslich der 
anderen Nationalität gewidmet sind (§ 12), betreffend, nach 
der zweiten Lesung im Landtage noch einer Abstimmung 
nach Nationalkurien unterzogen werden. 

Nach einer solchen Abstimmung ist jene Bestimmung 
für abgelehnt zu betrachten, gegen welche die absolute Ma- 
jorität der Gesammtzahl einer Kurie gestimmt hat. 

Dies gilt insbesondere auch für die zur weiteren Aus- 
führung dieses Gesetzes zu erlassenden Gesetze. 

§ 14. Bei der Wahl von Abgeordneten des Landtages 
in Vertretungskörper, an denen das Königreich Böhmen mit 
anderen Königreichen und Ländern des Reiches Theil nimmt, 
muss mindestens ein Drittel der Gewählten der böhmischen 
und mindestens ein Viertel der deutschen Nationalkurie 
entnommen sein. 
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C§ 15. Das gleiche Recht der beiden Volksstämme wird 
unter den Schutz dos Krönungseides gestellt. 
— § 16. Das gegenwärtige Gesetz ist bezüglich jeder 
Abänderung wie ein Landesgrundgesetz zu behandeln. 

Jede Abänderung desselben bedarf ausser dem zu ihrer 
Geltung der Annahme durch beide Nationalkurien des Land- 
tages. — 

Antrag des Wenzl Seidig Abgeordneten für die königl, Städte 
Klattau u, Tauss behufs Durchführung der Gleichberechtigung 

der Landessprachen in den Ämtern, 

Der hohe Landtag wolle beschliessen : 

Die Gleichberechtigung beider Landessprachen in den 
Ämtern ist auf Grundlage nachstehender Grundsätze durch- 
zuführen : 

1. In böhmischen Städten und Bezirken ist bei der ge- 
sammten Amtsführung die böhmische Sprache so zu gebrauchen, 
wie in deutschen die deutsche. 

2. In Städten und Bezirken mit gemischter Bevölkerung 
ist sich beider Sprachen nebeneinander gleichmässig zu bedienen. 

3. Im ganzen Königreiche muss der Böhme wie der 
Deutsche auf seine Eingaben in seiner Sprache Entscheidungen 
jeder Art erhalten. 

4. In zweiter und dritter Instanz ist die Gleichberechti- 
gung in der Art zu beobachten, dass auf böhmische Akten in 
böhmischer, auf deutsche in deutscher Sprache, bei gemischten 
Parteisachen in beiden Sprachen die Entscheidung erfolgt. 

5. Die Gleichberechtigung hat in dieser Art Geltung 
sowohl im innern als äusseren Dienste, bei den koUegialbe- 
rathungen, bei der Korrespondenz und bei der Berichter- 
stattung an höhere Behörden. 

6. Die Entscheidung, welcher Ort, oder Bezirk deutsch, 
böhmisch oder gemischt ist, hat auf der Art und Weise zu 
beruhen, in welcher von der Kanzel gesprochen wird. 

7. Wo eine überwiegende Mehrheit einer Nationalität 
besteht, hat die Amtirung in der Sprache derselben zu 
geschehen ; was die Minderheit betrifft, so bleibt ihr der 
Gebrauch ihrer Sprache bei allen Eingaben und bei den Ver- 
handlungen vorbehalten und muss die Entscheidung in ihrer 
Sprache erfolgen. 

8. In böhmischen und gemischten Bezirken sind schon 
dermal nur solche Beamte anzustellen, die beider Sprachen 
vollkommen mächtig sind und in deutschen ist unter diess 
dafür Sorge zu tragen, dass der Artikel 8 durchgeführt 
werden könne. 

In Zukunft, und zwar vom Jahre 1862 an soll auch in 
deutschen Ortschaften kein Beamte angestellt werden, welcher 
beider Sprachen nicht mächtig wäre. 

Prag, den 15. April 1861. We/iJ?/ Je/rf/. 



Antrag des Abgeordneten Dr. Johann Vas 

Betreff der Durchführung der Gleichöerei 

Landessprachen im Königreiche 

Der hohe Landtag hat in seiner am 
200 Ldtg. abgehalteneu Sitzung tlber Antra 
Dr. Trojan und Genossen folgende BescW 

I. 

„Der Landtag spricht die Ueberzengi 
mässheit der bestehenden Gesetze im gi 
Königreiches Böhmen die böhmische und ( 
als gleich berechtigte Landessprachen, \ 
landesübliche Sprachen zu gelten haben, 
Jedermann frei stehen müsse, bei allen k 
anderen landesfürstlichen Civil-Behördei 
böhmischer oder deutsclier Sprache anz 
alle k. k. Gerichte und andere landesfürst 
im ganzen Instanzenzuge in derselben S[ 
bandeln und entscheiden, beziehungsweist 
sollen. 

Die Kegierung wird aufgefordet, die 
in dieser Hinsicht strenge durchzuführen, 
diese als hiezu nicht ausreichend erkennt 
Setzvorlage« im verfassungsmässigen Weg 

IL 
Die Regierung wird aufgefordert, in 
kreise in Bezug auf den Verkehr staatl 
untereinander und mit autonomen Organt 
zu treffen, welche zu ungehinderter L 
Grundsatzes erforderlich sind und welche 
Anforderungen des öffentlichen Dienstes 
liehen Leitung den Verhältnissen und B( 
völkerung entsprechen und insbesondere 
teresse der Parteien gefordert werden. 

IIL 

Die Regierung wird aufgefordert, in 
dem Landesausschusse Gesetzentwürfe vor 
Landtage in seiner nächsten Session vorzi 

a) die Feststellung der Amtssprache au 
die hiebei vorzusehende Sicherung di 
Minoritäten, 

b) der Gebrauch der Landessprachen 
nomer Organe untereinander und im 
Parteien, 



c) der Gebrauch der Landessprachen g 
Organe im Verkehre mit staatlichen ] 
vollkommener Gleichberechtigung bei 
und genau geregelt werde. 

IV. 

Der Laadesausschuss wird beauftragt 
ausgesehene Einverständoiss mit der Regit 

Es ist uns nicht bekannt, dass die hc 
gesehen von den Gerichten rücksichtlich dt 
Behörden (politischen, Finanz-, Schul-, Post 
äintern) zur Durchführung dieser Landtai 
Schritt unternommen hätte, es wurden bis 
vorlagen im verfassungsmässigen Wege 
auch der Landesansschass hat bis jetzt kej 
vorgelegt und nicht einmal einen Bericht 
ob und in welcher Richtung das Einve 
Regierung hinsichtlich der angeführten ] 
angestrebt worden ist. 

Es wurde bloss für das Oberlande 
Ordnung des Justizministeriums vom 21 



Diese Verordnung jedoch, welche in g 
Weise die vollständig in deutscher Sprai 
handlung und Erledigung (mit Ausnahme 
Urtbeils sammt Gründen) bestehen liess, isi 
unzureichend. 

Bei dem k. k. obersten Gerichtshofe i 
angelegenheiten und bei dem Verwaltungsj 
in Betreff des Gebrauches der böhmischen 
überhaupt noch keine Abhilfe getroffen, 
Gründe, welche bei der zweiten Instans 
werden, auch hier dem Wesen der Sache i 
der die Justizpflege gewährleistenden Gese1 
liilfe nothwendig erscheinen lassen. In der 
sogar bei der mündlichen Verhandlung vo 
Gerichtshöfen der Gebrauch der böhmisht 



In Erwägung schliesslich, dass die < 
der beiden Landessprachen in den Äemte 
nach den bestehenden Gesetzen in diesem 
jeher genau bestimmt ist, dass dasselbe '. 
die Gesetze aus der Zeit des Absolustismu; 
ist, dass dieses Kecht sogar im Grande de 
snng vom J. 1867 durch Staatsgrundges 
wurde und dass die gegenwärtige k. k. Re| 
führung dieses Rechtes wiederholt verspr 
wir den Antrag: 
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Der hohe Landtag wolle die 
Landesausschnss wiederholt und mit 
Eingangs citirten LaadtagsbeschlQs 

Dieser Antrag ist einer Komn 
von welchen jede Landtagskurie eim 
hat, zuzuweisen. 

Prag, am 19. Dezember 1887. 

2. Sprachenanträge rücksicli 
Behörde! 

Gesetsentwurf betreffend den Gebt 

sprachen bei den autonomen Behöro 

(Ldtg. Nro. 397> ^ 

Gesetz vom . . 

wirksam für das Königreicl 

den Gebrauch der beiden La 

autonomen Beliörden 

lieber Antrag des Landtages M 
finde Ich anzuordnen wie folgt: 

§ 1. Der Gemeindevertretung 
Geschäftssprache für alle Angelegei 
und des übertragenen Wirkuagskre 

Sie bestimmt daher unter Vorb 
, 4 dieses Gesetzes enthaltenen Anoi 
meinde obliegenden Geschäfte nur 
geführt werden, oder, ob und in.v 
die andere Landessprache in Verwi 

§ 2. Schriftliche Eingaben, wt 
wem immer einlangen, sind ancli 
Verhandlung zn ziehen, wenn dii 
Sprache abgefasst sind, welche nich 
Gemeinde dient. 

§ 3. Es steht der Gemeinde 
sie gelangenden Eingaben in ihrer 
zu erledigen. 

In Städten, welche ein eigen« 
Organe der Gemeinde verpflichtet, 

teien einlangenden schriftlichen uii „ ._ 

jener Landessprache zu erledigen, in welcher dieselben ein- 
gebracht worden sind. 

In anderen Gemeinden tritt diese Verpflichtung nur dann 
ein, wenn wenigstens ein Fanftheil der Einwohner sich der 
Landessprache bedient, welche nicht die Geschäftssprache 
dieser Gemeinde ist. 

§ 4. Den einzelnen Mitgliedern der Gemeindevertretung 
steht es frei, sich in den Sitzungen derselben der einen oder 
der anderen Landessprache zu bedienen. 
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§ 5. Der Bezirksvertretung steht die I 
Amtssprache zu. 

Sie bestimmt daher unter Vorbeha 
§§ 6, 7 und 8 dieses Gesetzes enthaltenen . 
nur eine der beiden Landessprachen als ihr» 
dienen, oder ob and in welchem Masse bei '. 
Geschäfte auch die andere Landessprache in 
kommen habe, oder endlich ob beide La 
Amtssprachen der Bezirksvertretung zu dien 

§ 6. Schriftliche Eingaben, welche an 
tretuDg oder an den Bezirksausschnss vün wem 
sind auch dann anzunehmen and in Verhau 
wenn dieselben in jener Landessprache abgei 
nicht als Amtssprache der Bezirksvertretung 

§ 7. Es steht dem Bezirksausschusse in d< 
an ihn und an die Bezirksvertretung gelauj 
in der Amtssprache der Bezirksvertretung z 

Er hat jedoch mit den Gemeiden se 
ihrer Geschäftssprache zu verkehren, und is 
schäftssprache wenigstens einer Gemeinde 
eine andere ist, als die Amtssprache der B 
verpflichtet, alle an ihn oder die Bezirksv 
genden Eingaben in jener Landessprache 
welcher dieselben abgefasst sind, 

§ 8. Den einzelnen Mitgliedern der ] 
steht es frei, sich in den Sitzungen der ] 
und des Bezirksausschusses der einen oder 
spräche zu bedienen. 

§ 9. In den im § 3, Abs. 2, bezeichnet 
in gemischtsprachigen Gemeinden und Bezir 
haben die Kundmachungen in Gemeinde- 
Bezirksangelegenheiten in beiden Landesspri 

§ 10. Der Landesausschuss gebrauch 
sprachen als Amtssprachen. 

Er verkehrt in der Regel mit den Be; 
in ihrer Amtssprache und mit den Gemein 



Ausnahmen hievon sind bei Erledigung 
gelegenheiten dann zulässig, wenn die Eil 
nicht in jener Landessprache abgefasst ist, v 
oder Geschäftssprache der unteren autonomt 

Der direkte Verkehr des Landesausschi 
neu Parteieu findet in jener Landessprache 
deren Eingabe abgefasst ist, 

§. 11. Die Bezirksausschüsse und die 
kehren mit den Staatsbehörden in ihrer eig 
Geschäftssprache. 
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Die k. k. politischen, Justiz- 
hörden, verkehren mit den Bezirksati 
den ihres Amtsbezirkes in jener Li 
Amts- oder Geschäftssprache der 
Gemeinde dient. 

§ 12. Meine Minister des Inm 
Finanzen, dann fflr Kultus und ünterr 
fohrang dieses Gesetzes beauftragt. 

Gesetsenhvurf vom g. April iSgi 

Dieser Antrag iat identisch n 
vom 30. October 1889, bis auf folgt 
in mancher Kficksicht sehr wichtige 

Zu § 2 ist als zweite aliaea fol 
gefögt : 

Steht der Gemeinde die Kennta 
nicht zu Gebote und kann sich die 
nicht anderweitig beschaffen, so hat 
des Bezirksausschusses und falls a 
kenntniss und die Möglichkeit siel 
beschaffen, abgeht, durch denselben i 
desausschusses anzusprechen. 

Zu § 3. Die zweite alinea des 
lautet folgendermassen: 

In der k. k. Hauptstadt Prag e 
meinde verpflichtet, die im Verkehre e 
schriftlichen und mfladlichen Eingi 
spräche zu erledigen, in welcher die 
den sind. — 

Zu § 6. Znm §. 6 ist eine zwe 
folgendem Wortlaute: 

Steht der Bezirksvertretung die 
spräche nicht zu Gebote und kann si 
eine Übersetzung nicht anderweitig 
selbe die Vermittlung des Landesau 

Zu § 7. Der Artikel 7 ist rück; 
abgeändert und hat zu lauten: 

Dem Bezirksausscliusse steht et 
an ihn oder an die Bezirksvertretung 
in der Amtssprache der Bezirksvertr 
den Gemeinden seines Bezirkes ha) 
schältssprache zu verkehren. 

Hat wenigstens ein Fttnftheil 
Bezirkes eine andere Geschäftsspracl 
der Bezirksvertretnng, so ist der Bezi: 
alle an ihn oder an die Bezirksvert 
gaben in jener Laudessprache zu er 
selben abgefasst sind. 



Zu § 9. Der § 9. laatet in diesem I 
königlichen Hauptstadt Prag, dann "in g 
Gemeinden und Bezirken (§§ 1. 3. 5. 7.), 
machuugea in Gemeinde-, beziehungsweise 
lieiten in beiden Landesspraclien zu erfolge 

Zu § 11. Die zweite aliuea des § 11 b 
tischen, Justiz-Finanz-nnd Schuibebörden 
gestrichen. 

Anträge des Dr. Sole vom 2^. Septem 
vom 3. Jänner iSg^. 

Dieser Antrag ist von §. 1. — 11. i 
identisch mit dem Antrage vom 9. April 1 

Vom §. 12. — 23. incl. sind unter der Bez 
dem (rebrauche der Laudessprachen bei de 
folgende neue Bestimmungen: 

§ 12. Die Staatsbehörden im Lande si 
an die Parteien über deren mfludliches Anbr 
liehe Eingaben ergehenden Erledigungen 
spräche auszufertigen, iu welcher diis mfii 
vorgebracht wurde oder die Eingabe abgef 

§ 13. Protokollarische Erklärungen d( 
jener Landessprache aufzunelimen, in welc 
sgeben wurde. 

§ 14. Urkunden oder andere Schrift 
einer der beiden Landessprachen abgefa 
Beilagen, Belege oder sonst zum_amtlichen 
bracht werden, bedürfen keiner Übersetjsun 

§ 15, Die nicht über Einschreiten d 
genden behördlichen Ausfertigungen bal 
beiden Landessprachen zu erfolgen, die \ 
welche die Ausfertigung gerichtet werde 
wird. Ist die Sprache, deren sich die Pa 
bekannt, oder ist sie keine der beiden 1 
ist jene der Landessprachen zu gebrauchen, 
nach Beschaffenheit des Falles, wie insbea 
Aufenthaltsorte der Partei vorausgesetzt w 

§ 16. Alle amtlichen Bekanntmachu 
allgemeinen Kenntniss im Lande bestimn 
beiden Landessprachen zu ergehen. Ledig 
Bezirke oder Gemeinden bestimmte ami 
chungen haben in den Landessprachen zu < 
betreffenden Bezirken oder Gemeinden übli 

§ 17. In strafgerichtlichen Angeleg 
Anklageschrift, sowie überhaupt die den 
zuzustellenden Anträge, Erkenntnisse uii 
denselben in jener der beiden Landessprac 
deren er sich bedient hat. 
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In dieser Sprache ist auch die Hauptverhandlung zu 
pflegen und sind in derselben insbesondere die Vorträge des 
Staatsanwaltes und des Vertheidigers zu halten und die Er- 
kenntnisse und Beschlüsse zu verkünden. Von den Bestim- 
mungen des vorstehenden Absatzes darf nur insoferne abge- 
gangJBU werden, als dieselben mit Rücksicht auf ausnahms- 
weise Verhältnisse, insbesondere mit Rücksicht auf die Zusam- 
mensetzung der Geschworenenbank unausführbar sind oder 
der Angeschuldigte selbst den Gebrauch der anderen Landes- 
sprache begehrt. 

Bei Hauptverhandlungen gegen mehrere Angeschuldigte, 
welche sich nicht derselben Landessprache bedienen, ist die 
Hauptverhandlung in jener Landessprache abzuhalten, welche 
das Gericht für den Zweck der Hauptverhandlung entsprechen- 
der erachtet. 

In allen Fällen sind die Aussagen der Angeschuldigten 
und der Zeugen in der von ihnen gebrauchten Landessprache 
aufzunehmen und die Erkenntnisse und Beschlüsse jedem An- 
geschuldigten in dieser Sprache zu verkünden und auf Ver- 
langen auszufertigen. 

§ 18. In bürgerlichen Rechtstreiten ist das Erkenntniss 
sammt Gründen in jener Landessprache auszufertigen, in 
w^elcher der Rechtsstreit verhandelt wurde. Haben sich die 
Parteien nicht derselber Landessprache bedient, so hat, falls 
nicht ein Einverständniss vorliegt, dass das Erkenntniss 
sammt Gründen nur in einer der Landessprachen ausgefer- 
tigt werde, die Ausfertigung in beiden Landessprachen zu 
erfolgen. 

§ 19. Die Eintragungen in die öffentlichen Bücher (Lan- 
tafel, Bergbuch, Grundbuch, Wasserbuch u. s. w.), dann in 
die Handelsfirmen-, Genossenschafts- und andere öffentliche 
Register sind in der Sprache des mündlichen oder schriftlichen 
Ansuchens, beziehungsweise des Bescheides, auf dessen Grund 
sie erfolgen, zu vollziehen. 

In derselben Sprache sind die Intabulationsklauseln den 
Urkunden beizusetzen. Bei Auszügen aus diesen Büchern 
und Registern ist die Sprache der Eintragung beizubehalten. 

§ 20 Im inneren Dienste und im Verkehre mit anderen 
nichtuiilitärischen Staatsbehörden haben die Staatsbehörden 
im Lande die im eigenen Aratssprengel übliche Landessprache 
zu gebrauchen. Als übliche Sprache ist jene der beiden Landes- 
sprachen anzusehen, welche in mehr als vier Fünftheilen der 
Gemeinden des betreffenden Sprengeis als Geschäftssprache 
dient. 

Bei dem Landesschulrathe hat als die innere Geschäfts- 
sprache jeder der beiden Abtheilungen die Sprache der ihr 
ziigetheilten Schulen zu dienen und die Amtssprache der 
untergeordneten Schulbehörden richtet sich nach der Amts- 
sprache jener Abtheilung, welcher sie zugewiesen sind. 
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§ 21. Die in solche Sprengel elDgesetzteo Behörden, in 
welchen keine der beiden Landessprachen als die übliche 
im Sinne des § 20 angesehen werden kann, ferner die Staats- 
behörden in der Hauptstadt, haben im inneren Dienste beide 
Sprachen in der Weise zu gebi-auchen, damit die ganze Amts- 
lia,ndlang in jener Landessprache durchgeführt werde, in 
"welcher die Eingabe verfasst war, durch welche die Amts- 
haiidlung veranlasst wurde. Bei der Korrespondenz mit den 
nichtmilitärischen Staatsbehörden im Lande ist die (leschäfts- 
sprache der Behörde, an welche die Zuschrift gerichtet ist, 
zu gebrauchen. 

§ 22. Bei der Korrespondenz mit den autonomen Be- 
hörden im Lande haben die im § 20 bezeichneten Staats- 
behörden ihre eigene Amtssprache, die im § 21 bezeichneten 
Behörden aber diejenige Sprache zu gehrauchen, welche als 
Geschäftssprache der autonomen Behörde dient, an welche 
die Zuschrift gerichtet ist. 

Gebraucht die betreffende autonome Behörde beide Lan- 
dessprachen als Geschäftssprachen, so haben sich die im § 21 
bezeichneten Staatsbehörden jener Sprache zu bedienen, in 
■welcher die Eingabe verfasst war, durch welche die Amts- 
handlung veranlasst wurde. 

§ 23. Durch eine Verordnung der Regierung wird der 
Gebrauch der Landessprachen geregelt werden : 

a) bezüglich derKorrespondenz der nichtmilitärischen Staats- 
behörden mit den militärischen Behörden; 

b) bezüglich der Führung der Kassajournale und Kassa- 
ausweise, dann jener Regist-er und Gebabrungsnachwei- 
sungen, welche von den Centralorganen zur Ausübung 
der Kontrole oder zur Zusammenstellung periodischer 
Nachweisungen benützt werden ; 

c) bezüglich der inneren Manipulation des Staats-Eisenbabn-, 
Post und Telegrafendienstesjdann der den Centralorganen 
unmittelbar unterstehenden ärarisclien Industrieetablisse- 
ments, sowie bezüglich der Korrespondenz zwischen den 
hier angeführten Behörden. 

3. Sprachenanträge in Schulangelegenheiten. 

ff) Antrag auf Errichtung und Erhaltung von Volksschulen 

flir die nationalen Minoritäten vom i6. November iSSp. 

{Landtg Na. 484, Druck CXL/If.) 

Gesetz vom 

betreffend die Errichtung und Erhaltung der 
Volksschulen für nationale Minoritäten. 

Mit Zustimmung des Landtages Meines Königreiches 
Böhmen finde Ich anzuordnen wie folgt: 
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§ 1. Wenn im Umfange einer Schulgemeinde wohl öffent- 
liche Volksschulen — jedoch bloss mit einer und derselben 
Unterrichtssprache bestehen, zugleich aber mindestens 40 schul- 
pflichtige Kinder sich vorfinden, deren Muttersprache die 
andere Landessprache ist, und deren Eltern, Erzieher, oder 
gesetzliche Vertreter mindestens zwei Jahre in dieser Schulge- 
meinde wohnen, so ist daselbst eine provisorische öffentliche 
Volksschule mit der zweiten Landessprache als Unter- 
richtssprache zu errichten. 

Die Zahl der Klassen dieser provisorischen Schule wird 
in der Weise bestimmt, dass wenn die Zahl dieser Kinder 80 
erreicht, zwei Klassen errichtet werden, bei einer Zahl von 
160 Kindern drei Klassen und nach diesem Verhältnisse immer 
um eine Klasse mehr. 

Bei halbtägigem Unterrichte werden 100 Kinder auf eine 
Lehrkraft und demnach auf eine Klasse gerechnet. 

Für die provisorisclien Schulen gelten alle gesetzlichen 
Bestimmungen, welche überhaupt in Betreff der öffentlichen 
Volksschulen erlassen worden sind, insofern das vorliegende 
Gesetz nichts Anderes anordnet. 

§ 2. Die Gesuche um Errichtung solcher provisorischen 
Volksschulen werden von den Eltern, Vormündern, oder 
sonstigen Vertretern der schulpflichtigen Kinder oder von 
der Gemeindevertretung eingereicht. 

Die Erhebungen nimmt von Amtsvvegen der Vorsitzende 
des Bezirkschulrathes vor, unter Mitwirkung des nächsten, 
für Schulen mit der bezüglichen Unterrichtssprache bestellten 
Bezirksschulinspektors. 

Die Erhebuogen sind in der Richtung zu pflegen, wie 
viele Kinder mit der fraglichen Muttersprache sich in der 
Schülgemeinde befinden, und ob deren Eltern, Erzieher oder 
gesetzliclie Vertreter mindestens 2 Jahre in der Schulgemeinde 
wohnen. 

Die Schulbehörden können auch dann, wenn darum nicht 
angesucht wurde, die vorbezeichneten Erhebungen einleiten. 

§ 3. Die Lokalitäten für die provisorische Schule sind 
in der Regel durch Miethe zu beschaffen und nur da, wo 
dies nicht möglich ist, soll der Bau eines neuen Schulhauses 
unternommen werden. 

Die Besorgung der Schullokalitäten, sowie der sachlichen 
Erfordernisse liegt dem Ortsschulrathe ob, welcher für eben 
diese Schule eingesetzt ist (§ 7, L. G. vom 24. Feber 1873, 
Z. 17 L. G. Bl.) 

Der mit der Miethe der Schullokalitäten und mit Be- 
schaffung der sachlichen Erfordernisse verbundene Aufwand 
wird aus Landesmitteln gedeckt. 

Bei Lokalitäten für provisorische Schulen können die 
Schulbehörden Ausnahmen von den Regeln zulassen, welche 
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in dem Landesgesetze vom 19. Feber 1870, Z. ! 
in den §§ 13, 14, 16, 16, aufgestellt sind. 

Wo in Ermangelung von Lokalitäten, we 
provisorische Schule durch Miethe zu beschaffen 
Saue eines neuen Schulgebäudes geschritten w 
-wird der damit verbundene Aufwand vorläufig 
mitteln bestritten. 

Wird sodann gemäss § 4 dieses Gesetze.? die | 
Schule für eine definitive erklärt, so hat die Sc 
dem Landeafonde einen Theil des mit derErrichtu 
Schulgebäudes verbundenen Aufwandes nach dt 
zu ersetzen, welcher im § 5 dieses Gesetzes best 

§ 4. Besteht die provisorische Schule durcl 
und hat sie nach einem fünfjährigen Durchschnitt 
■vierzig Schüler, so wird die Schule definitiv e 
zwar mit so viel Klassen, als nach dem Durch 
letzten drei Jahre die Schule Lehrkräfte haben s 

Der erwähnte fünfjährige und dreijährige '. 
wird nach der Zahl der zu Beginn jedes Scbulji 
schriebenen Schüler bestimmt, welche in der Sc 
wohnen. 

§ 5. Wo öffentliche Volksschulen für nationale 
schon vor der Wirksamkeit dieses Gesetzes rech 
richtet sind, oder wo noch weiterhin Volksschulen 
Gesetze (§ 4.) definitiv errichtet werden, dort sin 
gemeinden Unterstützungen aus Landesmitteln z 

Diese Unterstützungen ertheilt der Landi 
nach Massgabe des erwiesenen Bedürfnisses und d 
Zwecke vom Landtage bewilligten Jahresdotatioi 
im Verhältnisse zu dem Betrage, um welchen der 
Schnlgemeinde ein höherer Aufwand erwächst, a 
selbst die Schule mit der zweiten Landessprache ni 

§ 6. Auch den Gemeinden, welche einen sei 
städtischen Schulbezirk bilden, kann der Land« 
zur Errichtung und Erhaltung von Schulen für i: 
Doritäten Unterstützungen gewähren, welche er für 
erachtet; zu diesem Behufe hat er die erforderli( 
in den Landesvoranschlag einzustellen. 

§ 7. Weun bei irgend einem, nach diesem 
richteten Gebäude die Widmung zu Sclmlzwec! 
80 können diejenigen, welche zu dessen Errichtung 
haben, darüber wie über ihr Eigenth'um verfüge 
im Verhältnisse zu dem bei Errichtung des Gebäui 
geleisteten Beitrage. 

§ 8. Dieses Gesetz tiitt in Wirksamkeit mit i 
des der Kundmachung desselben nachfolgenden 

§ 9. Mein Minister für Kultus und Uuterr 
der Durchführung dieses Gesetzes beauftragt. 
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b) Antrag der Abgeordneten Dr. Trojan und Dr. ^^u/ius 
Gregr vom /p. März iSg2 (Landtg. Nr. jop. Druck OVI.) 

Gesetz vom 



betreffend die Durchführung der Gleichberech- 
tigung beider Landessprachen in den Volksschu- 
len und betreffend die Errichtung von Schalen 

für nationale Minoritäten. 

Ueber Antrag des Landtages Meines Königreiches Böh- 
men finde Ich anzuordnen wie folgt: 

§ 1. Beide Landessprachen im Königreiche Böhmen sind 
in den Volksschulen als Unterrichtssprachen gleichberechtigt. 

§ 2. Als Unterrichtssprache in den öffentlichen und Pri- 
vatschulen, sowie als Erziehungssprache in den Anstalten für 
nicht schulpflichtige Kinder im Königreiche Böhmen hat nur 
eine der beiden Landessprachen zu dienen. 

§ 3. In die allgemeinen Volksschulen und Bürgerschulen 
können nur solche Kinder aufgenommen werden welche der 
Unterrichtssprache kundig sind. 

Dasselbe ist auch in den Privat-, Volks- und Bürger- 
schulen, sowie in den Erziehungs- und Bewahranstalten für 
die noch nicht schulpflichtigen Kinder zu beobachten. 

§ 4. An den allgemeinen Volksschulen darf die zweite 
Landessprache nicht einmal als unobligater Gegenstand ge- 
lehrt werden. 

§ 6. Sowohl die böhmische Nation als auch die deutsche 
Nation im Königreiche Böhmen haben überall dort den An- 
spruch auf Errichtung einer allgemeinen Volksschule für 
ihre nationale Minorität, wo die im § 6. dieses Gesetzes 
angeführten Bedingungen zutreffen. 

§ 6. Bestehen im Sprengel der Schulgemeinde nur allge- 
meine Volksschulen mit einer und derselben Unterrichtssprache, 
und befinden sich daselbst wenigstens 40 schulpflichtige 
Kinder, deren Muttersprache die zweite Landessprache ist, 
und deren Eltern oder Pflegeeltern wenigstens durch zwei 
Jahre in demselben Schulsprengel wohnen, so muss für die- 
selben eine provisorische öffentliche allgemeine Volksschule 
mit der zweiten Landessprache als Unterrichtssprache auf 
Landeskosten errichtet werden. 

Bei halbtägigem Unterrichte werden 100 Kinder auf 
eine Lehrkraft, daher auf eine Classe berechnet. 

Auf die provisorischen Schulen haben, sofern in diesem 
Gesetze nicht etwas Anderes bestimmt wird, alle bezüglich 
der öffentlichen allgemeinen Volksschulen bestehenden Be- 
stimmungen Anwendung zu finden. 

§ 7. Die Gesuche um Errichtung von derartigen provi- 
sorischen allgemeinen Volksschulen sind von den Eltern, 



^Pflegeeltern oder gesetzlichen Vertretern der sc 
E^inder oder von der G-emeindevertretung za ül 
Die betreffenden Erbebungen hat der Vi 
Bezirksfichulrathes unter Mitwirkung des näcl 
Schulen mit der betreffenden Unterrichtsprac 
Eezirksschulinspectors, sowie eines vom Lan 
zu ernennenden Delegirten und eines von denje 
die Errichtung der Schule anstreben, gewählcei 
mannes von Amtswegen vorzanehmen.Den Gegen 
hebungen soll die Sichersteilungder Anzahl von 
der betreffenden Muttersprache in der Schulgeii 
die Constatirung des Umstandes bilden, ob ihre 
geeitern oder gesetzlichen Vertreter wenigstet 
Jahre in der betreffendeu Schulgemeinde wohne 
§ 8. Die Schulbehörden sind verpflichtet 
jedes Jahreri die Muttersprache, sowie die sprj 
higuug der schulpflichtigen Kinder gewissenhaft 
Finden dieselben, dass nach §§ 3 und 6 die Be 
die Errichtung einer Schule fQr Kinder mit der an 
Sprache vorbanden sind, so sind sie verpflichtet, c 
einer derartigen Schale selbst dann zu veranlass 
Seite der Eltern oder ihrer gesetzlichen Verti 
der Gemeinde am deren Errichtung nicht ang 
§ 9. Die Schulleiter sind bei Verlust ihn 
die Inhaber von privaten Unterrichts-, Erziehn 
wahranstalteii bei Verlust ihrer Befugnlss ve: 
Befolgung der Bestimmungen der §§ 3 und 4 d; 
gewissenhaft zu überwachen, 

§ 10. Die Localitäten für eine provisorisch 
in der Regel durch Miethe zu beschaffen und nu: 
unthunlich wäre, soll der Bau eines neuen £ 
unternommen werden. 

Die Beschaffung der Schullocalitäten, sowi 
chen Bedürfnisse obliegt dem für diese Schi 
Ortsschulrathe (§ 7. des Land.-G-es.vom 24. Feb 
17. L. G.-Bl.) 

Der mit der Miethe der SchulUocalitäten 
fung der sachlichen Bedürfnisse für die provisc 
verbundeneAufwand ist aus Landesmitteln zu d 
Bei der Miethe der Localitäten für provisor 
können die Schulbehörden Ausnahmen von den 
14, 15, und 16 des Landesgesetzes vom 19. Febi 
22 L.-G. Bl. enthaltenen Bestimmugen zulassen. 
Wenn bei Abgang entsprechender Locali 
fQr die provisorische Schule miethweise besc 
könnten, zum Baue eines neuen Schulgebäude 
werden muss, so wird der betreffende Aufwi 
aus Landesmitteln gedeckt. 

Si. Puik; ,SkliE«D E, Bcgeluiig d. SpnchanftHge In BObmen." 
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« 

Wird sodann die provisorische Schule im Sinne des 
§11 dieses Gesetzes für eine definitive Schule erklärt, so 
hat die Schulj2:emeinde einen Theil des mit der Errichtung 
des neuen Schulgebäudes verbundenen Aufwandes nach dem 
im § 12 dieses Gesetzes bestimmten Masstabe dem Landes- 
fonde zu ersetzen. 

§ 11. Bestand die provisorische Schule durch fünf Jahre 
und zählte dieselbe nachdem fünfjährigen Durchschnitte we- 
nigstens 40 Schüller, so ist eine definitive Schule zu errichten, 
welche so viel Classen haben soll, wie viel Lehrpersonen 
auf sie nach dem Durchschnitte der letzten drei Jahre ent- 
fallen. Der erwähnte fünfjährige und dreijährige Durchschnitt 
wird nach der Anzahl der zu Anfang jedes Jahres einge- 
schriebenen und in der betreflenden Sclmlgemeinde wohnen- 
den Schüler bestimmt. 

§ 12. Solchen Schulgemeinden, in welchen öffentliche 
allgemeine Volksschulen für die nationale Minorität bereits 
vor dem Inslßbeutreten dieses Gesetzes rechtsgiltig bestanden 
haben, oder nach diesem Gesetze definitiv (§ 11) errichtet 
werden, sind Subventionen aus Landesmitteln zu gewähren. 

Diese Subventionen \yerden vom Landesausschusse nach 
Massgabe des nachgewiesenen Bedürfnisses und der vom Land 
tage zu diesem Zwecke bewilligten Jahresdotation und zwar 
im Verhältnisse zu jener Summe bewilligt, um welche der 
Schülaufwand der betreffenden Schulgemeinde den . Betrag 
übertrifft, welcher dieselbe zu decken hätte, wenn daselbst 
die betreffende Schule mit der zweiten Landessprache nicht 
bestehen würde. 

§ 13. Auch jenen Gemeinden, welche einen selbststän- 
digen Stadtschulbezirk bilden, können vom Landesausschusse 
zur Errichtung und Erhaltung von Schulen für nationale 
Minoritäten angemessene Subventionen gewährt werden; zu 
diesem Zwecke sind die entsprechenden Beträge in den Lan- 
desvoranschlag einzustellen. 

§. 14. Erlischt die Widmung eines nach diesem Gesetze 
errichteten Gebäudes zu Schulzwecken, so können diejenigen, 
w^elche zur Errichtung desselben Beiträge geleistet haben, 
über dasselbe wie über ihr Eigenthum verfügen und zwar 
nach Massgabe der thatsächlich geleisteten Beiträge. 

§ 15. Dieses Gesetz hat mit dem Beginne des auf die 
Kundmachung dieses Gesetzes nächstfolgenden Schuljahres 
in Wirksamkeit zu treten und haben mit demselben Tage 
alle Vorschriften und Bestimmungen ausser Kraft zu treten, 
w^elche mit diesem Gesetze in Widerspruch stehen. 

§. 16. Mein Minister für Cultus und Unterricht ist mit 
dem Vollzuge dieses Gesetzes beauftragt. 



c) Antrag des Abgeordneten Dr. Julius Gregr vom S- 
{Ldtg. 380., Druck CXIII.) 

Gesetz vom .... 
betreffend die Unterrichtssprache an de: 
schulen und die Errichtung von Seh 
nationale Minoritäten. 

Ueber Antrag des Landtages Meines Königrei 
men fiiide Ich anzuordnen, wie folgt: 

§ 1. In den öffentlichen and Privatschulen im K 
Böhmen, sowie in den Erziehungsanstalten für 1 
Pflichtige Kinder darf nur eine der beiden Landess^ 
Unterrichts- und Erziehungssprache dienen. 

§ 2. In die (öffentlichen oder Privat) Volkssc] 
Bürgerschulen können nnr solche schulpflichtige Kir 
nommen werden, welche der Unterrichtssprache ku 

Basselbe ist auch in den Erziehungs- und Bewal 
für die noch nicht schulpflichtigen Kinder zu beob 

§ 3. Au den allgemeinen Volksschulen darf 
Landessprache nicht einmal als unobligater Gegei 
lehrt werden. 

§ 4. Bestehen im Sprengel der Schulgeraeinde 
meine Volksschulen mit einer Unterrichtssprache, ui 
sich daselbst wenigstens 30 schulpflichtige Kim 
Muttersprache die zweite Landessprache ist, so mu 
selben eine öffentliche allgemeine Volksschule mit ibi 
Sprache als Unterrichtssprache auf Laudeskostei 
werden. 

Die Zahl der Schnlklassen richtet sich oach 
der in die betreffende Schule eingeschriebenen Kin 

§ 5. Die Gesuche um Errichtung von derart] 
meinen Volksschulen für Minoritäten der zweite 
«pracbe sind von den Eltern, Pflegeeltern oder g 
Tertretern der schulpflichtigen Kinder oder von der 
Vertretung dem Landesausschusse zu überreichen. 

Der Laudesausschuss hat durch einen an Ort 
zu entsendenden Deiegirten Erhebungen über die . 
schulpflichtigen Kinder jener Laudessprache, für ■> 
neue Schule errichtet werden soll, zu pflegen ; dii 
bungen sind beiznziehen: 1. der Vorsitzende des k. '. 
schulrathes; 2. der nächste für' die Schulen der b 
Landessprache bestellte k. k. Bezirksschulinspekt 
Vertrauensmann jener, welche um die neue Schule 
haben. 

§ 6. Die Schulbehörden sind verpflichtet, 
jedes Jahres die Muttersprache, sowie die sprach] 
tiigung der schulpflichtigen Kinder gewissenhaft zi 
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Finden dieselben, dass nach §§ 4 und 6 die Bedingungen 
für die Errichtung einer Schule für Kinder mit der anderen 
Muttersprache vorhanden sind, so sind sie verpflichtet, die 
Errichtung einer derartigen Schule auf Landeskosten selbst 
dann zu veranlassen, wenn von Seite der Eltern oder ihrer 
gesetzlichen Vertreter and von der Gemeinde am deren Er- 
richtung nicht angesucht w^urde. 

§ 7. Die Schulleiter sind bei Verlust ihres Amtes und 
die Inhaber von privaten Unterrichts-, Erziehungs- und Be- 
wahranstalten bei Verlust ihrer Befugniss verpflichtet, die 
Befolgung der Bestimmungen des § 4 dieses Gesetzes bei 
den ihnen anvertrauten Anstalten gewissenhaft zu überwachen. 

§ 8. Die Lokalitäten für die Schulen der nationalen 
Minoritäten, sowie die übrigen Bedürfnisse sind auf Landes- 
kosten anzuschaffen. 

§ 9. Wo eine öffentliche allgemeine Volksschule für die 
nationale Minorität bereits vor dem Inslebentreten dieses 
Gesetzes bestand, ist dieselbe in Landes- Verwaltung und Er- 
haltung zu übernehmen. 

§ 10. Dieses Gesetz hat mit dem Beginne des auf die 
Kundmachung dieses Gesetzes nächstfolgenden Schuljahres 
in Wirksamkeit zu treten und haben mit demselben Tage alle 
Vorschriften und Bestimmungen ausser Kraft zu treten, welche 
mit diesem Gesetze in Widerspruch stehen. 

§ 11. Mein Minister für Uultus und Unterricht ist mit 
dem Vollzuge dieses Gesetzes beauftragt. 
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